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Etwas Demut und Respekt
vor der Rolle politischer
Gruppen bei der Gestal-
tung des Gemeinwesens for-
dert die Vorzimmerperle.
Arbeitsteilung sei in den
meisten Fällen unabding-
bar. Genauso wie der Bür-
germeister hält sie nichts
von Diven, die sich auf der
schiefen Bahn zum Egotrip
bewegen. Seite 15
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Kommunal-Stichwahlen:

Gemischte 
Bilanz

Mit teils überraschenden Ergebnissen warteten die
Kommunal-Stichwahlen in Bayern auf: In mehreren
großen Städten mussten etablierte Oberbürgermeis-
ter von CSU und SPD ihre Sessel räumen. Insgesamt
waren die Bürgerinnen und Bürger in 261 bayeri-
schen Gemeinden, Städten und Landkreisen aufgeru-
fen, nochmals den Gang an die Wahlurnen anzutreten.

In einigen Großstädten hat die
CSU schmerzliche Niederlagen
hinzunehmen. Weitaus erfreuli-
cher stellt sich die Situation bei

den Landrats-Stichwahlen dar:
Hier ging die Christlich Soziale
Union in 14 von 18 Entschei-
dungen als Sieger hervor. „Damit
stellt die Partei nunmehr 50 der
71 Landräte in Bayern“, betonte
Generalsekretär Andreas Scheu-
er am Wahlabend und sprach
von einem insgesamt erfolgrei-
chen Abschneiden der Christlich
Sozialen Union bei den Kommu-
nalwahlen.

In München bleibt das Ober-
bürgermeister-Amt in SPD-
Hand. Als Nachfolger von OB
Ude, der aus Altersgründen
nicht mehr antreten durfte, hol-
te sein Parteikollege Dieter Rei-
ter in der Stichwahl 56,7 Prozent
der Stimmen. Sein CSU-Kontra-
hent Josef Schmid erreichte 43,3
Prozent. Die Wahlbeteiligung lag
bei 38,5 Prozent. Eine herbe Nie-
derlage muss die SPD allerdings
verkraften: Erstmals seit fast 20

(Fortsetzung auf Seite 4)

Kommunalforum Alpenraum 2014:

Mehr Energie 
für die Gemeinden

Das neue Technologiezentrum des Traktorenwerks Lindner in
Kundl (Tirol) war heuer Treffpunkt für über 100 Bürgermeis-
ter und Gemeinderäte aus Tirol, Vorarlberg, Salzburg, Südtirol
und Bayern. Bei der 2. Auflage des Kommunalforums Alpen-
raum stand die Energiezukunft der Gemeinden im Zentrum der
Diskussion. Vernetzung und Wissenstransfer unter den Teilneh-
mern wurden dabei groß geschrieben. Als Kooperationspartner
fungierten der Bayerische Gemeindetag, der Österreichische
Gemeindebund, die Gemeindeverbände von Tirol, Salzburg und
Vorarlberg, der Südtiroler Gemeindenverband und Forum
Land und die Bayerische GemeindeZeitung.

Das praxisorientierte Themen-
spektrum reichte von Kleinwas-
serkraftwerken und Trinkwas-
serkraftwerken über regionale
Biomasseheizwerke bis zum
Contracting. Neben Vorträgen
im Plenum wurden erstmals
Thementische angeboten, bei de-
nen ein direkter Austausch mit
den Referenten möglich war.

Handlungsanleitungen

„Die Bürgermeister und Ge-
meinderäte sollen beim Kommu-
nalforum klare Handlungsanlei-
tungen bekommen, wie sie die
Energiezukunft in ihren Gemein-
den selbst mitgestalten können“,
erklärte Gastgeber Hermann
Lindner in seiner Begrüßung. Mit
Blick auf das erst vor kurzem
eröffnete neue Innovationszen-

trum des Tiroler Familienunter-
nehmens wies der Geschäftsfüh-
rer darauf hin, dass es sich dabei
um ein multifunktionales Ver-
kaufs- und Kundencenter handle,
bei dem besonderer Wert auf ei-
ne nachhaltige Bauweise gelegt
worden sei. Die Baumaterialien
stammten aus der Region, durch
die Dreifachverglasung und die
Energiesparkomponenten errei-
che das Gebäude fast Passivhaus-
standard. Eine Photovoltaikfassa-
de erzeuge umweltfreundlichen
Strom. Die Beleuchtung erfolge
durch besonders sparsame Leucht-
stoffröhren und LED-Scheinwer-
fer. Die Nutzfläche des Innovati-
onszentrums, in dem auch zeit-
gemäße Schulungsräume unter-
gebracht sind, betrage mehr als
2.000 Quadratmeter.

Ausbau der
heimischen Wasserkraft

Landeshauptmann-Stellvertre-
ter Josef Geisler erläuterte die
Energiestrategie des Landes Ti-
rol. Bis 2050 soll dort der Ener-
giebedarf halbiert und mit heimi-
schen Ressourcen wie Umwelt-
wärme aus Grundwasser, Erd-
wärme und Luft mit Wärme-
pumpentechnologie sowie Bio-
masse und Photovoltaik voll-
ständig gedeckt werden. Als we-
sentliches Standbein der Ener-
giestrategie nannte Geisler den
Ausbau der heimischen Wasser-
kraft durch die Großkraftwerke
des landeseigenen Energiever-
sorgers Tiwag, aber auch durch
regionale Wasserkraftwerke un-
ter Federführung von Gemein-
den. Es gelte, die bestehenden
1.000 Tiroler Kleinwasserkraft-
werke zu erhalten und zu opti-
mieren. Laut Geisler beträgt der

Anteil erneuerbarer Energie am
Endverbrauch derzeit bereits
mehr als 40 Prozent. Für Ge-
meinden werden Ressourcenbe-
wirtschaftungskonzepte erstellt. 

Kommunen als 
Schlüssel zur Veränderung

Die Bedeutung der Energie-
wende für den Alpenraum zeigte
Prof. Stefan Schleicher von der

Jahrestagung des Deutschen Landkreistags:

Reinhard Sager
ist neuer Präsident

Die Delegierten der auf dem Hambacher Schloss (Rheinland-
Pfalz) stattfindenden diesjährigen Jahrestagung des Deutschen
Landkreistages haben Reinhard Sager einstimmig zum neuen
Präsidenten des Deutschen Landkreistages gewählt. Damit
übernimmt der Landrat des Kreises Ostholstein das Präsiden-
tenamt des kommunalen Spitzenverbandes von Landrat Hans
Jörg Duppré, der nun Ehrenmitglied des Deutschen Landkreis-
tages ist. Darüber hinaus wählten die Delegierten Landrat Joa-
chim Walter (Landkreis Tübingen) für zwei Jahre neben den im
Amt bestätigten Landräten Thomas Kubendorff (Kreis Stein-
furt), Bernhard Reuter (Landkreis Göttingen) und Karl-Heinz
Schröter (Landkreis Oberhavel) zum Vizepräsidenten.

Sager bedankte sich für das
Vertrauen der Delegierten: „Ich
freue mich auf das Amt des DLT-
Präsidenten, das ich mit viel En-
gagement und persönlichem

Einsatz wahrnehmen werde. Ge-
rade in Zeiten knapper Kassen,
aufwachsender Sozialausgaben,
demografischer Veränderungen
und wirtschaftlichen Struktur-
wandels stehen die Landkreise
vor großen Herausforderungen.
Da ist es wichtig, dass der Deut-
sche Landkreistag als Interessen-
vertretung der 295 Landkreise in
Berlin kraftvoll agiert. Aktuell
zeigt dies gerade wieder die De-
batte um die Einlösung der Zusa-
gen aus dem Koalitionsvertrag
zur kommunalen Entlastung“,
erklärte Sager.

Dank an Duppré 

Außerdem dankte er Duppré
für dessen langjähriges Engage-
ment für die Sache der Landkrei-
se. In seiner Amtszeit habe die-
ser den Landkreisen eine starke
Stimme verliehen. Duppré habe
sich seit seinem Amtsantritt

2002 in hohem Maße um die
kommunale Selbstverwaltung
verdient gemacht. Hinter ihm
liege eine Rekordzeit als Präsi-
dent eines kommunalen Spitzen-
verbandes auf Bundesebene: Elf
Jahre, drei Monate und 19 Tage
hat er dieses Amt bekleidet – län-
ger als jeder seiner Vorgänger
seit Gründung des Landkreista-
ges im September 1916.

Ein weiterer Tagungsordnungs-
punkt war die Verabschiedung ei-
ner Resolution zur kommunalen
Entlastung durch den Bund. Dar-
in wird die Bundesregierung auf-
gefordert, die Zusagen im Koali-
tionsvertrag zeitnah und vollstän-
dig umzusetzen. Duppré: „Wir

(Fortsetzung auf Seite 4)

Abschlussdiskussion beim Kommunalforum Alpenraum (v. l.): Georg Keuschnigg, Forum Land; Andreas Schatzer, Präsident
Südtiroler Gemeindenverband und Bürgermeister von Vahrn; Mag. Johannes Tratter, Landesrat für Gemeindeangelegenhei-
ten Tirol; Moderator Alois Vahrner, Chefredakteur der Tiroler Tageszeitung; DI Elisabeth Blanik, Landtagsabgeordnete und
Bürgermeisterin von Lienz; Helmut Mödlhammer, Präsident Österreichischer Gemeindebund und Bürgermeister in Hallwang;
Ing. Rainer Siegele, Bürgermeister von Mäder und Obmann Umweltverband. 

Universität Graz auf. Seiner Auf-
fassung nach „müssen wir bereit
werden für radikal neue Tech-
nologien“. Viele der derzeitigen
Technologien für Gebäude und
Fahrzeuge seien vergleichbar
mit dem Stand der Mobiltelefo-
nie vor dreißig Jahren. Schlei-
cher: „Im Jahr 2050 kommen
wir spielend mit der Hälfte der
Energie von heute aus. Dazu
braucht es aber unter anderem
die Re-Regionalisierung der
Wirtschaft und neue Geschäfts-
modelle für die Energieerzeu-
gung. Nur Energie zu verkaufen,
ist für EVUs zukünftig zu we-
nig.“ Zudem müsse man auch
am Land verdichtet und mit we-
nig Mobilitätsbedarf bauen. Ge-
bäude würden verstärkt Teil der
Energie-Infrastruktur.

Josef Burtscher, Geschäftsfüh-
(Fortsetzung auf Seite 4)

Reinhard Sager. 

Dieter Reiter. 
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ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Werner Birkle

87740 Buxheim
am 14.4.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günter Schuster

84180 Loiching
am 8.4.

Bürgermeister Alfred Wolz
91635 Windelsbach

am 10.4.

Bürgermeister Guido Belzl
90602 Pyrbaum

am 12.4.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Landrat Christian Bernreiter

94469 Deggendorf
am 7.4.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stefan Breuer

95145 Oberkotzau
am 7.4.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Hier bekommt man das 
Rüstzeug zum Bürgermeister!

Bayerischer Gemeindetag hilft 
neu gewählten Rathauschefs beim Einstieg ins Amt

Zum kommunalen Profi in drei Tagen – so sehen es begeistert
die Teilnehmer des ersten von mehreren Seminaren des
Bayerischen Gemeindetags für neu gewählte Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister. „Hier bekommt man das Rüst-
zeug zum Bürgermeister“, meinte ein frischgebackener Man-
datsträger. Dr. Uwe Brandl, der Präsident des Bayerischen
Gemeindetags ist zufrieden: „Sämtliche Seminare sind be-
reits ausgebucht.“ 

Das Interesse der neu gewählten Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister an unserem Fortbildungsangebot ist groß. Ich freue
mich sehr über die hervorragende Resonanz.“

Am 1. Mai treten die bei den Kommunalwahlen erfolgreichen
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister ihr neues Amt an. In der
Zwischenzeit informieren sie sich in Seminaren des Bayerischen
Gemeindetags über grundlegende, organisatorische und perso-
nelle Fragen. Grundlagenkenntnisse erwerben die Teilnehmer
u.a. in folgenden Fachgebieten:
Kommunalfinanzen (Steuern, Finanzausgleich, Umlagen, 

Haushalt),
Planen und Bauen in der Gemeinde (Bebauungsplan, Flächen-

nutzungsplan, Baugenehmigung), 
Personalrecht (Dienstbezüge, Entschädigungen, Dienst-

vergehen und Haftung, Versicherungsschutz),
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Gemeinde, 
Kinder, Bildung und Betreuung, 
Sitzungsleitung, Ausschüsse, Rechtsstellung 

des 1. Bürgermeisters, 
Mitarbeiterführung und Organisationsfragen 
Folgende Termine sind derzeit noch vorgesehen:
24.03. – 26.03.2014  The Monarch Hotel, Bad Gögging
02.04. – 04.04.2014  Landhotel Geyer, Pfahldorf
07.04. – 09.04.2014  Arvena Reichsstadt, Bad Windsheim
14.04. – 16.04.2014  Relexa Hotel, Bad Steben
23.04. – 25.04.2014  Hotel Franziskushöhe, Lohr am Main
25.04. – 30.04.2014  Hirschenhotel, Parsberg
Aufgrund der großen Anfrage sind weitere Seminare in Planung.

Erste Lesung im Landtag: 

Nachtragsetat 2014 erstmals
über 50 Milliarden Euro 

Bayerns Staatshaushalt steigt auf die Rekordhöhe von mehr
als 50 Milliarden Euro. Der in der vergangenen Woche von
Finanzminister Markus Söder in Erster Lesung im Landtag
eingebrachte Nachtragshaushalt 2014 beinhaltet eine Er-
höhung des Budgets durch die Staatsregierung um rund 1,2
Milliarden Euro im Vergleich zum ursprünglichen Haus-
haltsplan. 

Der Finanzminister verteidigte die Erhöhung mit den weiterhin
stark sprudelnden Steuereinnahmen. Die Opposition sieht die Fi-
nanzlage im Freistaat weit weniger rosig und übte heftige Kritik
an dem rasanten Ausgabenwachstum. 

„Wir haben vollen Wind in unseren Segeln und können damit
zu neuen, noch besseren Ufern aufbrechen“, erklärte Söder unter
Beifall seiner Fraktion. Die Erhöhung des Nachtragsetats beruhe
u.a. auf den Mehrausgaben von 180 Mio. Euro für Asylbewerber,
200 Mio. Euro höhere Zahlungen in den Länderfinanzausgleich,
den Kosten für die Hochwasserschäden des vergangenen Jahres
von 400 Mio. Euro sowie dem innerbayerischen kommunalen Fi-
nanzausgleich mit 105 Mio. Euro. Der Finanzminister betonte,
die Staatsregierung bestreite sämtliche Ausgaben aus eigenen
Einnahmen und nicht mit Schulden wie in anderen Bundeslän-
dern. Der SPD-Haushaltsexperte Volkmar Halbleib kündigte eine
kritische Überprüfung im federführenden Haushaltsausschuss an.
In diesem Sinne äußerten sich auch die haushaltspolitischen
Sprecher der Freien Wähler und Grünen. rm

Taschenbuch für Gemeinde- und Stadträte in Bayern: 

Grundwissen für
kommunale Mandatsträger

Das handliche Taschenbuch ist für den Gebrauch in der Gemein-
deratssitzung konzipiert. Das klar strukturierte Buch beinhaltet
Kapitel zur Gemeinde und ihren Organen, zu den Gemeindefi-
nanzen und dem -haushalt, zum Planen und Bauen in der Ge-
meinde, zum Personal in den Gemeinden sowie zu Haftungsfra-
gen im kommunalen Bereich. 

Die Autoren behandeln den
Breitbandausbau und die Ener-
giewende in Bayern sowie das
Thema „Kameralistik vs. Dop-
pik“. Die Aktualisierungen des
Gesetzes über kommunale Wahl-
beamte und Wahlbeamtinnen
(KWBG) sind eingearbeitet. 

In alphabetischer Reihenfolge
werden wesentliche Begriffe aus
dem Haushalts- sowie aus dem
Bau- und Planungsrecht erläutert.
Schaubilder und Schemata ver-
deutlichen u.a. die Prüfung der
Beschlussfähigkeit im Gemein-
derat, die Gesamteinnahmen und
-ausgaben sowie die Steuerein-
nahmen der bayerischen Gemein-
den, den kommunalen Finanzaus-
gleich, die Aufstellung und Bean-
standung eines Bebauungsplans,
die Prüfung der Umweltbelange

und -auswirkungen, die Unter-
schiede zwischen Beamten und
Tarifbeschäftigten. 

Dank des überarbeiteten Stich-
wortverzeichnisses findet sich der
Benutzer rasch und sicher zu-
recht. 

Die Geschäftsordnungsmuster
für kleinere und für größere Ge-
meinden sowie neue Muster zur
Zugangseröffnung für die elek-
tronische Kommunikation und
zur Datenschutzbelehrung „Rats-
informationssystem“ runden den
Band ab. 

Die renommierten Herausge-
ber und Autoren thematisieren
Grundwissen für Mandatsträger
sowie spezielle Fragen aus ihrer
täglichen Beratungspraxis. Ein
Nachlesen im Gesetz ist nicht er-
forderlich. Wichtige Entscheidun-
gen aus der Rechtsprechung wer-
den angeführt. 

In dem handlichen Nachschla-
gewerk vermitteln die Verfasser
das unverzichtbare Fachwissen
für die kommunalen Mandatsträ-
ger in Bayern.

Hrsg. von Dr. Jürgen Busse,
Geschäftsführendes Präsidialmit-
glied des Bayer. Gemeindetags,
und Dr. Johann Keller, Geschäfts-
führendes Präsidialmitglied des
Bayer. Landkreistags, mit freund-
licher Unterstützung von Dr.
Andreas Gaß, Verwaltungsdirek-
tor beim Bayer. Gemeindetag,
Barbara Gradl, Referatsdirektorin
beim Bayer. Gemeindetag, und
Hans-Peter Mayer, Direktor beim
Bayer. Gemeindetag. 
Erschienen im Richard Boor-
berg Verlag GmbH & Co KG;
bestellung@boorberg.de;
www.boorberg.de 
2014, 4., überarbeitete Auflage,
392 Seiten, Euro 19,80; ab 10
Expl. Euro 19,–; ab 20 Expl. 
Euro 18,20; ab 40 Expl. Euro
17,– . Mengenpreise nur bei Ab-
nahme durch einen Endabneh-
mer zum Eigenbedarf.
ISBN 978-3-415-05208-6. 

Kommunale Steuereinnahmen
stiegen 2013 um 7,7 Prozent

Ansehnliches Plus sowohl bei der Gewerbesteuer
als auch beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer

Die kommunalen Steuereinnahmen stiegen im Jahr 2013 um
über eine Milliarde Euro auf knapp 15,1 Milliarden und lagen
damit um 7,7 Prozent über dem Ergebnis des Jahres 2012. Maß-
geblich für die Zunahme war derAnstieg bei der Gewerbesteuer
um fast 608 Millionen Euro bzw. zehn Prozent auf 6,7 Milliar-
den Euro. Die Einnahmen aus dem Gemeindeanteil an der Ein-
kommensteuer in Höhe von sechs Milliarden Euro übertrafen
das Ergebnis aus dem Vorjahr um knapp 446 Millionen Euro
bzw. acht Prozent. 

Wie das Bayerische Landesamt
für Statistik und Datenverarbei-
tung weiter mitteilt, erhöhten sich
im Betrachtungszeitraum zudem
die kommunalen Einnahmen aus
den Grundsteuern A und B um
1,3 Prozent auf über 1,7 Milliar-
den Euro. Die Einnahmen aus
dem Gemeindeanteil an der Um-
satzsteuer verzeichneten eine Zu-
nahme um 0,6 Prozent auf gut
615 Millionen Euro. Auch die
vom Volumen her weniger be-
deutenden „übrigen Gemeinde-

steuern“ stiegen um fast eine Mil-
lion Euro bzw. 1,9 Prozent auf gut
50 Millionen Euro an. 

10 % Gewerbesteuerplus 

Nach den Ergebnissen der vom
Bayerischen Landesamt für Statis-
tik und Datenverarbeitung durch-
geführten kommunalen Kassen-
statistik verzeichneten im Jahr
2013 die bayerischen Gemeinden
und Gemeindeverbände bei den
Steuereinnahmen ein Plus von

7,7 Prozent auf 15.095,4 Millio-
nen Euro. 

Dabei sind die Einnahmen der
Kommunen aus ihrer bedeutend-
sten Einnahmequelle, der Gewer-
besteuer, im Vorjahresvergleich
um 10,0 Prozent auf 6.700,8 Mil-
lionen Euro angestiegen. Vom
Gewerbesteueraufkommen in
Höhe von gut 8.205,2 Millionen
Euro führten die Kommunen
1.504,5 Millionen Euro Gewer-
besteuerumlage an das Land und
den Bund ab, so dass in den 
Gemeindekassen netto besagte
6.700,8 Millionen Euro verblie-
ben. Gegenüber dem Jahr 2012
ergibt das ein Plus von 607,6 Mil-
lionen Euro. 

8 % Plus bei Lohn- 
und Einkommensteuer

Die Einnahmen aus dem Anteil
an der Lohn- und Einkommen-
steuer, der vom Volumen her
zweitwichtigsten Steuerquelle der

bayerischen Städte und Gemein-
den, lagen mit 6.019,9 Millionen
Euro um 8,0 Prozent über dem
Ergebnis des Vorjahres. Beim Ge-
meindeanteil an der Umsatzsteu-
er ergab sich 2013 mit 615,3 Mil-
lionen Euro ein Zuwachs von 0,6
Prozent. 

Zugenommen hat auch das
Steueraufkommen aus den
Grundsteuern. Während aller-
dings die kommunalen Einnah-
men aus der Grundsteuer B um
1,4 Prozent auf 1.625,3 Millionen
Euro anstiegen, lagen die Einnah-
men aus der Grundsteuer A nur
bei knapp 84,0 Millionen Euro
und damit um 0,6 Prozent unter
dem Vorjahresergebnis. 

Die übrigen Gemeindesteuern
wie Hundesteuer, Zweitwoh-
nungssteuer und sonstige Steuern
erhöhten sich im Vorjahresver-
gleich um knapp 1,0 Millionen
Euro bzw. 1,9 Prozent auf gut
50,2 Millionen Euro.

Ausführliche Ergebnisse ent-
hält der Statistische Bericht „Ge-
meindefinanzen und Realsteuer-
vergleich in Bayern 2013“ (Be-
stellnummer: L22003 201344,
Preis: 13,70 Euro).

Unter www.statistik.bayern.de/
veroeffentlichungen kann der Be-
richt als Datei kostenlos herunter-
geladen werden. 

Verschärfung des 
Abgeordnetenrechts 
Landtag beschließt einstimmig neues Gesetz 

Ein knappes Jahr nach Bekanntwerden derAbgeordnetenaffäre
hat der Bayerische Landtag einstimmig ein neues Abgeordne-
tengesetz verabschiedet. Nachdem bereits seit Juni letzten Jah-
res den Abgeordneten die Kosten für Mitarbeiter bis zum 4. Ver-
wandtschaftsgrad nicht mehr erstattet werden, ist jetzt auch die
Pauschalbezahlung von Parteigeschäftsstellen für Zuarbeit aus-
geschlossen.

Verträge mit Firmen, die den
Abgeordneten gehören oder an
denen sie oder andere Abgeord-
nete mit mehr als 25 % beteiligt
sind, sind nicht mehr erstattungs-
fähig. Darüber hinaus ist nun
auch die Erstattung aus der Mitar-
beiterpauschale verboten, sofern
die Mitarbeiter zugleich im Un-
ternehmen des Abgeordneten tä-
tig sind. 

Mehr Sicherheit 
und Transparenz

Landtagspräsidentin Barbara
Stamm (CSU) sprach von einem
guten Tag für die bayerische
Volksvertretung. Besonders er-
freut sei sie über die parteiüber-
greifende Zustimmung zu den In-
halten. Josef Zellmeier (CSU) er-
klärte, mit der Neuregelung habe
der Landtag alle potentiell kriti-
schen Punkte bei der Beschäfti-
gung von Mitarbeitern abgearbei-
tet. Man habe jetzt mehr Sicher-
heit für die Abgeordneten und
mehr Transparenz für die Öffent-

lichkeit. Begrüßenswert sei auch
die klare Regelung des Prüfungs-
rechts durch den Obersten Rech-
nungshof (ORH). Zellmeier be-
dankte sich ausdrücklich für die
konstruktive Mitarbeit aller Frak-
tionen. 

Volkmar Halbleib (SPD) zeigte
sich ebenfalls zufrieden mit der
Neuregelung. Es gebe jedoch
noch Möglichkeiten der Optimie-
rung. Für die Freien Wähler (FW)
lobte Florian Streibl das neue Ab-
geordnetengesetz und dankte ins-
besondere der Landtagspräsiden-
tin für ihr Engagement bezüglich
einer strengeren Regelung. Tho-
mas Gehring (Grüne) bekundete
Zufriedenheit über die transpa-
rente Darstellung des Gesetzes. 

Darüber hinaus begrüßten alle
Fraktionen die Vorteile der eben-
falls beschlossenen Indexierung
der Diäten nach den Eckdaten der
durchschnittlichen Lohnentwick-
lung. Neu berufen und umbe-
nannt wurde auch die vormalige
Diätenkommission, die künftig
Abgeordnetenrechtskommission
heißt. Das neue Abgeordnetenge-
setz tritt am 1.Mai in Kraft. rm

Knapp 60 Millionen Euro für
kommunale Rückhaltebecken

Huber: Freistaat und Kommunen ziehen an einem Strang

Für einen umfassenden Hochwasserschutz arbeiten der Freistaat
und die Kommunen eng zusammen, betonte der Bayerische Um-
weltminister Dr. Marcel Huber in München: „Hochwasserschutz
ist Menschenschutz – in allen Regionen Bayerns.“ 

Seit 1999 wurden in Bayern
auch Dank des großen Einsatzes
der Kommunen insgesamt rund
1,6 Milliarden Euro in den Hoch-
wasserschutz investiert. Durch
die neuen Maßnahmen werden
rund 11.000 Hektar bebaute
Fläche vor einem Hochwasser
geschützt werden.“ Um Hoch-
wässern möglichst bereits unmit-
telbar am Ort der Entstehung ent-
gegen zu wirken, setzt die Staats-
regierung auch auf natürlichen
Rückhalt in der Fläche. Seit 2001
wurden bayernweit rund 764 km
Gewässer mit 1883 ha Uferfläche
renaturiert und 230 Hektar Aue
aufgeforstet. Daneben wurden
insgesamt 55 km Deiche zurück-
verlegt und 24 Millionen Kubik-
meter Retentionsraum aktiviert.
Außerdem wurden seit 2001 ins-
gesamt rund 28 km Flutmulden
und Hochwasserrückhaltebecken
mit einem Volumen von etwa 8,6
Millionen Kubikmetern errichtet.

Zur Verbesserung des techni-
schen Rückhalts in der Fläche
setzt der Freistaat insbesondere
auf gesteuerte Flutpolder. Huber:
„Für einen landesweiten Hoch-

wasserschutz bauen wir ein bay-
ernweites System von Flutpol-
dern auf. Denn Flutpolder sind
hocheffektive Maßnahmen zum
Schutz der Bevölkerung. Insbe-
sondere bei Extremereignissen
helfen sie, die Hochwasserspitzen
zu reduzieren.“ Speziell entlang
großer Gewässer wie der Donau
ist eine Kombination mehrerer
gesteuerter Flutpolder besonders
wirksam. Kommunale Hochwas-
serrückhaltebecken können dane-
ben einen wichtigen Beitrag zum
lokalen Hochwasserschutz leis-
ten. Für einen bestmöglichen
Schutz der Bevölkerung enga-
giert sich der Freistaat auch in
diesem Bereich: Seit 2001 wur-
den rund 130 kommunale Vorha-
ben abgeschlossen oder befinden
sich noch im Bau. Die abge-
schlossenen Projekte wurden
vom Freistaat bereits mit 42 Mil-
lionen Euro gefördert, für die im
Bau oder in der Planung befindli-
chen Projekte stehen weitere 16
Millionen Euro zur Verfügung.

Bis zum Jahr 2020 investiert
Bayern insgesamt 3,4 Milliarden
Euro für den Ausbau des Hoch-
wasserschutzes. 
Info: www.wasser.bayern.de

Bayern ist Konjunkturmotor
Wirtschaftsministerin Aigner zu den 

Wirtschaftswachstumszahlen 2013 auf Länderebene

„Bayern ist Konjunkturmotor in Deutschland. Der Freistaat liegt
bei der wirtschaftlichen Dynamik im absoluten Spitzenfeld der
deutschen Länder, kurz und langfristig“, kommentiert Bayerns
Wirtschaftsministerin Ilse Aigner die neuen Zahlen zum Wirt-
schaftswachstum 2013 auf Länderebene.

„Dass die bayerische Wirt-
schaft 2013 um real 1,0 Prozent
(Bund 0,4 Prozent) zugelegt hat,
ist angesichts der weltweiten
Konjunkturdelle im vergangenen
Jahr beachtlich.“ Beeindruckend
ist vor allem auch die langfristige
wirtschaftliche Robustheit und
Dynamik: Seit Beginn der welt-
weiten Finanzmarkt- und Wirt-
schaftskrise 2008/2009 ist Bay-
erns Wirtschaftsleistung um 8,5
Prozent gestiegen – mehr als in
jedem anderen Bundesland (Ber-
lin: + 6,2 Prozent; Bund: + 3,1
Prozent).

Absolute Stärke der bayeri-
schen Wirtschaft bleibt die Indu-
strie mit überdurchschnittlichen
Wachstumszahlen. Seit 2005 hat
die industrielle Wertschöpfung

um 35,2 Prozent zugenommen
(Bund: 15,2 Prozent). Aigner:
„Der Industriestandort Bayern
spielt in der internationalen Top-
Liga.“ Die Exportquote der Indu-
strie hat ein neues Rekordniveau
von 54,0 Prozent erreicht.

Aigner zeigt sich auch für die
Zukunft optimistisch: „Ich rechne
für Bayern mit einem Wirt-
schaftswachstum von gut 2 Pro-
zent.“ Die Unsicherheit über die
weitere Entwicklung auf der
Krim bzw. die Wirtschaftsbezie-
hungen mit Russland trübt die
Konjunkturperspektiven zwar,
der Aufschwung ist aber breit und
stabil genug, um das zu verkraf-
ten. Aigner: „In den nächsten Mo-
naten sehe ich keine ernsthafte
Gefahr für die Konjunktur.“ 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

im vergangenen Sommer
hat die CSU eine Arbeitsgrup-
pe unter Führung des Ehren-
vorsitzenden Dr. Theo Waigel
eingerichtet, um einen Leitfa-
den mit Verhaltensregeln für
Mandatsträger zu erstellen.
Die Arbeitsgruppe, der ich 
als Vertreter der kommunalen
Ebene angehören durfte, hat
sich eingehend mit den juristi-
schen Aspekten des Themas
und den damit implizierten
Wertvorstellungen beschäftigt. Dabei haben wir
auch Bezug auf die Regeln des heiligen Bene-
dikt genommen, da die Wurzeln unseres Ge-
meinwesens in der christlich-abendländischen
Tradition liegen. Ergebnis dieser Arbeit ist ein

sogenannter Verhaltenskodex, der die allgemei-
nen Anforderungen an einen verantwortungs-
vollen Umgang mit Macht darlegt und daraus
konkrete Verhaltensregeln ableitet, die die Inte-
grität von Politikern schützen und den Miss-
brauch ihrer Befugnisse verhindern soll. 

Gerne habe ich mich in die Erstellung dieses
Verhaltenskodexes eingebracht, denn für die
CSU engagieren sich bayernweit über 12.000
Mandatsträger haupt- bzw. ehrenamtlich in den
Kommunalparlamenten auf Gemeinde-, Stadt-,
Kreis- bzw. Bezirksebene, denen eine größtmög-
liche Transparenz und Vertrauenswürdigkeit ge-
genüber den Bürgerinnen und Bürgern sehr am
Herzen liegt. Dies gilt besonders in punkto Ein-
kommen, Entschädigungen, Entgegennahmen
von Geschenken, Einladungen und finanziellen
Zuwendungen. Eine intensive Durchsicht und
Prüfung der kommunalrechtlichen Bestimmun-
gen und eine ausführliche Diskussion der The-
matik hat ergeben, dass eine Änderung der vor-
handenen rechtlichen Vorgaben grundsätzlich
nicht erforderlich scheint. Die geltenden Rege-
lungen haben sich bewährt und sollten ausrei-
chend sein, um eine vertrauensbildende Basis
zu schaffen.

Gleichwohl scheint es bei bestimmen Sach-
verhalten dringend geboten, Beschlüsse der zu-
ständigen Gremien herbeizuführen, bei denen
der persönlich Betroffene von der Beratung und
Beschlussfassung ausgenommen ist. Nicht nur

bei eigenen Gehaltsfragen,
sondern insbesondere bei der
Beschäftigung von Angehöri-
gen, der Entgegennahme von
Geschenken, der Wahrneh-
mung von Einladungen mit ei-
nem gewissen Gegenwert,
aber auch beim Erwerb von
kommunalem Eigentum wie 
z. B. ausgemusterten Compu-
tern sollte sehr sensibel und
verantwortungsbewusst ge-
handelt werden. 

Wir empfehlen, dass derarti-
ge Sachverhalte generell in
den dafür zuständigen Gremi-

en diskutiert und beschlossen werden, auch
wenn die dafür erlassenen Geschäftsordnungen
dies in der Regel so nicht vorsehen. 

Ein konkretes Bespiel hierzu: In einer Ge-
meinde findet sich niemand, der die Reinigung
des Rathauses übernehmen würde. Lediglich
die Ehefrau des 2. Bürgermeisters stellt sich zur
Verfügung. Sie soll dafür eine geringfügige mo-
natliche Entschädigung erhalten. Laut Ge-
schäftsordnung könnte der erste Bürgermeister
der Gemeinde diese Anstellung in eigener Zu-
ständigkeit vornehmen. Dennoch empfehlen
wir, bei eigener Betroffenheit von Mandatsträ-
gern bzw. bei solchen engen Verflechtungen
oder verwandtschaftlichen Beziehungen eine
Behandlung und Beschlussfassung des Sach-
verhalts im Gemeinderat unter Ausschluss des
persönlich Beteiligten. 

Die Erfahrung zeigt, dass dies in den aller-
meisten Fällen bereits so gehandhabt wurde,
ohne dass entsprechende kommunalrechtliche
Vorgaben vorhanden waren. Daher werden die
Kommunalpolitiker diese Vorgehensweise aus
eigener Überzeugung beherzigen und sie zu-
künftig sicherlich auch auf weitere Vorgänge
anwenden, bei denen die Mandatsträger oder
deren Angehörigen Geldleistungen bzw. ander-
weitige Vorteile erhalten. 

Ich hoffe, dass wir mit dem Verhaltenskodex
eine für alle Beteiligten gute und praktikable
Handreichung erarbeitet haben, die bei der Ar-
beit vor Ort hilft. Speziell den kommunalen
Mandatsträgern, von denen die meisten jüngst
neu oder wieder gewählt wurden, wünsche ich
eine erfolgreiche Amtszeit, die sich im Sinne un-
serer Gesamtverantwortung für die Bürgerin-
nen und Bürger an den erarbeiteten Grundsät-
zen des Ehrenkodexes ausrichtet. 

Auf eine gute, vertrauensvolle Zusammenar-
beit!

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV
Landrat im Landkreis Donauwörth

KolumneGZ Stefan Rößle

Verhaltenskodex 
verpflichtet zu 

höchster Transparenz

Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetags:

Sozialausgaben auf Rekordniveau!
Der Deutsche Städtetag hat im Rahmen einer Präsidiumssitzung
im sächsischen Plauen die Regierungskoalition im Bund aufge-
fordert, das geplante Bundesteilhabegesetz für Menschen mit Be-
hinderungen, in dem auch die Entlastung der Kommunen durch
den Bund vorgesehen sein soll, rasch auszuarbeiten und zu ver-
wirklichen.

Wie der Präsident des Deut-
schen Städtetages, Nürnbergs
Oberbürgermeister Dr. Ulrich
Maly ausführte, duldeten die
von der Koalition angekündigten
deutlichen Entlastungen der Städ-
te von steigenden Sozialausgaben
keinen Aufschub in die nächste
Legislaturperiode. Die kommu-
nalen Sozialausgaben hätten im
vergangenen Jahr ein Rekordni-
veau von 47 Milliarden Euro er-
reicht. Für das von der Regie-
rungskoalition geplante Bundes-
teilhabegesetz für Menschen mit
Behinderungen und für die dabei
angekündigte Entlastung der
Kommunen um jährlich 5 Milli-
arden Euro müssten noch in die-
ser Legislaturperiode klare Per-
spektiven kommen und nicht erst
im Jahr 2018. Maly: „Viele Städte
können sich trotz erheblicher ei-
gener Anstrengungen allein nicht
aus ihrer schwierigen Finanzlage
befreien – gleichzeitig fehlt die-
sen Städten das Geld für wichtige
Investitionen. Für diese Städte
sind die von der Koalition an-
gekündigten Entlastungen nicht
nur richtig und wichtig, sondern
auch sehr dringlich.“

Armutszuwanderung

Ausdrücklich begrüßt der Ver-
band die Pläne der Bundesregie-
rung zum Umgang mit Armuts-
zuwanderung in einigen Städten
sowie die konkret angekündigte
Unterstützung besonders betrof-
fener Kommunen zum Beispiel
durch das Programm Soziale
Stadt. Die deutschen Städte
schätzten die Freizügigkeit in der
Europäischen Union als Errun-
genschaft für das Zusammenle-
ben, stellte Ulrich Maly fest. Die
meisten Menschen aus Südosteu-
ropa seien in Deutschland gut in-
tegriert und leisteten ihren Beitrag
zum Gemeinwesen. In einigen
Städten jedoch konzentrierten
sich Schwierigkeiten mit sozial
schwer integrierbaren Familien,
etwa bei der Wohnungs- und Ge-
sundheitsversorgung. 

Programm Soziale Stadt

In einem vom Bundeskabinett
verabschiedeten Zwischenbericht
würden bereits konkrete Maßnah-
men vorgeschlagen, die Forde-
rungen des Städtetages und der
betroffenen Städte aufgreifen.
„Wir erhoffen uns durch die vor-
liegenden Vorschläge spürbare
Verbesserungen. Beispielsweise
soll das Programm Soziale Stadt
von 40 auf 150 Millionen Euro
jährlich aufgestockt werden, um
sozial benachteiligte Stadtteile
aufzuwerten und den Bewohnern
zu helfen. Etwa 10 Millionen Eu-
ro des Programms Soziale Stadt
sind gezielt für Städte vorgese-
hen, die besonders von Armuts-
zuwanderung betroffen sind. Es
ist gut, dass außerdem Mittel aus
europäischen Programmen mit
Kofinanzierung durch den Bund
zielgerichtet auf die kommunalen
Probleme zugeschnitten einge-
setzt werden können. Um eine
gute Wirkung zu erzielen, sind
die Länder gefordert, die Mittel
für das Programm Soziale Stadt
in gleicher Höhe zu ergänzen und
den Eigenanteil von Kommunen
in Haushaltsnotlagen auf 10 Pro-
zent zu reduzieren“, hob der Städ-
tetagschef hervor.

Integrationskurse 

Sinnvoll sei zudem, Integrati-
onskurse in besonders betroffe-
nen Städten als Projekt besser auf
diesen Teil der Zuwanderer aus
Rumänien und Bulgarien auszu-
richten und dort eine zusätzliche

Betreuung durch Sozialpädago-
gen vorzusehen. Positiv beurteilt
der Deutsche Städtetag die Ab-
sicht der Bundesregierung, aktiv
auf die Krankenkassen zuzuge-

Dr. Eva Lohse, ist das Wohngeld
derzeit auf dem Stand von 2009
eingefroren. Seitdem sind die
Kaltmieten durchschnittlich um 5
Prozent gestiegen, in vielen Groß-
und Universitätsstädten lag die
Steigerung noch deutlich darüber. 

Der Deutsche Städtetag be-
schloss ein Positionspapier
„Wohngeld und Kosten der Un-
terkunft nach dem Sozialgesetz-
buch II“ (Hartz IV), das eine bes-
sere Abstimmung der staatlichen
Leistungen Wohngeld und Unter-
kunftskosten für Langzeitarbeits-
lose und weitere Leistungsbezie-
her fordert. Die Unterkunftsko-
sten nach dem Sozialgesetzbuch
II (SGB II) werden zum aller-
größten Teil von den Kommunen
getragen.

Kostentreiber Heizkosten

Gerade die Heizkosten haben
sich Lohse zufolge in den vergan-
genen Jahren als Kostentreiber er-
wiesen. Daher sei es nicht mehr
gerechtfertigt, die Heizkosten
beim Wohngeld im Unterschied
zu den Unterkunftskosten nach
dem SGB II außen vor zu lassen.
Benötigt werde eine Wohngeldre-
form, die die Bruttowarmmiete
berücksichtigt.

„Das Sozialgesetzbuch II wur-
de in erster Linie dafür geschaf-
fen, Menschen wieder in Arbeit
zu bringen und während dieser
Zeit finanziell abzusichern. Es
war nicht als Wohnkostenhilfe für
einkommensschwache Familien
gedacht, wird aber in erheblichem
Umfang auch so genutzt, weil das
Wohngeld für viele Familien der-
zeit nicht greift. Fast 300.000
Haushalte erhalten zurzeit aus-
schließlich Leistungen für Unter-
kunft und Heizung nach dem So-
zialgesetzbuch II. Ein höheres
Wohngeld trägt nachweislich da-
zu bei, solche Haushalte von Er-
werbstätigen aus dem Bezug von
SGB II-Leistungen herauszuho-
len“, erklärte Eva Lohse. 

Mehr preiswerten 
Wohnraum schaffen

Nach der bisher letzten Novelle
2009 wechselten allein 120.000
Haushalte aus dem Bezug auf-
stockender Leistungen in den
Wohngeldbezug. Zudem solle der
Kinderzuschlag angehoben wer-
den, um mehr einkommensarme
Familien als bisher aus dem SGB
II-Leistungsbezug herauszuholen.

Um langfristig steigende Ko-

Dr. Ulrich Maly. 

hen, um zur Klärung der Kran-
kenversicherung von Zuwande-
rern beizutragen, sei doch die
Rechtslage sehr kompliziert. 

Missbräuche verhindern

Richtig sei ebenso der Plan, die
Möglichkeiten zur Bekämpfung
von Scheinselbständigkeit zu er-
weitern. Auch die Berechtigung
zum Kindergeldbezug solle bes-
ser geprüft werden können. Der
Zwischenbericht spreche außer-
dem Schritte gegen einen mögli-
chen Missbrauch des Freizügig-
keitsrechts an. Dabei erschienen
befristete Wiedereinreisesperren
in eklatanten Fällen oder die
grundsätzliche Befristung von
Zeiten der Arbeitssuche als mög-
liche Instrumente.

Mit Blick auf die im Koaliti-
onsvertrag angekündigte Wohn-
geldnovelle appellierten die Städ-
te an die Bundesregierung, diese
zügig auf den Weg zu bringen
und die Wohngeldleistungen an
die tatsächliche Miet- und Ein-
kommensentwicklung anzupas-
sen. Darüber hinaus sollten auch
die steigenden Heizkosten be-
rücksichtigt werden. Nach den
Worten der Vizepräsidentin des
Deutschen Städtetages, der Lud-
wigshafener Oberbürgermeisterin

sten zu vermeiden sei es notwen-
dig, preiswerten Wohnraum zu
schaffen und den sozialen Woh-
nungsbau zu fördern. Dann müs-
sten Sozialleistungen wegen ho-
her Mieten erst gar nicht bean-
sprucht werden, machte die Vize-
präsidentin des Deutschen Städte-
tags abschließend deutlich. DK

Neue Publikation des Deutschen Landkreistags:

Interkulturelle Öffnung 
in der Landkreisverwaltung

Die interkulturelle Öffnung der Verwaltung ist ein Prozess der
Personal- und Organisationsentwicklung, der darauf abzielt, ei-
nen gleichberechtigten und ungehinderten Zugang aller Einwoh-
ner zu den Dienstleistungen und Angeboten eines Landkreises si-
cherzustellen. Sie ist wichtiger Bestandteil kommunaler Integrati-
onspolitik auf Landkreisebene. Vor dem Hintergrund, dass auch
in weiten Gebieten des ländlichen Raums der Anteil von Men-
schen mit Migrationsgeschichte an der Gesamtbevölkerung eine
beachtliche Größenordnung erreicht hat und weiter zunehmen
wird, handelt es sich dabei um eine Herausforderung, die viele
Landkreisverwaltungen unmittelbar betrifft. 

Die neue Handreichung „Inter-
kulturelle Öffnung in der Land-
kreisverwaltung“ des Deutschen
Landkreistags möchte hierzu eine
Hilfestellung bieten. Dazu wer-
den in einem ersten Schritt Stand
und Perspektiven von Integration
im ländlichen Raum nachge-
zeichnet. Im zweiten Schritt wer-
den wichtige Schlüsselbegriffe
wie „interkulturelle Öffnung“,
„interkulturelle Kompetenz“ so-
wie „Willkommens- und Aner-
kennungskultur“ näher dargelegt.
Im dritten Teil werden einige der-
jenigen Handlungsfelder und In-
strumente im Einzelnen erörtert,
die sich in der Praxis für die inter-
kulturelle Öffnung der Landkreis-

verwaltung als besonders wichtig
herausgestellt haben. An der Erar-
beitung der Handreichung, die
auf eine Initiative des Innovati-
onsrings des Deutschen Land-
kreistages zurückgeht, war auf
bayerischer Seite der Landkreis
Miltenberg beteiligt.

Interkulturell ausgerichtetes
Personalmanagement

Ein interkulturell ausgerichte-
tes Personalmanagement verfolgt
vor allem zwei Ziele: den Anteil
von Menschen mit Migrations-
hintergrund in der Verwaltung zu
erhöhen und Mitarbeiter in der
Weise fortzubilden, dass dem Ziel

der Kundenfreundlichkeit und
dem Bedarf an interkultureller
Kompetenz in der Verwaltung
noch wirkungsvoller Rechnung
getragen werden kann.  

Eines der zentralen Probleme
im Wettbewerb um geeignete
Auszubildende ist, dass die Vor-
teile einer Tätigkeit im öffentli-
chen Dienst nicht überall bekannt
sind bzw. nicht ohne weiteres
wertgeschätzt werden.

Werbemaßnahmen 
der Kreisverwaltung

Entsprechende Informationen
über die Landkreisverwaltung
sollten möglichst früh, am Besten
noch in der Schule zur Verfügung
gestellt werden. Nur so besteht ei-
ne Chance, die Jugendlichen in
einer Lebensphase anzusprechen,
in der sie noch nicht auf eine be-
stimmte berufliche Ausrichtung
festgelegt sind. Darüber hinaus ist
es wichtig, Informationen über
solche Kanäle zu streuen, die von
den betroffenen Jugendlichen be-
vorzugt genutzt werden. Empfoh-

len werden eigene Werbemaß-
nahmen der Landkreisverwaltung
in der örtlichen Presse sowie im
Internet und im Rahmen der all-
gemeinen Öffentlichkeitsarbeit. 

Die Arbeitsagenturen vor Ort
sollten gezielt auf das Ausbil-
dungsplatzangebot in der Land-
kreisverwaltung hingewiesen
werden. Außerdem sollten die El-
tern der betroffenen Jugendlichen
einbezogen werden. Dabei ist zu
berücksichtigen, dass diese mit-
unter über deutlich schwächere
Sprachkenntnisse als ihre Kinder
verfügen. Entsprechende Infor-
mationsangebote sollten daher
auch in den Muttersprachen der
wichtigsten Herkunftsländer der
Migranten vor Ort bereit gehalten
werden. 

Ausbildungsmessen

In der Praxis bewährt hat sich
die Teilnahme an Ausbildungs-
messen. Auch beim Angebot von
Praktika sollte gezielt auf junge
Menschen mit Migrationshinter-
grund zugegangen werden. 

Die vorstehend beschriebenen
Maßnahmen dienen vor allem dem
Ziel, die Zahl von Bewerbern mit
Migrationshintergrund zu erhö-
hen. Damit alleine ist es aber
noch nicht getan. Es muss viel-
mehr auch sichergestellt werden,
dass die jugendlichen Migranten
in den anschließenden Auswahl-
verfahren eine faire Chance ha-
ben und eine sachlich nicht ge-
rechtfertigte Ungleichbehandlung
von Personen aus unterschiedli-
chen Kulturkreisen vermieden
wird. Als Grundsatz gilt: Nur die
für den Berufserfolg relevanten
Anforderungen und die darauf
bezogenen Kompetenzen des

Einzelnen sind zu berücksichti-
gen. Kulturelle Unterschiede zwi-
schen den Bewerbern dürfen, so-
weit sie für die berufliche Tätig-
keit irrelevant sind, nicht in die
Ergebnisse einfließen. Anderer-
seits müssen interkulturelle Kom-
petenzen, wenn sie für die berufli-
che Tätigkeit relevant sind, auch
positiv bewertet werden. 

Entsprechend einer im Natio-
nalen Aktionsplan Integration
übernommenen Selbstverpflich-
tung hat das Bundesministerium
des Inneren eine Handreichung
zur „Interkulturellen Öffnung der
Personalauswahl im öffentlichen
Dienst“ veröffentlicht, die grund-
sätzlich auch bei der Ausgestal-
tung von Auswahlverfahren für
den öffentlichen Dienst einer
Landkreisverwaltung angewen-
det werden können. 

Neben der Gewinnung neuen
Personals zählt auch die interkul-
turelle Weiterbildung des Perso-
nalstamms zu den zentralen Her-
ausforderungen einer interkultu-
rellen Öffnung der Landkreisver-
waltung. Es geht darum, die Be-
schäftigten für Fragen der inter-
kulturellen Vielfalt zu sensibili-
sieren und für den Umgang mit
Migranten zu qualifizieren. Ziel
ist es, den besonderen Bedürfnis-
sen dieser Kundengruppe ange-
messen Rechnung zu tragen und
den Mitarbeitern die Arbeit zu er-
leichtern, die mit Migranten Kon-
takt haben. Die Vermittlung von
interkultureller Kompetenz kann
somit einen Beitrag zur Kunden-
ebenso wie zur Mitarbeiterzufrie-
denheit leisten. Wichtigstes An-
liegen ist es, für Menschen mit
Migrationshintergrund Zugangs-
barrieren  zur Kreisverwaltung
abzubauen. DK
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(Fortsetzung von Seite 1)
rer des Energieinstituts Vorarl-
berg, betonte, dass die Kommu-
nen der Schlüssel zu Veränderung
seien. „Die Gemeinden müssen
Vorreiter sein – beispielsweise bei
der Sanierung von Schulen.“ Eine
Energieautonomie, wie sie in Ti-
rol oder Vorarlberg angestrebt
werde, sei ohne Gemeinden nicht
möglich. „Das Angebot der kon-
ventionellen Energieträger wird
abnehmen, die Kosten für die En-
ergiebereitstellung werden stei-
gen, die Anstrengungen zum
Schutz des Klimas größer werden.
Wir helfen, diese Problematik zu
lösen“, so Burtscher. Ziel des En-
ergieinstituts Vorarlberg sei es, die
bestimmenden Faktoren für ein
nachhaltiges Energiesystem kurz
und langfristig positiv zu beein-
flussen. Die Schwerpunkte lägen
beim sinnvollen und effizienten
Energieeinsatz, bei der Nutzung
erneuerbarer Energieträger, dem
ökologischen Bauen und im
Handlungsbereich der Mobilität,
wie Burtscher anhand zahlreicher
Beispiele verdeutlichte.

Modernisierung von
Wasserkraftanlagen

Stefan Troyer von der Sterzin-
ger Troyer AG informierte darü-
ber, wie Kleinwasserkraftwerke
modernisiert werden können. Das
Unternehmen zählt in Italien zu
den führenden Lieferanten von
kompletten Wasserkraftwerken
und strebt seit einigen Jahren auf
den internationalen Markt. 

Wie Troyer darlegte, können
viele Kraftwerke aus den ver-

Wasserkraftwerken über die  Ver-
besserung des Hochwasser-
schutzes und die Schaffung bzw.
Verbesserung von ökologischen
Strukturen an Gewässern bis hin
zu Maßnahmen für die Fischwan-
derung. 

Als Beispiele für Umweltver-
träglichkeit und Nachhaltigkeit
führte Godde den Ismaninger
Speichersee, den Kopfspeicher
der Kraftwerkskette Mittlere-Isar-
Kanal, an. Für eine nachhaltige
Verbesserung der Gewässerstruk-
tur stehe exemplarisch die Stau-

(Fortsetzung von Seite 1)
fordern die Bundestagsfraktionen
auf, im Zuge der Haushaltsplan-
beratungen die kommunale Ent-
lastung noch in diesem Jahr ein-
treten zu lassen. Diese Mittel sind
für dringend notwendige Investi-
tionen bzw. zur Tilgung überbor-
dender Verschuldung mehr als er-
forderlich!“ Darüber hinaus er-
warten die Landkreise bezogen
auf die Reform der Eingliede-
rungshilfe eine Entlastung bereits
in der laufenden Legislaturpe-
riode. 

Das Bundeskabinett hatte vor
kurzem beschlossen, die Kom-
munen erst ab dem nächsten Jahr
um 1 Mrd. Euro und erst ab 2018
im Rahmen einer Reform der
Eingliederungshilfe für behinder-
te Menschen um 5 Mrd. Euro
jährlich zu entlasten.

Bedeutung der
Energiewende

Im Rahmen seiner Jahresta-
gung hob der Deutsche Land-
kreistag zudem die Bedeutung
der Energiewende für den ländli-
chen Raum hervor und forderte
die Bundesregierung auf, die In-
teressen der Landkreise hierbei
angemessen zu berücksichtigen.
Wie Präsident Sager hervorhob,
sei gerade bei der Novellierung
des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes (EEG) im Blick zu behalten,
dass die richtigen Anreize zum
Ausbau der erneuerbaren Energi-
en gesetzt werden.  betonte Sager:
„Eine Chance besteht für den
ländlichen Raum vor allem in den
Wertschöpfungspotenzialen, die
sich mit einer zunehmend auf er-
neuerbare Energien setzenden
Energieversorgung verbinden.

Dies schafft und sichert bereits
jetzt Arbeitsplätze gerade auch in
strukturschwachen Gebieten. Ziel
ist es vielfach, die Landkreise en-
ergieautonom oder sogar zu Ex-
porteuren von erneuerbaren Ener-
gien zu machen“, betonte Sager.

Die Energiewende stelle ande-
rerseits fraglos auch eine beson-
dere Herausforderung für den
ländlichen Raum dar. „Das zeigt
sich vor allem beim Ausbau des
Übertragungsnetzes. Wenn die
Bundesregierung nunmehr den
Ausbaukorridor für die erneuer-
baren Energien nach unten korri-
giert, muss sehr sorgfältig geprüft
werden, welche Auswirkungen
sich daraus für den Netzausbau
ergeben.“ Darüber hinaus sei den
Landkreisen allerdings auch
wichtig, dass Energie auch im
ländlichen Raum bezahlbar blei-
be. Vor diesem Hintergrund wür-
den die Landkreise sehr genau
verfolgen, welchen Weg die Bun-
desregierung im Hinblick auf die
EEG-Reform einschlagen werde.

Der Präsident übte Kritik am
aktuellen Referentenentwurf der
Bundesregierung: „Die Einfüh-
rung eines Ausbaukorridors für
die Windenergie an Land halten
wir für kontraproduktiv.“ Wind-
energie sei eine sehr kostengün-
stige Energiequelle, deren Poten-
zial bestmöglich genutzt werden
sollte. 

Breitbandausbau

Mit Blick auf den Breitband-
ausbau vertrat der Präsident die
Ansicht, dass neben verbesserten
gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen und mehr Fördermitteln ins-
besondere die Firmen gefordert
seien, ihre Ausbauanstrengungen
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Jahren ist sie nicht mehr stärkste
Fraktion im Stadtrat. „CSU-Kan-
didat Schmid ist ‚„Sieger der
Herzen“ kommentierte General-
sekretär Scheuer die Niederlage
der CSU bei der Münchner
OB-Wahl.

Erdrutschsieg 
in Regensburg

Mit einem Erdrutschsieg hat
sich die SPD den Oberbürgermei-
sterposten in Regensburg gesi-
chert. Der Sozialdemokrat Joa-
chim Wolbergs erhielt 70,2 Pro-
zent der Stimmen. Sein Kontra-
hent von der CSU, Christian
Schlegl, kam auf 29,8 Prozent.
Damit wird nach 18 Jahren die
Domstadt wieder von einem
SPD-Oberbürgermeister regiert. 

Das Würzburger Rathaus wur-
de dagegen von der CSU zu-
rückerobert. Stadtkämmerer Chris-
tian Schuchardt wurde zum Ober-
bürgermeister gewählt, der rot-
grüne Bewerber Muchtar Al Ghu-
sain unterlag. Auf Schuchardt ent-
fielen 55,73 Prozent der Stimmen,
sein Konkurrent holte 44,27 Pro-
zent der Wählerstimmen.

Machtwechsel in Erlangen

In Erlangen kommt es nach 18
Jahren zum Machtwechsel. Amts-
inhaber Siegfried Balleis (CSU)
erhielt nur 36,3 Prozent der Stim-
men. Für den 34-jährigen Florian
Janik von der SPD votierten 63,7
Prozent der Wähler. 

Auch in Traunstein gibt es ei-
nen neuen Rathauschef. SPD-
Bewerber Christian Kegel setzte
sich knapp mit 50,75 Prozent
gegen Amtsinhaber Manfred
Kösterke/UW (49,25 %) durch.
In Dachau unterlag der seit zwölf
Jahren amtierende Oberbürger-
meister Peter Bürgel (CSU) sei-
nem SPD-Konkurrenten Florian
Hartmann deutlich mit 53,69 zu
46,31 Prozent.

In Ansbach konnte Carda Sei-
del (parteilos) den Chefsessel im
Rathaus verteidigen. Sie erhielt
60,0 Prozent der Stimmen. Ihr
Herausforderer Thomas Deffner
von der CSU vereinte 40,0 Pro-
zent der Stimmen auf sich. Er war
der erste eigene CSU-Kandidat in
der mittelfränkischen Regie-
rungshauptstadt seit 24 Jahren.

Oberbürgermeister in der gro-
ßen Kreisstadt Kitzingen bleibt
auch Siegfried Müller (UsW -
Unabhängige soziale Wähler-
gruppe). In der Stichwahl be-
stätigten ihn die Bürger mit 52,50
Prozent der Stimmen. Sein Her-
ausforderer Stefan Güntner
(CSU) kam auf 47,50 Prozent der
Stimmen.

Auch im oberfränkischen
Forchheim hat Amtsinhaber
Stumpf seinen Posten verteidigt.
Der für die CSU und WUO ange-
tretene Rathauschef erhielt 55,5
Prozent der Stimmen, sein
SPD-Herausforderer Kirschstein
44,5 Prozent. Für den 62-jähri-
gen Juristen Stumpf ist es die
fünfte Amtsperiode.

In Neu-Ulm hat Amtsinhaber
Gerold Noerenberg (CSU) die
Oberbürgermeister-Stichwahl für
sich entschieden. Er gewann mit
50,3 Prozent der Stimmen - der
gemeinsame Kandidat von SPD,
Grünen, Freien Wählern und
FDP, Detlef Kröger, unterlag
knapp mit 49,7 Prozent. Noeren-
berg führt die Stadtverwaltung
von Neu-Ulm seit zehn Jahren.
Bislang hatte er die Wahlen im-
mer direkt gewonnen, nun musste
er erstmals in eine Stichwahl. 

In Schwandorf war es eine
knappe Entscheidung: Andreas
Feller (CSU) setzte sich hier mit
51,8 Prozent gegen die SPD-
Kandidatin Ulrike Roidl durch.
Sie erreichte 48,2 Prozent. Der
bisherige OB Helmut Hey (SPD)
trat nicht mehr an.

Im Landkreis Regensburg wur-
de Tanja Schweiger (FW) zur
neuen Landrätin bestimmt. Sie

siegte mit 60,9 Prozent, Peter Au-
mer (CSU) kam auf 39,1 Prozent.
Schweiger ist damit die erste Frau
in der Geschichte dieses Land-
kreises. 

Zwei grüne Landräte

In den Landkreisen Mies-
bach/Oberbayern und Milten-
berg/Unterfranken sicherten
sich erstmals Politiker der Grü-
nen den Landratsposten. Wolf-
gang Rzehak schaffte die Sensati-
on bei der Landratswahl in Mies-
bach: Er gewann die Stichwahl
mit 53,46 Prozent gegen Nor-
bert Kerkel von den Freien
Wählern (46,54 Prozent). Jens
Marco Scherf (SPD, Grüne, ödp)
ging im Kreis Miltenberg als Sie-
ger hervor. Er vereinte 50,05 Pro-
zent der Wählerstimmen auf sich.
Mitbewerber Michael Berninger
(CSU) kam auf 49,95 Prozent der
Stimmen und unterlag knapp.

Nach sechs Jahren muss die
SPD das Landratsamt im Kreis
Weilheim-Schongau an die CSU
zurückgeben. Amtsinhaber Fried-
rich Zeller unterlag seiner Her-
ausforderin Andrea Jochner-Weiß
von der CSU klar mit 31,98 Pro-
zent der Stimmen. Die Gewinne-
rin erreichte 68,02 Prozent.

Im Landkreis Schwandorf er-
rang Thomas Ebeling von der
CSU 51 Prozent, er war von 2002
bis 2008 Gemeinderat in Ober-
traubling bei Regensburg. Für
Marianne Schieder von der SPD
reichte es letztendlich nicht - sie
kam auf 49 Prozent der Stimmen.
Damit verliert die SPD den Land-
kreis Schwandorf nach 42 Jahren. 

In der Stichwahl um den Sessel
des Landrats in Hof hat sich Oliver
Bär (CSU), Ehemann der CSU-
Staatssekretärin Dorothee Bär, mit
52,0 Prozent der Stimmen knapp
vor Alexander Eberl von der SPD
durchgesetzt. Dieser war bisher
stellvertretender Landrat und er-
hielt 48,0 Prozent. SPD-Landrat
Bernd Hering (SPD) war nach drei
Amtsperioden aus Altersgründen
nicht mehr angetreten.

Der stark vom Münchner
Flughafen geprägte Landkreis
Freising wird künftig von ei-
nem CSU-Landrat regiert. Bei
der Stichwahl setzte sich der
bisherige Schulamtsdirektor Jo-
sef Hauner mit 53,45 Prozent
der Stimmen durch. Das Nach-
sehen hatte FW-Kandidat Rai-
ner Schneider mit 46,55 Pro-
zent. Der seit 2008 amtierende
Landrat Schwaiger (FW) hatte
aus gesundheitlichen Gründen
nicht mehr kandidiert.

CSU erobert
Landkreis München 

Neuer Landrat im Landkreis
München ist Christoph Göbel.
Der CSU-Kandidat gewann mit
55,3 Prozent klar gegen Annette
Ganssmüller-Maluche. Die SPD-
Politikerin erreichte 44,7 Prozent.
Göbel, bisheriger Vizelandrat und
Bürgermeister von Gräfelfing,
war als Favorit ins Rennen ge-
gangen. Vor sechs Jahren hatte
Johanna Rumschöttel (SPD) die
Landratswahl gewonnen. Sie gibt
das Amt aus Altersgründen auf.

Auch der Landkreis Aichach-
Friedberg wird wieder von einem
CSU-Landrat regiert. Klaus
Metzger siegte denkbar knapp
mit 50,31 Prozent gegen Sepp
Bichler von den Unabhängigen
Wählern, der 49,69 Prozent er-
zielte. Im Ostallgäu gewann Ma-
rie Rita Zinnecker von der CSU
mit 53,85 Prozent gegen den bis-
herigen Landrat Johann Flesch-
hut von den Freien Wählern, der
mit 46,15 Prozent das Nachsehen
hatte. 

In Garmisch-Partenkirchen
dagegen musste die CSU den
Landratsposten an den FW-Po-
litiker und bisherigen Vize-
Landrat Anton Speer (60,1 Pro-
zent) abgeben. CSU-Kandidat
Michael Rapp unterlag mit
39,9 Prozent. DK

Mehr Energie für die Gemeinden ...
beteiligung und die Einbindung
lokaler Anbieter immer wichtiger.

Die Innsbrucker Vizebürger-
meisterin Sonja Pitscheider stellte
das EU-Projekt Sinfonia vor, das
die Stadt in ihrem ambitionierten
Ziel unterstützt, die Abhängigkeit
von fossilen Ressourcen stark zu
reduzieren. Investiert wird in 
Innsbruck in die Optimierung der
Wärme- und Kältenetze (Heizen
und Kühlen z. B. von Gebäuden),
in die hochwertige und kostenef-
fiziente Sanierung von Wohnge-
bäuden sowie in den Aufbau von
Smart Grids, eines intelligenten
Energienetzes, das Stromerzeu-
ger, Speicher, elektrische Ver-
braucher und Netzbetriebsmittel
in Energieübertragungs- und
–verteilungsnetzwerken der Elek-
trizitätsversorgung vernetzt und
steuert.

Innsbruck zählt zu den europa-
weiten Pionierregionen für
„Smart Cities & Communities“:
Bis 2018 werden technische In-
novationen und Maßnahmenpa-
kete in Teilen der Stadt um 40 %
bis 50 % senken, den Anteil der
erneuerbaren Energie am Ge-
samtbedarf um 20% steigern, den
CO2-Ausstoß reduzieren und die
Lebensqualität steigern. Die ge-
planten Maßnahmen zeichnen
sich durch hohe Replizierbarkeit
aus, d. h. andere Städte können
sie leicht adaptieren und selbst
umsetzen.

An fünf Thementischen beka-
men die Tagungsgäste im An-
schluss einen umfassenden Ein-

blick in folgende Inhalte: Bürger-
kraftwerke als Chance für die Ge-
meinden (Mag. Marco Steiner,
Eisenberger & Herzog Rechtsan-
walts GmbH), E5-Gemeinden:
Best Practice Virgen (Bürgermei-
ster Dietmar Ruggenthaler, Vir-
gen), Energie aus Trinkwasser-
kraftwerken – Praxis und Erfah-
rung (Vizebürgermeister Ing. Da-
niel Kostenzer, Pill), Räumliche
Entwicklung und Energieeffizi-
enz (Mag. Anja Obererlacher,
Ass.-Prof. DI Dr. Wolfgang An-
dexlinger, Standortagentur Tirol),
Energiedienstleistungen und -ma-
nagement der IKB AG für Ge-
meinden (Mag. Roland Zankl, 
Innsbrucker Kommunalbetriebe
AG). 

Talkrunde

Den Abschluss der Veranstal-
tung bildete eine Talkrunde, mo-
deriert von Alois Vahrner, Chefre-
dakteur der Tiroler Tageszeitung,
mit Gemeindebund-Präsident
Helmut Mödlhammer, Andreas
Schatzer (Präsident des Südtiro-
ler Gemeindenverbands), Georg
Keuschnigg (Forum Land), den
Bürgermeistern Elisabeth Blanik
(Lienz) und Rainer Siegele (Mä-
der) sowie Tirols Landesrat Jo-
hannes Tratter. Wie Mödlhammer
betonte, gibt es in den Gemeinden
70.000 Gebäude. Seiner Ansicht
nach wäre es eine Chance, diese
zu sanieren und zu kleinen Kraft-
werken weiterzuentwickeln.
Unter http://kommunalforum-
alpenraum.at/ ist die interna-
tionale Veranstaltung ausführ-
lich dokumentiert. DK

Gemische Bilanz ...

zu intensivieren. „Zuallererst sind
die Telekommunikationsunter-
nehmen aufgefordert alles zu tun,
damit eine hochleistungsfähige
Breitbandversorgung flächen-
deckend auf dem Land und in den
Städten gesichert ist. Hierzu müs-
sen sie selbstverständlich einen
günstigen staatlichen Rahmen
vorfinden, damit sich deren Inve-
stitionen auch lohnen.“

Digitale Spaltung zwischen
Stadt und Land verhindern

„Zahlreiche Landkreise unter-
nehmen inzwischen erhebliche
Anstrengungen zur Verbesserung
der Breitbandversorgung – bis
hin zum Bau eigener Netze, wenn
kein anderer dazu bereit ist“, er-
klärte der Präsident. Es habe sich
gezeigt, dass im Breitbandausbau
Marktchancen für neue regionale
Ansätze lägen, gerade auch für
mittelständische Unternehmen.

Allerdings machte er auch kein
Hehl daraus, dass es nicht einfach
werden wird, bis 2018 flächen-
deckend 50 Mbit/s zur Verfügung
zu stellen: „Nach Berechnungen
des TÜV Rheinland sind dafür ca.
20 Mrd. Euro erforderlich. Des-
halb bleiben Bund und Länder ge-
fordert, insbesondere mit zusätzli-
chen Fördermitteln zu unterstüt-
zen.“ Zur Erreichung der Ziele sei
insgesamt eine stärkere Kraftan-
strengung notwendig als bislang:
Der Anteil der Haushalte, die be-
reits über Anschlüsse mit einer
Übertragungsrate von mindestens
50 Mbit/s verfügen, habe Ende
des vergangenen Jahres 54,8 %
betragen. „Insofern liegt noch ein
gutes Stück des Weges vor uns“,
stellte Sager fest. Jedenfalls dürfe
es in Deutschland nicht zu einer
digitalen Spaltung zwischen Stadt
und Land kommen. „Das können
wir uns nicht leisten!“ DK

Reinhard Sager ...

Das Traktoren-Innovationszentrum Tirol der Firma Lindner
stellte die Räumlichkeiten für das Kommunalforum Alpen-
raum zur Verfügung. 

Prof. Dominik Godde. 

KR. Mag. Hermann Lindner.

stufe Vohburg und für die  Um-
weltverträglichkeit und Integrati-
on erneuerbarer Energien das
Pumpspeicherwerks Waldeck. 

Ökonomie und Ökologie
am Fluss sind vereinbar

„Ökonomie und Ökologie am
Fluss sind vereinbar“, stellte God-
de klar und ergänzte: „Die Was-
serkraft in Bayern hat Potenzial
nach oben!“ Insgesamt betrage
das identifizierte Ausbaupotenzi-
al für E.ON, RMD und BEW
1.035 GWh pro Jahr. Zwar herr-
sche in Deutschland große Zu-
stimmung zur Wasserkraft (91 %
sind pro Wasserkraft, 80 % halten
den Anteil der Wasserkraft am
bayerischen Strommix für sinn-
voll, 47 % sehen keine Nachtei-
le), jedoch sinke die Pro-Stim-
mung im Umfeld geplanter Pro-
jekte. Aus diesem Grunde werden
nach Goddes Auffassung Bürger-

schiedensten Gründen das vor-
handene Potenzial nicht optimal
nutzen. Gründe hierfür könnten
von schichtweg veralteter Tech-
nik bis zu bewussten Entschei-
dungen oder auch Fehlern in der
Planung und im Konzept zu-
rückreichen. Der Weg zur Opti-
mierung reiche von einer genauen
Situationsanalyse mit umfassen-
den historischen Produktionsda-
ten und einer gezielten Offertstel-
lung oder Ausschreibung mit de-
taillierten Daten über eine auf-
wändige Angebotslegung bis hin
zur konstruktiven Zusammenar-
beit zwischen Betreiber und Un-
ternehmen.

Mehr als zehn Jahre Know-
how als Energiedienstleistungs-
unternehmen, zudem ein bundes-
weites, erfolgreiches Betreiber-
Netzwerk sowie individuelle Lö-
sungen und Projektentwicklun-
gen bietet die BioEnergie Tirol.
Mit Blick auf die von der BioEn-
ergie Tirol betriebenen Anlagen
in Gerlos, Lermoos, Bad Häring,
Rotholz, St. Ulrich am Pillersee
und Krimml erläuterte Geschäfts-
führer Klaus Flörl, welche Chan-
cen die Biomasseversorgung in
den Gemeinden bietet. 

Das Zusammenspiel von Was-
serkraft und Ökologie beleuchte-
te Prof. Dominik Godde, Director
E.ON Generation GmbH. Er ver-
wies darauf, dass Wasserkraft ei-
nen Mehrfachnutzen für Umwelt
und Gesellschaft biete – von der
schadstofffreien Stromerzeugung
und der Schaffung von Natur-
schutzgebieten mit internationa-
ler Bedeutung an fast 100 E.ON-
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der Umwelttechnologien

Umwelttechnologiemesse IFAT in München:

Effiziente Abfallsammlung und
wertvolle Sekundärprodukte

Die bei der Umwelttechnologiemesse IFAT vom 5. bis 9. Mai 2014
auf dem Münchner Messegelände gezeigten Innovationen ziehen
sich durch alle Bereiche und Teilschritte derAbfallwirtschaft. Hier
einige Beispiele, die Aussteller auf der Premiere des IFAT Medien
Dialogs am 7. und 8. Januar präsentiert haben.

Am Beginn vieler Sekundär-
rohstoffströme steht die Samm-
lung des Input-Materials. Auch ein
technologisch scheinbar einfaches
und langjährig etabliertes Produkt
wie der Abfallbehälter birgt im-
mer noch Optimierungspotenzial.
Deutlich wird dies an dem, der
Fachöffentlichkeit auf der IFAT
2014 erstmals vorgestellten, neuen
Abfall- und Wertstoffbehälter aus
dem Haus SSI Schäfer. Hergestellt
mit neuer Werkzeug- und Ferti-
gungstechnologie, zeichnet er sich
laut Firmenangabe durch verrin-
gerte Wanddicke bei dennoch ho-
her Stabilität und Langlebigkeit
aus. Durch den geringeren Kunst-
stoffverbrauch werden nicht nur
Ressourcen gespart – die leichte
Bauweise schont auch die Kräfte
der Müllwerker und reduziert den
Energieverbrauch am Lifter des
Sammelfahrzeugs.

Für Müllsammel- und anderen
Kommunalfahrzeugen ist die seit
dem Jahreswechsel 2013/14 gel-
tende Abgasnorm Euro VI ein
hochaktuellesThema. Viele Unter-
nehmen mussten bei ihren Euro
VI-Fahrzeugen Lösungen für den
erhöhten Platzbedarf durch die 
im Vergleich zu Euro V größeren
Komponenten im Abgasstrang
finden. Nutzfahrzeughersteller wie
MAN oder Daimler haben diese
Herausforderung in enger Zusam-
menarbeit mit den Aufbauherstel-
lern gemeistert. Und Scania kün-

digt an, bei der kommenden IFAT
das umfassendste Motorenpro-
gramm seiner Geschichte zu prä-
sentieren – inklusive Biodiesel-
und Gasmotoren.

Der Aufbauhersteller Faun zeigt
zwei neue Optionen, mit de-
nen Entsorgungsunternehmen bei
ihren Abfallsammelfahrzeugen
Kraftstoff, CO2-Emissionen und
Lärm einsparen können. Bei dem
von der Faun-Gruppe selbst ent-
wickelten System Hydropower
wird Bremsenergie zurück gewon-
nen, in einem Hydrospeicher ver-
wahrt und für den Betrieb der
Schüttung während der Sammel-
tour genutzt, ohne dabei die Mo-
tordrehzahl anheben zu müssen.
Die zweite umweltfreundliche
Neuerung des Unternehmens ist
der Nebenantrieb E-Power. Hier
liefert ein Batteriepaket, das über
Nacht aufgeladen werden kann,
die Energie für den elektrischen
Antrieb von Aufbau und Schüt-
tung.

Pünktlich zur IFAT 2014 findet
das Rollout der neuen Generation
von Absetzkippern des Herstellers
F.X. Meiller statt. Die Produktrei-
he AK 12 zeichnet sich unter ande-
rem durch eine nochmals verbes-
serte Ladungssicherung aus. Der
Behälter wird zum einen von der
bewährten hydraulischen Contai-
nerverriegelung in und entgegen
der Fahrrichtung gesichert. Bei der
Neuentwicklung nehmen ihn zum

anderen zusätzlich seitlich zwei
hydraulisch angetriebene Klemm-
backen in die Zange. Die Zeiten,
in denen der Bediener noch um-
ständlich selbst Hand anlegen
musste, sind laut Firmenangabe
damit vorbei – jetzt wird per
Knopfdruck gesichert. 

Mietangebote
für Nutzfahrzeuge

Nach Auffassung der Firma
Schmidt Kommunalfahrzeuge
muss eine Stadt oder Gemeinde
ihre Müllwägen nicht unbedingt
besitzen: Das Traditionsunterneh-
men präsentiert auf der IFAT ne-
ben einem neuen Kleinmüllwagen
mit rund 5,5 t Nutzlast auch seine
Mietangebote für Nutzfahrzeuge.
Laut Schmidt Kommunalfahrzeu-
ge erhalten die Kunden bei diesem
Geschäftsmodell ein Arbeitsgerät
mit neuer Technologie, haben
während der Mietperiode keine
Werkstattprobleme und müssen
sich nach erledigtem Arbeitsauf-
trag auch nicht mit dem Weiterver-
kauf beschäftigen, sondern geben
das Mietfahrzeug einfach wieder
zurück.

Nach dem Sammeln und Trans-
portieren steht für viele Abfall-
und Reststoffströme eine intensive
Aufbereitung auf dem Programm.
Der Recycling-Spezialist BHS-
Sonthofen war bislang als Anbie-
ter von Zerkleinerungsmaschinen
mit Prall- und Schertechnik be-
kannt. Durch die Übernahmen von
Technologien der insolventen
AMNI Maschinenbau GmbH im
Dezember vergangenen Jahres hat

das Unternehmen jetzt auch Ag-
gregate im Portfolio, die beim Zer-
kleinern von elastischen Materiali-
en wie Reifen oder Kabeln ge-
braucht werden. Auf der IFAT
2014 wird BHS erstmals die er-
worbenen und weiterentwickelten
Rotorscheren und Granulatoren
vorstellen. 

Bei zahlreichen Müllbehand-
lungs- und Recyclinganlagen wer-
den große Mengen brennbarer
Materialien gelagert und verarbei-
tet. Hier ist vorbeugender Brand-
schutz gefragt. Um speziell große
Areale effizient und sicher über-
wachen zu können, bietet die Fir-
ma Orglmeister das System Pyro-
smart an. Es besteht aus einer In-
frarot-Wärmebild- und einer Ta-
geslichtkamera, die über eine me-
chanische Schwenkvorrichtung
große Bereiche scannen können.
Die hochempfindliche Wärme-
bildkamera erkennt Temperatur-
Auf-fälligkeiten in Echtzeit. Eine
patentierte Software setzt die
Wärmebilder zu einem detail-
getreuen Infrarot-Panoramabild
zusammen.

Der Anwender kann Tempera-
turschwellen frei festlegen. Bei
Überschreitung dieser Werte wird
automatisch ein Alarm ausgelöst.
Auf der IFAT wird Orglmeister ei-
ne Gerätekombination vorstellen,
bei der direkt an das Pyrosmart ein
Löschwerfer des Herstellers Ro-
senbauer gekoppelt ist. Damit
können Brände nicht nur voll-
automatisch erkannt, sondern auch
selbsttätig gelöscht werden.

Feuer und Hitze sind in der Ab-
fallwirtschaft allerdings nicht nur
zerstörerische Gefahren, bei vielen
Anwendungen entfalten sie viel-
mehr hilfreiche Kräfte. So ver-
wandelt das im Mai in München
präsentierte Karbonisierungsver-
fahren der Pyreg GmbH feuchte
Biomasse, wie zum Beispiel Klär-
schlamm, in ein phosphorhaltiges
Düngemittel. Der Abfallstoff wird

dazu in einem Reaktor bei bis zu
800 °C nicht verbrannt, sondern
verkohlt. Schadstoffe werden fast
vollständig ausgeleitet und ver-
nichtet. Was bleibt, ist ein Sub-
strat, das die Landwirte ohne wei-
teres Zutun auf Äcker und Felder

ausbringen können. Die Scho-
nung der endlichen natürlichen
Ressource Phosphor zählt zu den
großen Herausforderungen, um
die weltweite Nahrungsmittelpro-
duktion auch in Zukunft zu si-
chern. 

Vorrang für hochwertige 
Ersatzbrennstoffe umsetzen!
„Die Mitverbrennung ergänzt die stoffliche Verwertung und ist so-
mit unverzichtbarer Bestandteil einer ressourcenoptimierten Roh-
stoffwirtschaft“, so Matthias Einsele, Vorsitzender des bvse-Fach-
verbands Ersatzbrennstoffe, Altholz und Biogene Abfälle bei der
Tagung seiner Branche in Mainz. 

Für den Einsatz hochwertiger
Ersatzbrennstoffe in Produktions-
prozessen und Kraftwerken spre-
chen die hohe Umweltverträglich-
keit, die hervorragende Energieef-
fizienz sowie die abfallwirtschaft-
liche Notwendigkeit. 

Dies werde von der Politik je-
doch viel zu wenig anerkannt, so
Einsele vor rund 80 Branchen-
experten: Das neue Kreislaufwirt-
schaftsgesetz habe bisher nicht zu
einer Privilegierung hochwerti-
ger Verwertungsformen geführt.
Überkapazitäten bei den Müllver-
brennungsanlagen sorgten weiter
dafür, dass Ressourcen oftmals
den vermeintlich günstigsten Ent-
sorgungsweg gehen und einfach
unvorbehandelt verbrannt werden.
Dabei könnten sie recycelt oder zu
hochwertigen Sekundärbrennstof-
fen aufbereitet werden, die in Pro-
duktionsprozessen direkt primäre
Energieträger ersetzen. „Dass dies
oftmals unterbleibt, ist ineffizient
und lässt Ressourcenschonung
oder Nachhaltigkeit außer Acht.
Dabei sind doch genau das die
Ziele, die sich die Politik auf die
Fahnen geschrieben hat“, kritisier-
te Einsele. Der Verbandsvorsitzen-
de hält es deshalb für unausweich-
lich, energetisch wenig effektive

Verbrennungskapazitäten abzu-
bauen. 

„Die Aufbereitung von Abfällen
muss wirtschaftlich attraktiv blei-
ben“, forderte Einsele. Nicht nur
die geringen Verbrennungspreise
und niedrigeren Aufbereitungsko-
sten in Drittstaaten machten den
Betrieben zu schaffen. Durch die
energieintensiven Prozesse mach-
ten EEG-Umlage und Stromsteuer
teils bereits über fünfzig Prozent
der Gesamtstromkosten aus. Mehr
denn je bestehe deshalb die Ge-
fahr, dass die Unternehmen ihre
Wettbewerbsfähigkeit einbüßten.

Einsele forderte deshalb, die
Hersteller hochwertigen Ersatz-
brennstoffes ebenso von der EEG-
Umlage zu befreien, wie die Pro-
duzenten fossiler Primärenergie-
träger: „Wir stellen ein Substitut
her, das den Eigenschaften dieser
Primärenergieträger entspricht und
zum gleichen Zweck eingesetzt
wird.“ Deshalb müssten doch ge-
rade die Unternehmen von der
Ausgleichsregelung ausgenom-
men sein, die dem Anliegen des
EEG und des Ressourcenschutzes
dienen. „Das würde der Entwick-
lung der Abfallwirtschaft hin zu ei-
ner Rohstoffwirtschaft endlich ge-
recht werden.“ 
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Zu wertvoll für den Müll
Die Würzburger Umweltstation sammelt wieder Handys

Kaum noch einer, der kein Handy mit sich trägt. Kaum noch
jemand, der kein Mobiltelefon nutzt. Gerne die neuesten Ver-
sionen! In Deutschland werden jährlich mehr als 35 Millionen
neue Handys gekauft, während mehr als 105 Millionen (Um-
frage BITCOM, 1/2014) alte Handys in den Schubläden deut-
scher Haushalte verstauben oder nicht umweltgerecht entsorgt
werden.

Deshalb ruft die Umweltsta-
tion der Stadt Würzburg erneut
zu einer Sammelaktion auf.
Althandys können in der Um-
weltstation der Stadt Würz-
burg, im Bürgerbüro des Rat-
hauses oder an den Wertstoff-
höfen abgegeben werden. Dies
garantiert eine umweltgerechte
Wiederverwertung und unter-
stützt regionale Umweltbil-
dungsprojekte.

Die 105 Millionen Altgeräte
in Deutschland enthalten zu-
sammen etwa 25 Tonnen Silber,
2,5 Tonnen Gold und fast eine

Tonne Palladium* wertvolle
Metalle, die durch ein optimier-
tes Recycling zurückgewon-
nen werden können. Durch das
Recycling kann der Bedarf an
neu zu gewinnenden Rohstoffen
deutlich verringert werden. De-
ren Abbau zerstört häufig den
Regenwald und bedroht zahlrei-
che Tierarten, unter unmensch-
lichen Arbeitsbedingungen wer-
den dabei häufig Kinder ausge-
beutet.

*Neben den wertvollen Roh-
stoffen enthalten Mobiltelefone
auch gefährliche Schadstoffe.
Deshalb gehören sie keinesfalls
in die Abfalltonne sondern bitte
an den Sammelstellen abge-
ben“, so die Abfallberater der
Umweltstation. 

Kommunale Abfallwirtschaft:

VKU sieht Modell 
durch Eurostat bestätigt

bvse: Deutschland kann mehr Recycling - Eurostat-Zahlen belegen Stagnation

In der EU28 wurden 492 kg kommunaler Abfall pro Person im
Jahr 2012 erzeugt, während 480 kg kommunaler Abfall pro
Person behandelt wurden. Diese kommunalen Abfälle wurden
auf verschiedene Weise behandelt: 34 % wurden deponiert, 
24 % verbrannt, 27 % recycelt und 15 % kompostiert. Für die
EU4 wurde ein deutlicher Anstieg des Anteils der recycelten
oder kompostierten kommunalen Abfälle verzeichnet, von
18 % im Jahr 1995 auf 42 % in 2012. Deutschland liegt dabei
deutlich über dem EU-Durchschnitt: Hier machen Recycling
und Kompostierung insgesamt 65 Prozent der Abfallbehand-
lung aus. Dies zeigten die neuesten Zahlen von Eurostat, dem
Statistischen Amt der Europäischen Union, loben sich die kom-
munalen Unternehmen. 

Eurostat belege es schwarz auf
weiss. In Deutschland werden nur
47 Prozent der Haushaltsabfälle
recycelt, bemängeln die mittel-
ständischen Entsorger im bvse.
Was sich im europäischen Ver-
gleich gut mache, sei tatsächlich
aber ein Beleg dafür, dass es seit
Jahren keinen wirklichen Fort-
schritt beim Ausbau des Recyc-
lings in Deutschland gibt. 

Variierende Aufkommen

Das Aufkommen kommunaler
Abfälle variiert deutlich zwischen
den Mitgliedstaaten. Dänemark,
mit 668 kg pro Person, hatte das
höchste Abfallaufkommen im Jahr
2012, gefolgt von Zypern, Luxem-
burg und Deutschland mit gerin-
geren Werten, jedoch mit mehr als
600 kg pro Person sowie Malta, Ir-

land, Österreich, den Niederlan-
den, Frankreich, Italien, Finnland
und Griechenland mit Werten zwi-
schen 500 und 600 kg. Im Verei-
nigten Königreich, in Litauen,
Spanien, Schweden, Bulgari-
en, Belgien, Portugal und Un-
garn wurden zwischen 400 und
500 kg Abfall pro Person erzeugt,
während diese Werte in Kroatien,
Rumänien, Slowenien, der Slowa-
kei, Polen, der Tschechischen Re-
publik, Lettland und Estland unter
400 kg pro Person lagen.

Die Politik ist gefordert

bvse-Hauptgeschäftsführer Eric
Rehbock: „Mit dieser Bilanz kön-
nen wir uns sicher nicht zufrieden
geben. Die Recyclingwirtschaft in
Deutschland kann erheblich mehr.
Die Politik ist gefordert, den von

ihr zu verantwortenden Stillstand
durch wirksame Impulse abzulö-
sen.“

Stellschrauben neu justieren

Nach Auffassung des bvse-Bun-
desverbandes Sekundärrohstoffe
und Entsorgung e.V. gibt es eine
Reihe von Stellschrauben, die
„neu justiert“ werden müssen. Das
Elektro-Gesetz müsse jetzt zügig
umgesetzt werden, nachdem der
erste Entwurf mit erheblicher Ver-
zögerung von der Bundesregie-
rung vorgelegt wurde. Mit an-
spruchsvolleren Erfassungsquo-
ten, zusätzlichen Sammelstellen
und wirksamen Maßnahmen um
den illegalen Export von E-Schrott
zu verhindern, könnten in Zukunft
deutlich mehr ausrangierte Elek-
trogeräte in Deutschland recycelt
werden.

Auch das Kreislaufwirtschafts-
gesetz bietet nach Ansicht des bv-
se noch Verbesserungspotenzial.
So sollten nach Auffassung des
Verbandes die Möglichkeiten der
haushaltsnahen Sammlung durch
private Unternehmen deutlich er-
weitert werden. Rehbock: „Es gibt
zu viele Kommunen, die auf ihrem
Monopol beharren. Das schadet
dem Recycling und der Sekundär-
rohstoffgewinnung.“

Wo bleibt das 
neue Wertstoffgesetz?

Erhebliche Wachstumschancen
ergeben sich zudem, wenn die Po-
litik endlich ein Wertstoffgesetz
auf den Weg bringt. „Seit mehr als
vier Jahren geistert dieses Gesetz
als Bummelzug umher. Die neue
Bundesregierung ist jetzt gefor-
dert, aus dem Bummelzug einen
Schnellzug zu machen. Die An-
kündigung von Bundesumweltmi-
nisterin Barbara Hendricks in der
zweiten Jahreshälfte dieses Thema
in Angriff zu nehmen begrüßen
wir deshalb“, betont Rehbock. Das
neue Wertstoffgesetz soll ermögli-
chen, dass nicht nur Verpackun-
gen, sondern auch nicht mehr ge-
brauchsfähige Produkte in einer
Wertstofftonne gesammelt und
recycelt werden. Gleichzeitig setzt
sich der Verband dafür ein, die
Recyclingquoten zu erhöhen.

Plädoyer für mehr
Recyclingprodukte

Einen weiteren Schub für mehr
Recycling könnte auch dadurch
erreicht werden, dass mehr Recyc-
lingprodukte verwendet werden.
Die Palette reiche dabei von Re-
cyclingpapier über Kunststoffpro-
dukte für Haushalt und Wirtschaft
und Recyclingbaustoffe für Hoch-,
Tief- und Straßenbau. Die öffentli-
che Hand sollte hier nach Auffas-
sung des bvse ihrer Vorreiterrolle
„endlich gerecht“ werden.

Vorreiterrolle

„Deutschlands Vorreiterrolle
beim Thema Recycling wird da-
mit deutlich. Das ist vor allem das
Verdienst der kommunalen Ab-
fallwirtschaft“, so Hans-Joachim
Reck, Hauptgeschäftsführer des
Verbandes kommunaler Unterneh-
men (VKU). 

Mit 47 Prozent hat Deutschland
die höchste Recyclingquote im
EU-weiten Vergleich. Ein Garant
für diesen Spitzenplatz sei die
kommunale Abfallwirtschaft, die
seit Jahrzehnten in Deutschland 
eine zuverlässige, stabile und
flächendeckende Abfallerfassung
unabhängig von marktgetriebenen
Preisschwankungen gewährleistet,
behauptet Reck. Auch in der De-
ponierung sei Deutschland vor-
bildlich und habe damit das seit

2005 in der EU geltende Deponie-
rungsverbot erfolgreich umge-
setzt. Jedoch ist in vielen anderen
EU-Ländern der Deponierungsan-
teil noch sehr hoch, weshalb der
VKU der EU empfiehlt, bei der
Umsetzung des Deponierungsver-
bots nachzusteuern.

Potenziale ausschöpfen

Allerdings hat Deutschland mit
611 Kilogramm pro Person nach
Dänemark, Zypern und Luxem-
burg das höchste kommunale Ab-
fallaufkommen. „Zur Abfallver-
meidung, die von der EU-Kom-
mission im Abfallrecht bereits zur
obersten Pflicht erklärt wurde,
sind europäische und nationale
Gesetze mit größerer Lenkungs-
wirkung wichtig“, so Reck. Aus
VKU-Sicht sind vor allem die Po-
tenziale für Maßnahmen in der
Entwicklung und Konzeption ei-
nes Produktes noch nicht hinrei-
chend ausgeschöpft, um Abfälle
zu vermeiden. Hersteller müssen
verpflichtet werden, für ihre Pro-
dukte im Sinne eines umwelt- und
recyclingfreundlichen Ökodesigns
und einer ressourcen- und abfall-
sparenden Produktionsweise Ver-
antwortung zu übernehmen. Um
ihre Wirkung zu entfalten, muss
Produktverantwortung so ausge-
staltet sein, dass sie konkrete An-
reize für die Abfallvermeidung
und das Recycling setze. 

Die derzeitige Überprüfung der
Abfallziele durch die EU-Kom-
mission ist aus Sicht des VKU
ein Schritt in die richtige Rich-
tung, um die europäische Abfall-
politik hin zu einer gemeinsa-
men europäischen Recyclingge-
sellschaft weiterzuentwickeln.
„Ambitionierte, aber für alle 
EU-Mitgliedstaaten realisierbare
Ziele sind erforderlich“, so Reck.
„Das Ende der Deponierung
kann nur im Einklang mit der Zu-
nahme des Recyclings und der en-
ergieeffizienten thermischen Ver-
wertung erreicht werden, was die
bewährten ab-fallwirtschaftlichen
Strukturen in Deutschland und
auch anderen Mitgliedstaaten der
EU beweisen.“

Qualität und Quantität

Das stoffliche Recycling von
Kunststoffabfällen muss aus Sicht
des VKU immer dann Vorrang 
haben, wenn diese tatsächlich
zu wirtschaftlichen Konditionen
hochwertig recycelbar sind und
für die Sekundärkunststoffe eine
Nachfrage seitens der produzie-
renden Industrie besteht, um-
schreibt der Hauptgeschäftführer
die Affinität zur Müllverbrennung.
Reck: „Quantitative Ziele müssen
dabei mit qualitativen Zielen Hand
in Hand gehen. Ansonsten kann es
im Verhältnis zu anderen Verwer-
tungsverfahren – vor allem ökolo-
gisch oder ökonomisch – zu einer
nachteiligen Entscheidung kom-
men.“ europaticker

Rohstoffwende in der
bayerischen Bauwirtschaft

Die Rohstoffwende in der bayerischen Bauwirtschaft und die För-
derung des Recyclings insbesondere im Bereich der Bau- und Ab-
bruchabfälle stellte der Bayerische Umweltminister Dr. Marcel Hu-
ber in den Mittelpunkt bei den Recyclingtagen von Baustoff Recyc-
ling Bayern e.V. (BR Bayern) und bvse-Bundesverband Sekundär-
rohstoffe und Entsorgung e.V. 

Auch in der bayerischen Bau-
wirtschaft muss es gelingen, Res-
sourcenverbrauch und Wachstum
zu entkoppeln und die vorhande-
nen Ressourcen so effizient wie
möglich einzusetzen. Von beson-
derer Bedeutung ist deshalb das
RECYCLING, wie Herr Staats-
minister Dr. Marcel Huber beton-
te. Ziel muss es sein, die anfallen-
den Bau- und Abbruchabfälle
weitestgehend aufzubereiten und
möglichst hochwertig als Bau-
stoffe wiederzuverwerten. Sekun-
därrohstoffe statt Primärrohstoffe
lautet die Devise für die Rohstoff-
wende in der bayerischen Bau-
wirtschaft.

Recycling-Leitfaden

Grundlage für das Baustoff-
recycling in Bayern ist der
Recycling-Leitfaden („Anfor-
derungen an die Verwertung
von Recycling-Baustoffen in
technischen Bauwerken“, 2005).
Der Umweltminister unter-
strich, dass dieser Leitfaden ein
sehr hohes Schutzniveau für 
alle Beteiligten gewährleiste,
weswegen der Leitfaden auch
um weitere zwei Jahre, läng-
stens bis zum Inkrafttreten einer
bundeseinheitlichen Regelung,
verlängert wird. Eine bundes-
weit einheitliche Regelung, die
die Ziele der Abfallwirtschaft
als auch des Grundwasser- und
Bodenschutzes gleichberechtigt

und angemessen berücksichtigt,
dabei den Einsatz von Recyc-
lingbaustoffen praxisgerecht regelt
und das Recycling insgesamt för-
dert, wird auch weiterhin von der
Bayerischen Staatsregierung un-
terstützt.

Gezielte Förderung

Das Baustoffrecycling soll in
Bayern gezielt gefördert und
der Einsatz von Recyclingbau-
stoffen verstärkt werden. Die
Politik und insbesondere die
Öffentliche Hand als größter
Auftraggeber der Bauwirtschaft
sollen ihrer Verantwortung so-
wie der im bayerischen Abfall-
wirtschaftsgesetz geregelten
Vorbildfunktion durch eine ent-
sprechende Nachfrage und Ge-
staltung der öffentlichen Aus-
schreibungen gerecht werden.
Aber auch die Industrie muss
im Gegenzug bereit sein, dies
mit einem entsprechenden An-
gebot zu begleiten und aus-
schließlich qualitätsgesicherte
und zertifizierte Recyclingbau-
stoffe offerieren.

Der Minister kündigte außer-
dem an, durch ein IPP-Projekt
im Rahmen des Umweltpaktes
Bayern die Akzeptanz von
Recyclingbaustoffen zu stärken.
Das Umweltministerium wird
dazu in den nächsten zwei Jah-
ren insgesamt 160.000 Euro be-
reitstellen. 

CSU-Fraktion und VBS:

Ressourcenschutz 
und Sekundärrohstoffe 

„Preiswert, kompetent und umweltfreundlich - die mittelständisch
geprägte bayerische Abfallwirtschaft arbeitet erfolgreich und gut.“
Dies betonte der Umweltpolitische Sprecher der CSU-Landtags-
fraktion, Dr. Otto Hünnerkopf MdL, bei einem Gespräch mit dem
Vorstand des Verbands der Bayerischen Entsorgungsunternehmen
(VBS).

Hünnerkopf: „Besonders er-
freulich ist, dass Bayern mit sei-
ner Verwertungsquote von 73,5
Prozent Spitze im Länderver-
gleich ist. Damit leistet die
bayerische Abfallwirtschaft ei-
nen großen Beitrag zum Klima-
schutz und zur Rohstoffversor-
gung der heimischen Industrie.“

Übrige Potenziale

VBS-Präsident Otto Heinz er-
läuterte, dass durchaus noch Po-
tentiale zur weiteren Steigerung
der Verwertung in Bayern vor-
handen seien. So gibt es nach ak-

tuellen Zahlen des Landesamts
für Umwelt in Bayern noch 16
Landkreise bzw. kreisfreie Städ-
te, die ihren Bürgern keine Bio-
tonne anbieten. Der VBS fordert,
alle privaten Haushalte bis späte-
stens 2015 an ein System zur
Getrenntsammlung anzuschlie-
ßen, denn die Biotonne sei ein
Beitrag zum Ressourcenschutz,
bekämpfe den Klimawandel und
diene dem Ausbau erneuerbarer
Energien. 

Dr. Hünnerkopf erklärte, die
kommunalen Entsorgungsträger
entschieden in eigener Verant-
wortung, ob sie Bring- oder Hol-

Vorrang für hochwertige
Ersatzbrennstoffe umsetzen! 
„Die Mitverbrennung ergänzt die stoffliche Verwertung und ist so-
mit unverzichtbarer Bestandteil einer ressourcenoptimierten Roh-
stoffwirtschaft“, so Matthias Einsele, Vorsitzender des bvse-Fach-
verbands Ersatzbrennstoffe, Altholz und Biogene Abfälle bei der
Tagung seinerBranche in Mainz. Fürden Einsatz hochwertigerEr-
satzbrennstoffe in Produktionsprozessen und Kraftwerken spre-
chen die hohe Umweltverträglichkeit, die hervorragende Energie-
effizienz sowie die abfallwirtschaftliche Notwendigkeit. 

Dies werde von der Politik je-
doch viel zu wenig anerkannt,
so Einsele vor rund 80 Bran-
chenexperten: Das neue Kreis-
laufwirtschaftsgesetz habe bis-
her nicht zu einer Privilegierung
hochwertiger Verwertungsfor-
men geführt. 

Überkapazitäten bei den Müll-
verbrennungsanlagen sorgten
weiter dafür, dass Ressourcen
oftmals den vermeintlich gün-
stigsten Entsorgungsweg gehen
und einfach unvorbehandelt
verbrannt werden. Dabei könn-
ten sie recycelt oder zu hoch-
wertigen Sekundärbrennstoffen
aufbereitet werden, die in Pro-
duktionsprozessen direkt primä-
re Energieträger ersetzen. „Dass
dies oftmals unterbleibt, ist ineffi-
zient und lässt Ressourcenscho-
nung oder Nachhaltigkeit außer
Acht. Dabei sind doch genau 
das die Ziele, die sich die Politik
auf die Fahnen geschrieben hat“,
kritisierte Einsele. Der Fachver-
bandsvorsitzende hält es deshalb
für unausweichlich, energetisch
wenig effektive Verbrennungska-
pazitäten abzubauen. 

Ministerieller Zuspruch

Von Seiten des Bundesum-
weltministeriums erhielten die
Branchenvertreter Zuspruch:
Die möglichst effiziente Nut-
zung von Energieträgern aus
Abfall, dessen Recycling nicht
möglich ist, werde in Deutsch-
land immer wichtiger und kön-
ne zur Erreichung umweltpoliti-
scher Ziele beitragen, so MinR
Dr. Andreas Jaron. Dies umzu-
setzen sei im Spannungsfeld di-
vergierender Interessen in der
Kreislaufwirtschaft jedoch eine
große Herausforderung. Jaron
verwies im Hinblick auf die
Hochwertigkeit im Sinne der

Abfallhierarchie auf die anste-
hende Novelle der Gewerbeab-
fallverordnung. In diesem Zu-
sammenhang werde auch eine
Verwertungs- oder Sortierquote
diskutiert.

Sekundärrohstoffwirtschaft
braucht wirtschaftliche
Grundlage

„Die Aufbereitung von Abfäl-
len muss wirtschaftlich attrak-
tiv bleiben“, forderte Einsele.
Nicht nur die geringen Verbren-
nungspreise und niedrigeren
Aufbereitungskosten in Dritt-
staaten machten den Betrieben
zu schaffen. Durch die ener-
gieintensiven Prozesse machten
EEG-Umlage und Stromsteuer
teils bereits über fünfzig Pro-
zent der Gesamtstromkosten
aus. Mehr denn je bestehe des-
halb die Gefahr, dass die Unter-
nehmen ihre Wettbewerbsfähig-
keit einbüßten.

Unternehmen von
Ausgleichsregelung
befreien

Einsele forderte deshalb, die
Hersteller hochwertigen Ersatz-
brennstoffes ebenso von der
EEG-Umlage zu befreien, wie
die Produzenten fossiler Primär-
energieträger: „Wir stellen ein
Substitut her, das den Eigen-
schaften dieser Primärenergieträ-
ger entspricht und zum gleichen
Zweck eingesetzt wird.“ Des-
halb müssten doch gerade die
Unternehmen von der Aus-
gleichsregelung ausgenommen
sein, die dem Anliegen des EEG
und des Ressourcenschutzes die-
nen. „Das würde der Entwick-
lung der Abfallwirtschaft hin zu
einer Rohstoffwirtschaft endlich
gerecht werden.“ 

systeme zur Bioabfallerfassung
einsetzten 

Der VBS fordert ferner einen
fairen Wettbewerb zwischen pri-
vater und kommunaler Entsor-
gungswirtschaft. So spricht sich
die private bayerische Entsor-
gungswirtschaft dafür aus, Un-
ternehmen unabhängig von der
Rechtsform umsatzsteuerrecht-
lich gleich zu behandeln. 

Gegen Diskriminierung 

Otto Heinz: „Ein transparenter
Leistungs- und Kostenvergleich
ist nur bei steuerlicher Gleichbe-
handlung möglich. Die umsatz-
steuerliche Diskriminierung der
Privatwirtschaft, die in den mei-
sten europäischen Ländern un-
bekannt ist, endlich auch in
Deutschland abzuschaffen, war
bereits erklärtes Ziel im Koaliti-
onsvertrag der letzten Bundesre-
gierung.“ 
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15. Bayerische Abfall- und Deponietage in Augsburg:

Wertschöpfungsketten
und Qualitätsstandards

Für eine erfolgreiche Rohstoffwende in Bayern müssen wert-
volle Rohstoffe in Abfällen besser verwertet und bislang unge-
nutzte Potentiale gehoben werden. Darauf verwies Umweltmi-
nister Dr. Marcel Huber bei der Eröffnung der diesjährigen
Bayerischen Abfall- und Deponietage in Augsburg. Das Netz-
werk für wachsende Umweltkompetenz (Förderverein KU-
MAS – Kompetenzzentrum Umwelt e.V. gemeinsam mit den
Partnern AU Consult GmbH, bifa Umweltinstitut GmbH und
Bayerisches Landesamt für Umwelt) hatte bereits zum 15. Mal
in Folge ins Bayerische Landesamt für Umwelt eingeladen. Be-
gleitet wurde der zweitägige Kongress von einer Fachausstel-
lung, auf der sich den Besuchern branchenspezifische Unter-
nehmen und Dienstleister präsentierten. 

Wie Huber konstatierte, ist der
bestmögliche Einsatz begrenzter
Ressourcen eines der wichtig-
sten umweltpolitischen Hand-
lungsfelder der Zukunft. „Wir
wollen die Rohstoffproduktivität
in Bayern bis zum Jahr 2020 ver-
doppeln. Mehr Effizienz beim
Einsatz von Ressourcen und Ma-
terial sowie eine intensive Wert-
stoffrückgewinnung schafft wirt-
schaftliche Unabhängigkeit und
schont die Umwelt. Ziel ist ein
hochwertiges Recyclingsystem
im eigenen Land.“

Recycling von
Elektronikgeräten

Eine aktuelle Untersuchung
des Bayerischen Landesamtes
für Umwelt zur Trennung des
häuslichen Abfalls in mittel-
großen bayerischen Städten zei-
ge: Die untersuchte Restabfall-
menge von rund 105 Kilo-
gramm pro Einwohner und Jahr
könnte um 31 Kilogramm ge-
senkt werden, wenn Wertstof-
fe wie Verpackungen, Papier,
Glas und Metall konsequenter
getrennt würden. Insbesondere
Fortschritte beim Recycling von
Elektronikgeräten sind für eine
starke Kreislaufwirtschaft von
großer Bedeutung. Denn Elek-
trogeräte enthalten bis zu 30 un-
terschiedliche, oft seltene Metal-
le wie Gold, Silber oder Kupfer.
Erforderlich sind beispielsweise
eigene Sammelsysteme für Han-
dys und Laptops: In Deutsch-
lands Schubladen lagern allein
85 Millionen Handys.

Um die Sammelintensität in
diesem Bereich zu verbessern
und die Recyclingquoten spür-
bar zu erhöhen, werde der Frei-
staat in diesem Jahr eine ent-
sprechende Initiative starten.
Huber: „Gemeinsam mit den
kommunalen Partnern wollen
wir Trennung und Sammlung
von Abfällen verbessern. Davon
profitieren auch die Bürger. Ei-
ne optimale Wertstoffrückge-
winnung kann helfen, vor Ort
Gebühren zu senken.“ Besonde-
re Bedeutung habe dabei der Da-
tenschutz: „Die Sammlung muss
Datensicherheit gewährleisten.
Wenn Datenträger in die Abfall-
sammlung gegeben werden, sind
verlässliche Datenlöschverfahren
erforderlich. Dafür ist der Bund

verantwortlich“, machte Huber
deutlich. 

Am ersten Veranstaltungstag
lagen die Schwerpunkte auf der
Vermeidung und der stofflichen
Verwertung von Abfällen. Bei-
de Begriffe stehen in der moder-
nen Abfallhierarchie inzwi-
schen ganz oben. Die novel-
lierte EU-Abfallrahmenrichtli-
nie verpflichtet die Mitglieds-
staaten, konkrete Abfallvermei-
dungsprogramme aufzustellen.
Abfälle, die vermieden werden,
sind in der Regel schwer quanti-
fizierbar bzw. konkreten Maß-
nahmen zuzuordnen. Die Erfol-
ge sind deshalb schwierig messbar
und so erfährt die Abfallvermei-
dung in der abfallwirtschaftli-
chen Diskussion eine stiefmüt-
terliche Behandlung. 

In den Vorträgen des ersten
Nachmittagsblocks wurde ein
aktueller Überblick über mögli-
che Potenziale gegeben. Vorge-
stellt wurden Maßnahmenvor-
schläge und konkrete Erfolgsbei-
spiele. Der zweite Nachmittags-
block stellte sodann die konkre-
ten Wertschöpfungsketten eini-
ger wichtiger Stoffströme dar.

Deponien im Fokus

Am zweiten Veranstaltungs-
tag wurden neben den aktuel-
len Entwicklungen im Deponie-
recht und der Darstellung der
Deponiesituation in Bayern die
bundeseinheitlichen Qualitäts-
standards für Deponieabdich-
tungen diskutiert. Im Fokus
standen die Entgasung von De-
ponien, die Behandlung von
Deponiegas und die Belüftung
von Deponien zur Beschleuni-
gung des Abbaus und als Kli-
maschutzmaßnahme. Ein Pra-
xisbeispiel zu innovativen Sa-
nierungsmaßnahmen und zum
Bau einer Oberflächenabdich-
tung mit Ertüchtigung der Ent-
gasung und Sickerwasserrück-
führung rundete das Kongress-
programm ab. 

Mit Blick auf aktuelle Ent-
wicklungen im Abfallrecht in
der EU und in der Bundesrepu-
blik Deutschland erklärte Dr.
Frank Petersen vom Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicher-
heit, das deutsche Abfallrecht
habe mit dem 2012 in Kraft ge-

tretenen Kreislaufwirtschaftsge-
setz (KrWG) eine neue Grund-
lage erhalten, die mit den EU-
rechtlichen Vorgaben überaus
eng verflochten ist. Das Kreis-
laufwirtschaftsgesetz diene je-
doch nicht nur der Umsetzung der
EU-Abfallrahmenrichtlinie (Ab-
fRRL), sondern ebenso der Fort-
entwicklung einer fortschrittli-
chen, an der Ressourceneffizienz
orientierten Abfallpolitik.

Eine Sonderrolle nehme die
Neuregelung der kommunalen
Überlassungspflichten und der
– im Gesetzgebungsverfahren
überaus kontrovers diskutierten
– Regelungen zur gewerblichen
Sammlung ein. Mit der neuen
Regelung des § 17 Abs. 3 Kr-
WG würden die Interessen der
kommunalen und privaten Ent-
sorgungswirtschaft in angemes-
sener Weise berücksichtigt, so
Petersen. Gewerbliche Samm-
lungen sollen zukünftig auf der
Grundlage eines fairen Wettbe-
werbs um die optimale Erfas-
sung und Verwertung werthalti-
ger Haushaltsabfälle stattfinden.
Dabei dürfen sie die Funktions-
fähigkeit der öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträger nicht
gefährden und auch deren Pla-
nungssicherheit und Organisati-
onsverantwortung nicht wesent-
lich beeinträchtigen.

Forschungsprojekt

Prof. Dr. Axel Tuma, Uni
Augsburg, ging seinerseits auf
die vom Bayerischen Umwelt-
ministerium in Auftrag gegebe-
ne „Erarbeitung eines Leitfa-
dens zur Erstellung kommuna-
ler Abfallvermeidungskonzep-
te“ ein. Im Rahmen eines zwei-
jährigen Forschungsprojektes
an der Universität Augsburg soll
bayerischen Kommunen eine
Hilfestellung bei der Konzepti-
on von Abfallvermeidungsstra-
tegien geboten werden. Um die-
sen Leitfaden praxisnah zu ge-
stalten, werden mit qualitati-
ven und quantitativen Metho-
den empirische Daten erhoben,
konsolidiert und mit Ergebnis-
sen aus der nationalen und inter-
nationalen wissenschaftlichen
Forschung ergänzt. 

Mit einem Plädoyer für kom-
munale Abfallvermeidungskon-
zepte -  „schon alleine zugun-
sten des Erhalts von Bausub-
stanz, um die enormen Mengen
an Bauschutt aus dem Gebäude-
abbruch in Deutschland redu-
zieren zu können“ - wartete Dr.
rer. nat. Ulrich Lottner (Bayeri-
sches Landesamt für Umwelt,
Augsburg) auf. Dabei ging es in
seinem Vortrag aber nicht nur
um Möglichkeiten und Grenzen
der Abfallvermeidung als sol-
cher, sondern um Ressourcen-
schutz, um die an den Altbe-

stand gebundene Graue Energie
und die zu dessen Errichtung
schon einmal freigesetzten
CO2-Emissionen. 

Lottner zufolge hat der Bund
mit seinem „Leitfaden für Nach-
haltiges Bauen“ einen Meilen-
stein für den Wert vorhandener
Bausubstanz gesetzt. Dem Ge-
bäudebestand komme darin ne-
ben den ökologischen Zielen ei-
ne identitätsstiftende Wirkung
zu, die im Rahmen einer nach-
haltigen Bestandsentwicklung
ebenso zu berücksichtigen sei
wie mögliche Energieeinspar-
potenziale bei dessen Betrieb.
Die Festlegungen im Leitfaden
des Bundes könnten den Kom-
munen, in denen der Bauschutt
bekanntermaßen generiert wird,
als Beispiel dienen. Sie trügen
große Verantwortung für das
nationale Klimaziel, bis 2020
Treibhausgase um 40 % zu min-
dern, „und sollten die Chancen
nutzen, die ihnen ein Ende 2015
zur Verfügung stehender Leitfa-
den zur Erstellung kommunaler
Abfallvermeidungskonzepte
bieten wird“. 

Strategien für
nachhaltiges Bauen

Danach seien Strategien zu
entwickeln und umzusetzen, um
künftig nachhaltig auch Gebäu-
de bewahren und neu errichten
zu können. Gute Beispiele färb-
ten auf die regionale Wirtschaft
und auf Privat ab. Die Kommu-
nen sollten in diesem Sinne aber
aktiv Einfluss nehmen. Inwie-
weit künftig Benchmarks für den
Vergleich kommunaler Erfolge
bei der Vermeidung von Abfäl-
len, hier vor allem infolge nach-
haltigen Bauens als Motor die-
nen können, bleibe abzuwarten. 

„Wertstofferfassung – stoff-
stromspezifisch oder Wert-
stofftonne?“ lautete der Titel
des Vortrags von Markus Her-
tel, bifa Umweltinstitut GmbH.
Sowohl die Getrennterfassung
von Wertstoffen im Bring- als
auch im Holsystem bietet nach
seiner Ansicht verschiedenste
Möglichkeiten, das Erfassungs-
system auszugestalten. Neben
einer dezidierten Sammlung
von beispielsweise unterschied-
lichen Metallsorten („Eisen-
Schrott“ und „Leichtmetalle“)
im Bringsystem bis hin zur Be-
reitstellung einer Wertstofftonne
als „Alles-Könner“ oder „Alles-
Schlucker“ seien hierzulan-
de nahezu alle Facetten der
stoffstromspezifischen oder ge-
mischten Wertstofferfassung im
Hol- und Bringsystem erprobt
worden. „Dabei waren die Er-
folgsfaktoren, aber auch die
Gründe für ein Scheitern eines
Systems ebenso heterogen wie
die erprobten Systeme.“ 

Durch das Kreislaufwirt-
schaftsgesetz habe die stoffliche
Verwertung formal wieder Vor-
rang vor der energetischen Ver-
wertung, fuhr Hertel fort. Ab-
hängig von den Märkten, von
Energiekosten und möglichen
Erlösen für Sekundärrohstoffe
werde der Preis- und Kosten-
druck diese Priorisierung fort-

laufend in Frage stellen. Die
Gebietskörperschaften hätten
dennoch Einflussmöglichkei-
ten: Bei der Sammlung und Ver-
wertung von Nichtverpackungs-
kunststoffen könne durch klare
Vorgaben bei der Sammlung
und mit Anleitung durch ge-
schultes Personal eine Qualität
des Sammelguts erreicht wer-
den, die bei der stofflichen Ver-
wertung eine hohe Ausbringung
verwertbarer Kunststoffe er-
möglicht. 

In Ausschreibungen könne
der Nachweis des stofflich ver-
werteten Anteils verlangt und
die Quote stofflicher Verwer-
tung als ökologisches Vergabe-
kriterium eingesetzt werden.
Ohne den hohen Aufwand für
den Betrieb von Holsystemen
ließen sich dergestalt nennens-
werte Anteile stofflich verwer-
teter Kunststoffe erreichen. 

„Letztendlich gibt es keine all-
gemeingültige Empfehlung für
den effizientesten Weg der Wert-
stofferfassung“, hob Hertel hervor.
Neben den teilweise sehr spezifi-
schen regionalen Bedingungen
(gewachsene Strukturen der Ab-
fallwirtschaft) seien auch mögli-
che Kooperationspartner (Duale
Systeme) frühzeitig in Überlegun-
gen mit einzubeziehen. Um eine
hochwertige stoffliche Verwertung
zu gewährleisten, seien die Ver-
wertungswege genau zu betrach-
ten. Recycling sei nicht die
Sammlung und Trennung, son-
dern der Ersatz von Primärmate-
rial und Wiedereinsatz in Pro-
dukten, für die es Anwendung

gibt und ein Markt vorhanden ist.
Innovative Sanierungsmaß-

nahmen am Beispiel der Depo-
nie Außernzell erläuterte Chris-
tian Pietruska (AWG Donau-
Wald mbH). Die AWG, eine
hundertprozentige Tochter des
Zweckverbandes Abfallwirt-
schaft Donau-Wald, betreibt die
seit 1977 in Betrieb befindliche
Restmülldeponie der Deponie-
klasse II (Hausmülldeponie) in
Außernzell im Landkreis Deg-
gendorf. Heute wird sie nur
noch zur Ablagerung minerali-
scher Abfälle und als Umlade-
station genutzt.

Mit der umfassenden Sanie-
rung und Ertüchtigung der Si-
ckerwassererfassung und -ablei-
tung, der Deponiegaserfassung
und dessen Leitungssystem, der
Errichtung einer Sickerwasser-
reinfiltrierung zum raschen Ab-
bau der Organik im Müllkörper
sowie den Bau einer innovativen
Oberflächenabdichtung ist die
Deponie Außernzell nach Pietrus-
kas Worten bestens für die Nach-
sorge vorbereitet. 

Die ökologisch hochwertige
Begrünung der Deponie passe
sich bestmöglich den umliegen-
den Lebensräumen an. Im Ver-
bund mit der sinnvollen Nutzung
von Teilflächen auf der Deponie
zur regenerativen Energieerzeu-
gung sowie mit der Bereitstel-
lung von Recycling- und Entsor-
gungsangeboten an die Bevölke-
rung aus der näheren Umgebung
sei eine ideale Nachnutzung der
Deponie Außernzell umgesetzt
worden. DK

Neuer LKW für Kreisrecyclinghof
Der Landkreis Aschaffenburg hat für den Bereich Abfallwirtschaft
einen neuen LKW für den Kreisrecyclinghof in Dienst gestellt. 
Das Fahrzeug wird überwiegend in den 29 gemeindlichen Recyc-
linghöfen die kleinteiligen Wertstoffe einsammeln und zusammen-
führen. Dadurch wird die Organisation der dezentralen Erfas-
sungseinrichtungen optimiert und weiterhin werden kurze Anlie-
ferwege für die Bürgerinnen und Bürger garantiert. Außerdem
wird somit die hochwertige Verwertung der Wertstoffe gesichert,
die die Bürgerinnen und Bürger im Landkreis Aschaffenburg vor-
bildlich sortenrein gesammelt haben. Gemäß dem Slogan „Geben
Sie uns den Rest – wir machen das Beste daraus“ werden neben ei-
nem wertvollen Beitrag zum Umweltschutz durch Ressourcenscho-
nung auch wirtschaftliche Aspekte berücksichtigt.
Unser Bild zeigt Landrat Dr. Ulrich Reuter (l.) und Dr. Norbert
Schupp, LeiterderAbteilung fürkreiseigene Einrichtungen, bei der
Präsentation des neuen LKW. 
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Die Top-Trends 
der CeBIT 2014

Hannover. Mit ihrer diesjährigen Ausgabe schärfte die CeBIT ihr
Profil als weltweit wichtigstes IT-Event für Top-Entscheider. Im
Mittelpunkt der Veranstaltung standen die Themen Datability und
Security. 

Big Data und Industrie 4.0:
Daten als Rohstoff des
21. Jahrhunderts

Das Thema Big Data zog sich
wie ein roter Faden durch die Mes-
se. Mit der Breite der vorgestellten
Anwendungen bewies die CeBIT
2014, dass im richtigen Umgang
mit dem rasant wachsenden Da-
tenvolumen für sämtliche Wirt-
schaftszweige große Chancen
stecken. Auch in Deutschland
steht Big Data vor dem Durch-
bruch, wie eine im Rahmen der
CeBIT vorgestellte BITKOM-
Umfrage ergab. Fast jedes zehn-
te Unternehmen setzt bereits
Big-Data-Lösungen ein. 31 Pro-
zent haben konkrete Pläne, dies
zu tun.

Praxisbeispiele

Welche enormen Möglichkeiten
die Auswertung der Datenströme
eröffnet, zeigte die CeBIT anhand
zahlreicher Praxisbeispiele. So
präsentierten Aussteller wie die
Software AG Lösungen, die es
Firmen erlauben, mit dem un-
glaublichen Datenwachstum im
Internet der Dinge Schritt zu hal-
ten. Nötig sind ultraschnelle Soft-
warearchitekturen („Intelligent
Business Operations“). 

Bereits heute nimmt der Auto-
motive-Sektor eine zentrale Rolle
im boomenden Markt der Machi-
ne-to-Machine-Kommunikation
ein. Deshalb wird die CeBIT für
Autohersteller immer wichtiger:
Der Volkswagenkonzern stellte in
diesem Jahr auf mehr als 900 Qua-
dratmetern Konzepte zur automo-
bilen IT-Zukunft in Hannover vor.
Herausragend war dabei das Audi-
Simulationsmodell „James 2025“,
das mit einem virtuellen Cockpit
veranschaulichte, wie in einigen
Jahren das pilotierte Fahren ausse-
hen könnte. 

„Unsere Autos sind heute schon
rollende Rechenzentren mit 1,5 Ki-
lometern Kabeln, mehr als 50 Steu-
ergeräten und der Rechnerleistung
von 20 hochmodernen PCs“, er-
klärte der Vorstandsvor-sitzende
des Volkswagen-Konzerns, Martin
Winterkorn, auf der CeBIT. Nun
gelte es, die Mobilität gemeinsam
mit der IT-Branche intelligenter zu
gestalten. Ein erster Schritt ist die
Implementierung von schnellem
LTE-Datenfunk im Fahrzeug. Da-
für stellte Vodafone auf der CeBIT
eine „Global SIM“ vor, die  bei
Temperaturen von minus 40 bis
plus 85 Grad Celsius arbeitet. 

Zukunftsweisend ist auch ein
Industrie-4.0-Projekt, das Micro-
soft mit der Krones AG umgesetzt
hat, ein großer Hersteller von An-
lagen für Prozess-, Abfüll- und
Verpackungstechnik für Getränke.
Das Konzept illustrierte die Chan-
cen der horizontalen und vertika-
len Vernetzung von Mensch und
Maschine. 

Viel Aufmerksamkeit wurde auf
der CeBIT einer innovativen An-
wendung von SAPzuteil, die Trai-
ningsdaten der deutschen Fußball-
Nationalspieler sammelt und dem
Team bei der Vorbereitung auf die
Fußball-Weltmeisterschaft in Bra-
silien helfen soll. Dazu werden die
Stutzen der Kicker mit speziellen
Sensoren ausgestattet. Teammana-
ger Oliver Bierhoff stellte die
Smartphone-App, mit der sich die
Stärken und Schwächen der Spie-
ler visualisieren lassen, in Hanno-
ver vor. 

Sogar das Reisen wird durch die
Vernetzung komfortabler und si-
cherer, wie die Deutsche Telekom
auf ihrem Messestand mit der Or-
tungslösung Bag2Go unterstrich:
Der Besitzer des intelligenten Kof-
fers von T-Systems, Airbus und
RIMOWA kann den Aufenthalts-
ort seines mit einem Mobil-
funkchip und GPS ausgerüsteten
Gepäckstücks jederzeit per App
kontrollieren. 

Konkurrenzlos
breites Angebot an 
neuen Security-Lösungen

Mehr als 500 Unternehmen prä-
sentierten auf der weltgrößten IT-
Schau digitale Sicherheitslösun-
gen – so viele wie noch nie. Dar-
unter waren zahllose prominente
Namen wie ESET, Kaspersky
Lab, Secusmart oder Trend Micro.
Die Bandbreite der vorgestellten
Sicherheitslösungen reichte von
der aufwändigen End-to-end-Ver-
schlüsselung über hochsichere
Smartphones wie das „Kanzler-
Phone“ von Secusmart bis hin
zu neuen Antiviren-Programmen
für Smartphones und Tablets.
Schließlich werden immer mehr
Geräte, Programme oder Dienste
parallel im beruflichen und priva-
ten Umfeld genutzt (Bring your
own device). 

Voll im Trend lagen auf der 
CeBIT Apps für Mobilgeräte, mit
denen sich eine Verschlüsselung
für Sprache und Textnachrichten
sicherstellen lässt. Dafür tauschen
zwei Endgeräte, auf denen die Se-
curity-App installiert ist, temporä-
re Verschlüsselungskodierungen

aus. Da der Schutz sensibler Daten
immer stärker an Bedeutung ge-
winnt, erobern zunehmend bio-
metrische Identifikationsverfahren
den Markt. So zeigte Fujitsu auf
der CeBIT ein Ultrabook mit
Handvenen-Scanner, während bei
DERMALOG der nach Firmen-
angaben weltweit kleinste opti-
sche Fingerabdruck-Scanner Pre-
miere feierte. Seine Größe: gerade
29 mal 43 Millimeter. 

Start-ups geben Gas: 
Die CeBIT 2014 
war die jüngste aller Zeiten

Mehr als 300 Jungunternehmen
– so viele wie noch nie – präsentie-
ren sich in diesem Jahr auf der
Messe, 50 von ihnen beim Startup-
Wettbewerb CODE_n zum Mes-
seschwerpunkt Big Data. Hier
machte zum Beispiel das Projekt
streetspotr auf sich aufmerksam:
Europas größte Smartphone-
Workforce erledigt dank der da-
hinterstehenden Community Auf-
träge an vielen Orten. Und das
Münchner Start-up Cosinuss prä-
sentierte den ersten Herzfre-
quenzmesser fürs Ohr – selbst-
verständlich mit Bluetooth-Über-
tragung aufs Smartphone. Der
CODE_n-Award-Gewinner als
bestes Start-up 2014 wurde am
Mittwochabend gekürt: Das
Londoner Start-up Viewsy über-
zeugte die Jury mit einer Big-
Data-Lösung für Einzelhändler,
die Besucherströme misst und
auswertet, um Kundenservices
zu verbessern. 

Nicht nur bei CODE_n zeigte
das Partnerland, wie innovativ
Großbritannien ist: Auch am Part-
nerlandstand in der Halle 6 präsen-
tierten britische Jungunternehmer
ihre Lösungen. Und weil Start-ups
den großen Durchbruch nur mit
der Unterstützung von Investoren
schaffen, trafen der niedersächsi-
sche Wirtschaftsminister Olaf Lies
und mehr als 120 Investoren bei
space:d auf ausgewählte Start-ups. 

Pflicht für junge Besucher, die
Karriere im IT-Umfeld machen
wollen, war ein Besuch der „job
and career at CeBIT“. Ganz ne-
benbei konnte man in diesem Be-
reich auch die neue Indoor-Navi-
gationstechnologie iBeacon von
Apple ausprobieren. 

E-Government: Künftige
Grenzkontrollen und 
Demokratie aus der Wolke 

Im Public Sector Parc bot die
CeBIT eine große Bandbreite an
aktuellen und künftigen IT-Lösun-
gen für Bund, Länder und Ge-
meinden. So stellte die Bundes-
druckerei ein Konzept vor, wie

künftig effiziente Grenzkontrollen
auf höchstem Sicherheitsniveau
aussehen könnten. Die Full ID |
Border-Lösung umfasst modern-
ste eGate-Technologie mit intelli-
genten Steuerungs- und Monito-
ringsystemen via Tablet oder Han-
dy. Einen vielbeachteten Schritt
Richtung Demokratie 2.0 macht
die auf der CeBIT vorgestellte
„Bürger-Cloud“ des Sicherheits-
spezialisten ecsec, die Volksbefra-
gungen über das Internet ermögli-
chen soll. Als Voraussetzung gilt
der Personalausweis mit elektroni-
schem Identitätsnachweis. Vor ei-
ner Abstimmung sollen Interes-
sierte Infos zum jeweiligen Projekt
aus der Datenwolke laden können. 

Brandneue Smartphones,
Tablets und Gadgets 

Auch Hardware-interessierte
Fachbesucher kamen in Hannover
auf ihre Kosten. Nicht nur Sam-
sungs brandneues Top-Smartpho-
ne Galaxy S5 feierte auf der Ce-
BIT Deutschlandpremiere. Auch
die neuen Business-Tablets von
Samsung, HUAWEI und Nokia
zogen in den Messehallen viele
Blicke auf sich. Der Sicherheits-
spezialist secunet zeigte auf der
Messe sein neues hochsicheres
SINATablet auf Basis des Micro-
soft-Modells Surface Pro 2. Der
Elektronikversender Pearl brach-
te als Neuheit die simvalley MO-
BILE-Smartwatch GW-420 zur
CeBIT, ein Smartphone fürs
Handgelenk mit Freisprecher und
Webzugang. Der chinesische
Aussteller Yifang Digital Techno-
logies zeigte ebenfalls eine And-
roid-Smartwatch. Viele weitere
Neuheiten gab es im Planet Re-
seller mit mehr als 230 Ausstel-
lern zu sehen. 

Künstliche Intelligenz
im Fokus 

Zu den spannendsten Erlebnis-
sen jeder CeBIT zählt ein Blick
hinter die Kulissen von Univer-
sitäten und Forschungseinrichtun-
gen. Das war in diesem Jahr nicht
anders. So demonstrierte beispiels-
weise das Deutsche Forschungs-
zentrum für Künstliche Intelligenz
(DFKI), welche Vorteile Roboter
durch eine flexible Wirbelsäule
und mit Sensoren ausgestattete
Füße erlangen.

Auch der größte autonome Un-
terwasser-Roboterschwarm mit 20
U-Booten lockte zahlreiche Neu-
gierige an. Inspirieren ließen sich
die Forscher aus dem Artificial Li-
fe Lab der Karl-Franzens-Univer-
sität Graz sowie mehrerer anderer
Universitäten von sozialen Insek-
ten wie Ameisen oder Bienen. Die
Roboter kommunizieren mit
„Blue-Light“, elektrischen Po-
tenzialfeldern, Schall und Funk.
Schon bald sollen ähnliche Spezi-
alflotten in Gewässern Giftmüll
oder versunkene Gegenstände auf-
spüren. 

Nachdem Maschinen und Pro-
duktionsnetzwerke immer stärker
ins Visier von Datendieben gera-
ten, stellten Forscher des Fraunho-
fer-Instituts für Sichere Informati-
onstechnologie SIT auf der Messe
Sicherheitswerkzeuge für die In-
dustrie 4.0 vor, die Fabrikationsda-
ten schon bei deren Entstehung
verschlüsseln. Damit können
Computer und Maschinen über ei-
nen sicheren Transportkanal kom-
munizieren. 

Die erweiterte Realität stand im
Zentrum einer weiteren Premie-
re des DFKI und des Software-
Clusters. Weil sich Landmaschi-
nen schon bald in mobile Agrar-
leitstände mit GPS, Touch-Be-
dienung und Sensoren verwandeln
werden, präsentierten die Forscher
innovative Augmented-Reality-
Reparaturhandbücher, die per
Head-Mounted-Display ins Sicht-
feld des Benutzers eingeblendet
werden können und anschaulich
alle Arbeitsschritte erläutern. Mit
diesem Beispiel untermauerte die
CeBIT: Selbst die Landwirtschaft
kommt in naher Zukunft nicht
mehr an moderner IT-Technik
vorbei. 

AKDB präsentiert das elektronische
Mandat für die Online-Lastschrift 

Auf dem CeBIT-Messestand des Bundesinnenministeriums hat die
AKDB der Öffentlichkeit das sogenannte eMandat präsentiert. Es
ist eine wichtige Voraussetzung für medienbruchfreie digitale Ver-
waltungsdienstleistungen, da es die bewährte Lastschrift in Zeiten
von SEPAerfolgreich in die digitale Welt überträgt. 

Mit dem Start von SEPA zum 
1. Februar 2014 ist für die Bezah-
lung per Lastschrift ein Mandat er-
forderlich. Damit legitimiert der
Zahler den Gläubiger, die Ab-
buchung vornehmen zu dürfen.

Das dafür notwendige Formu-
lar ist vom Zahler zu unterschrei-
ben. In der Online-Welt ist ein
Pendant zur Papiervariante bisher
nicht vorgesehen. Das stellt die
besonders in der kommunalen
Verwaltung etablierte und vom
Bürger akzeptierte Bezahlvarian-
te Lastschrift in Frage. Viele Ver-
waltungsdienstleistungen, wie et-
wa die Beantragung einer Mel-
debestätigung oder eines Füh-
rungszeugnisses, sind aber mit

Gebühren verbunden, die vom
Bürger in der Vergangenheit be-
quem per Lastschrift beglichen
wurden. 

Das eMandat ermöglicht es
nun, Bezahlungen per Lastschrift
und via neuen Personalausweis
online abzuwickeln. Mit dem
eMandat der AKDB kann sowohl
ein Online-Einzelmandat inner-
halb eines Online-Antragprozes-
ses zur Bezahlung per Lastschrift,
als auch in Form eines Sammel-
mandats für alle künftigen Last-
schriften erzeugt und genutzt
werden. An die Stelle der manuel-
len Unterschrift tritt online die
eID-Funktion des neuen Perso-
nalausweises. 

Thementag Personenstandswesen
auf der CeBIT

DerMessemittwoch stand dieses Jahrerstmals ganz im Zeichen des
Standesamts. Zum Thementag Personenstandswesen besuchten auf
Einladung des Verlags für Standesamtswesen rund 70 Standesbe-
amte den Messestand, um sich über aktuelle Entwicklungen rund
um AutiSta und den ePR-Server zu informieren. Darüber hinaus
fand die Livepräsentation der elektronischen Sammelakte großes
Interesse - ebenso wie der dabei auch gezeigte Versand und Emp-
fang von XPersonenstandsnachrichten, die dann in derelektronisch
geführten Sammelakte abgelegt werden können. Der Verlag für
Standesamtswesen hatte die Präsentation gemeinsam mit der
HannIT vorbereitet. 
Es wurden zahlreiche Gespräche mit Vertretern kommunaler IT-
Dienstleister geführt – auch um neue Projekte mit den Fachver-
fahrensherstellern aus dem DATABUND zu initiieren. 

Staatssekretär Albert Füracker:

Besuch im neuen
Breitbandzentrum Amberg

Der 2. Schulungsblock für Breitbandmanager ist in Amberg zu 
Ende gegangen. „Ein flächendeckendes „schnelles Internet“ in
Bayern ist eine der bedeutsamsten Aufgaben für die Infra-
struktur der Zukunft. Bayern will bis 2018 ein flächendecken-
des Hochgeschwindigkeitsnetz schaffen und das modernste
Breitband zum Standard machen. Dies ist ein zentraler Stand-
ortfaktor. Und auch wesentlich fürdie Schaffung gleichwertiger
Lebensverhältnisse im Freistaat“, stellte Staatssekretär Albert
Füracker bei seinem Besuch des neuen Breitbandzentrums in
Amberg fest. Dort fanden in den vergangenen Wochen Schu-
lungen der Breitbandmanager statt.

Das Bayerische Breitbandzentrum ist als Geschäftsstelle des
Landesamts für Digitalisierung, Breitband und Vermessung einge-
richtet, das zum Geschäftsbereich des Staatsministeriums der Fi-
nanzen, für Landesentwicklung und Heimat (StMFLH) gehört. Die
Mitarbeiter sind zentraler Ansprechpartner für alle Beteiligten am
Breitbandausbau in Bayern.

Erst- und Einstiegsberatungen für Kommunen

Kommunen und Netzbetreiber bekommen dort alle Informatio-
nen rund um das Thema Breitbandnetze und Breitbandförderung.
Bayerische Kommunen erhalten neutrale Erst- und Einstiegsbera-
tungen über das neue Breitbandförderprogramm. Die Breitbandma-
nager der Ämter für Digitalisierung, Breitband und Vermessung un-
terstützen die Kommunen entlang des gesamten Förderverfahrens
nach der neuen Breitbandrichtlinie (BbR). „Dies geschieht umfang-
reich, kostenfrei und vor Ort“, betonte Füracker. Jeder Landkreis hat
damit einen Berater mit Kenntnis der kommunalen Struktur und der
Bedürfnisse vor Ort.

Angesichts der Bedeutung des Themas nimmt der Freistaat viel
Geld in die Hand: 1,5 Milliarden Euro bis 2018, hob Füracker her-
vor: „Die Bayerische Breitbandstrategie beruht auf drei Säulen: För-
derrichtlinie vereinfachen, Förderung verbessern, Beratung effekti-
vieren. Wir wollen Datenautobahnen bauen und jede Gemeinde
muss eine eigene Ausfahrt bekommen.“ 
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Das Bürgerservice-Portal ermöglicht den Kommunen ganzheitliche, bis in die Fach-
verfahren integrierte Online-Bürgerdienste. Es setzt Maßstäbe bei der Umsetzung 
sicherer und effi zienter Online-Angebote mit dem neuen Personalausweis. Der Bür-
ger kann bequem von zu Hause aus seine Meldebestätigung oder Wahlunterlagen 
beantragen oder sein neues Auto anmelden.

Das Bürgerservice-Portal wird im Rechenzentrum der AKDB betrieben und lässt sich 
problemlos auch in alle kommunalen Webauftritte integrieren.

Sprechen Sie mit uns: +49 89 5903-0

Echtes eGovernment beginnt mit dem 
Bürgerservice-Portal der AKDB

Michael Diepold, 
Leiter des Geschäftsfelds 
eGovernment der AKDB

Landkreis Bayreuth:

Start des AKDB-
Bürgerservice-Portals

Der Landkreis Bayreuth hat als erster Landkreis die eGovern-
ment-Plattform Bürgerservice-Portal gestartet, die von Land-
kreis und Kommunen gemeinsam betrieben wird. Finanz- und
Heimatminister Dr. Markus Söder nahm gemeinsam mit
Landrat Hermann Hübner und dem AKDB-Vorstandsvorsit-
zenden Alexander Schroth an der Eröffnung teil. 

Mit dem neuen Angebot baut
die Region Bayreuth ihren Bür-
gerservice weiter aus und redu-
ziert gleichzeitig Behördengän-
ge in Rathäuser oder ins Land-
ratsamt. 

Gemeinsam mit 22 kreisan-
gehörigen Kommunen bietet
der Landkreis Bayreuth digitale
Verwaltungsdienstleistungen
an, wie zum Beispiel den An-
trag zur Fahrzeugzulassung, die
Einreichung elektronisch unter-
schriebener Formulare sowie
die Beantragung einer Meldebe-
stätigung. Das alles kann nun
unabhängig von Ort und Zeit
von rund 105.000 Bürgern ge-
nutzt werden. 

Staatsminister Markus Söder,
der Bayern zur Leitregion des
digitalen Aufbruchs machen
möchte, begrüßte den Start des
landkreisweiten Bürgerservice-
Portals. Nach seiner Aussage
stellt das Thema eGovernment
neben Breitbandausbau und Da-
tensicherheit eines der Top-The-
men bei der Digitalisierung
Bayerns dar. 

Das Online-Angebot des Land-
kreises basiert auf dem Bürger-
service-Portal der AKDB. Mit
dem gemeinsamen landkreiswei-
ten Bürgerkonto müssen sich
Bürger künftig nur noch einmal
registrieren und können die Onli-

ne-Angebote des Landkreises
und der Heimatkommune sowie
des Freistaates Bayern in Verbin-
dung mit dem neuen Personalaus-
weis zur Authentifizierung über-
greifend und sicher nutzen. Inte-
grierte Online-Bezahlverfahren
des Bürgerservice-Portals wie
Kreditkarte und Giropay wickeln
auch gebührenpflichtige Verwal-
tungsdienstleistungen vollständig
digital ab.

AKDB-Vorstandsvorsitzen-
der Alexander Schroth zeigte
sich überzeugt: „Mit über 150
Kommunen, die sich mittler-
weile für das Bürgerservice-
Portal der AKDB entschieden
haben, leisten wir einen wichti-
gen Beitrag zur Digitalisierung
Bayerns. Umso mehr freut es
uns, dass durch den Landkreis
Bayreuth die Vorteile einer
landkreisweiten Lösung mit
Bürgerkonto aufgegriffen und
nutzbar gemacht werden.“

Einer der wichtigsten Gründe
des Landkreises Bayreuth für
die Entscheidung pro Bürger-
service-Portal war nach Anga-
ben des IT-Leiters Stefan Zeit-
ler, dass das Portal alle Anfor-
derungen an Datenschutz und
Datensicherheit erfüllt: Es wer-
de nämlich im BSI-zertifizier-
ten Rechenzentrum der AKDB
betrieben. 

Webkongress Erlangen 2014:

Reger Austausch zwischen
Webentwicklern und -nutzern 

Das Regionale Rechenzentrum Erlangen (RRZE), IT-Dienst-
leister der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürn-
berg (FAU), lud bereits zum vierten Mal zum Webkongress Er-
langen (WKE). Zwei Tage lang beschäftigten sich die Gäste da-
bei mit den Themen Content-Management, Webdesign und
Barrierefreiheit im Web.

Die Veranstaltung richtete
sich an Schaffende, Verantwort-
liche und Interessierte aus der
Wirtschaft, städtischen, kom-
munalen und staatlichen Ein-
richtungen sowie wissenschaft-
liche Vertreter von Hochschu-
len. Ziel des WKE ist es, mög-
lichst viele Bereiche der IT-Welt
abzudecken, denn egal ob Pro-
grammierer oder Grafiker einer
Agentur, freischaffender Web-
entwickler oder Kollegen von
der universitären Datenverar-
beitung: Die Schaffung leicht
handhabbarer Benutzeroberflä-
chen stellt in vielen Bereichen
einen generellen Anspruch dar.

Innovationen aus
der Internet-Welt

Teilnehmer aus ganz Deutsch-
land kamen an die FAU, um die-
se Plattform für den Austausch
unter Experten zu nutzen und um
22 hochkarätigen Referenten zu-
zuhören, die Innovationen und
Entwicklungen aus der Internet-
Welt präsentierten. Um techni-
sches Praxiswissen der Entwick-
ler ging es dabei ebenso wie um

benutzerfreundliche User-Inter-
faces oder modernes Design für
die Nutzer.

Webprojekte

Dirk Jesse, Entwickler des
CSS-Frameworks YAML, refe-
rierte beispielsweise über die
Bedeutung von Usability bei
der Umsetzung von Webprojek-
ten. Andre Jay Meissner – er be-
schäftigt sich bei Adobe Sy-
stems mit Webstandards – er-
klärte Webentwicklern, wie sie
ihren Auftraggebern die Relevanz
von Testings vermitteln. Matthias
Mees und Nicolai Schwarz wid-
meten sich dem ständig an Bedeu-
tung gewinnenden Feld der Con-
tent Management Systeme. Und
Dr. Rüdiger Heimgärtner, Gründer
und Inhaber der Firma Intercul-
tural User Interface Consulting
(IUIC), führte in seinem Vortrag
Entscheider in die Thematik Bar-
rierefreiheit von WebSites ein.

Zunächst stellte Heimgärtner
gesetzliche Anforderungen dar,
gefolgt von erläuternden Bei-
spielen. Eine Art Leitfaden soll-
te es dem Entscheider hierbei

ermöglichen, festzustellen, was
unbedingt umzusetzen ist (Pflicht)
und was zusätzlich sinnvoll wä-
re (Kür). Dabei erläuterte und
veranschaulichte Heimgärtner
wichtige Grundlagen aus Richt-
linien und Verordnungen. Ge-
klärt wurden u. a. folgende Fra-
gen: Was ist Barrierefreiheit?
Welche Richtlinien und Verord-
nungen gibt es? Wer muss Bar-
rierefreiheit in WebSites um-
setzen? Was ist unbedingt bzw.
optional umzusetzen? Wie wird
Barrierefreiheit umgesetzt? Und:
Wer ist dabei involviert? 

Netzneutralität

Prominente Unterstützung er-
hielt der Webkongress von der
Bayerischen Staatsregierung:
Neben Innenminister Joachim
Herrmann, der sein Grußwort –
wie es sich für einen Webkon-
gress gehört – virtuell übermit-
telte, war auch Staatssekretär
Johannes Hintersberger mit von
der Partie. In Vertretung von Fi-
nanzminister Dr. Markus Söder
stellte er fest: „Eine gute Netz-
versorgung für alle Gemeinden
in Bayern ist Voraussetzung für
Digitale Teilhabe, für die Siche-
rung von Arbeitsplätzen und für
die Sicherstellung gleichwerti-
ger Lebensbedingungen. Wir
werden dafür sorgen, dass Bay-
ern bis 2018 flächendeckend mit
Hochgeschwindigkeitsinternet
ausgestattet wird. Bayern fördert
den Breitbandausbau mit bis zu
1,5 Mrd. Euro. Wir bekennen uns
zur Netzneutralität und den un-
terschiedslosen Transports der
Datenpakete von Computer zu
Computer. Bayern schließt die
Breitbandkluft und bekennt sich
zu einem diskriminierungsfreien
Zugang zum Internet.“

Barrierefreiheit

Die Web-Auftritte sollten alle
Menschen ansprechen und für alle
Menschen ohne Einschränkung
nutzbar sein, appellierte Hinters-
berger an die Teilnehmer des Kon-
gresses. Barrierefrei gestaltete
Auftritte seien meistens sogar bes-
ser strukturiert. „Sie können hel-
fen, die Welt ein wenig besser und
gerechter zu machen. Wissen-
schaft, Wirtschaft und öffentliche
Verwaltung können hier gemein-
sam viel bewegen. Wo immer
sich Barrieren in der Digitalisie-
rung auftun, Bayern räumt sie
zur Seite.“

Den Menschen müsse die
Angst vor den Neuerungen der

digitalen Welt genommen wer-
den, führte der Staatssekretär
weiter aus. Technologische Kom-
petenzen sollten in der Gesell-
schaft durch Schule, Ausbil-
dung, Studium und Weiterbil-
dung aufgebaut werden. Eine
breite Medienkompetenz sei der
Schlüssel für eine „digitale Sou-
veränität“. „Dazu haben wir in
Bayern das Projekt Digitales
Bildungsnetz Bayern begonnen.
Damit schaffen wir die techni-
schen Rahmenbedingungen für
modernes Lernen und Lehren“,
stellte Hintersberger fest. 

Digitales 
Bildungsnetz Bayern

Das Projekt „Digitales Bil-
dungsnetz Bayern“ verfolge das
Ziel, ein Gesamtkonzept für den
IT-gestützten Unterricht in Bay-
ern in den rund 5.800 Schulen,
für die rund 1,8 Millionen
Schüler und 100.000 Lehrer zu
entwickeln. Durch das Digitale
Bildungsnetz werde eine ge-
meinschaftlich nutzbare IT-In-
frastruktur entstehen, die in den
Bereichen Schul-, Erwachse-
nen- und Berufsbildung zum
Einsatz kommen soll. Bayern
schließe so die Digitale Kluft in
der Ausbildung.

Hintersberger zufolge sollen
staatliche Behördendienstlei-
stungen künftig überall dort, wo
es technisch machbar und prak-
tisch sinnvoll ist, auch online
wahrgenommen werden können:
„Dazu gehört, dass wir das Digi-
tale Handelsregister vollenden,
das Digitale Grundbuch schaffen
und den Elektronischen Rechts-
verkehr einrichten. Um mit sinn-
vollen und standardisierten Lö-
sungen den Bürgern einen Mehr-
wert zu bieten, ist es mir wichtig,
auch die kommunale Seite eng
einzubinden.“ DK

Stadt und Landkreis Neu-Ulm:

Neue Geodaten-App
Seit Rosenmontag können die Inhalte des gemeinsamen Geodaten-
Internetportals von Stadt und Landkreis Neu-Ulm auch mit dem
Smartphone oder Tablet abgerufen werden. Die Anwendung kann
im Internet unter www.geoapp.neu-ulm.de oder im App-Store ko-
stenlos heruntergeladen werden.

Die Geodaten-App stellt dem
Nutzer aktuelle Flur- und Ortskar-
ten, Luftbilder, Bebauungspläne
und Bodenrichtwertkarten, jeweils
mit den zugehörigen Fachinfor-
mationen, zur Verfügung. Sie eig-
net sich sowohl für den verwal-
tungsinternen Einsatz wie für Bür-
ger und Unternehmen. 

Praktisch und informativ

Die Sachbearbeiter von Stadt
oder Landkreis können nun ih-
re Außenarbeiten komfortabler,
schneller und fehlerfreier erledi-
gen. Übertragungsfehler werden
minimiert, da die gesammelten
Daten vor Ort direkt ins GIS
(Geographisches Informations-
system von Stadt und Landkreis)
laufen und nicht mehr vom Blatt

Papier in den PC abgetippt wer-
den müssen. 

Auch für die Öffentlichkeit ist
die neue Geodaten-App praktisch
und informativ: Mit Hilfe der
GPS-Positionsanzeige kann sie
sich in Stadt oder Landkreis Neu-
Ulm orientieren. Zu den auf dem
Weg oder in der Nähe liegenden
Gebäuden oder Sehenswürdigkei-
ten sind fundierte Informationen
abrufbar. 

Die App ergänzt das gemeinsa-
me Geodaten-Angebot von Stadt
und Landkreis Neu-Ulm. Seit fast
drei Jahren gibt es das Geodaten-
Portal im Internet. Über 2000 Nut-
zer greifen seither monatlich auf
den eGovernment-Baustein zu,
der - wie die entsprechende Smart-
phone-Anwendung - auf dem GIS
basiert. DK

EU-Kommission will Verwaltung
des Internets reformieren

Die EU-Kommission hat ihr Konzept für eine grundlegende Re-
form vorgestellt, wie das weltweite Internet in Zukunft organisiert
und verwaltet werden soll. Sie fordert einen klaren Zeitplan, um die
bisher in den USA angesiedelte Vergabe der Domänennamen und
IP-Adressen zu globalisieren.

Bisher koordiniert die in den
USA angesiedelte Organisation
ICANN (Internet Corporation for
Assigned Names and Numbers)
die Vergabe der Domänennamen
und teilt die IP-Adressen zu. Die
EU-Kommission strebt an, dass
eine internationale Beobachtungs-
stelle für Internet-Politik als Onli-
ne-Plattform in der Internet-Poli-
tik für mehr Transparenz sorgen
soll. Außerdem will die Kommis-
sion Lösungen für widersprüchli-
che nationale Rechtsvorschriften
finden.

Partizipatives
Governance-Modell

Die Kommission unterstützt
nachdrücklich ein multilaterales

und partizipatives Governance-
Modell für das Internet, das auf
der vollen Einbeziehung aller
wichtigen Akteure und Organi-
sationen beruht. „Einige ver-
langen, dass die Internationale
Fernmeldeunion die Kontrolle
über die Schlüsselfunktionen des
Internets übernehmen soll. Ich
bin zwar auch der Meinung, dass
die Regierungen eine wichtige
Rolle spielen müssen, aber Top-
Down-Konzepte sind nicht die
richtige Lösung. Wir müssen 
das Multi-Stakeholder-Mo-
dell stärken, damit das Internet
ein schneller Innovationsmotor
bleibt“, sagte die für die Digitale
Agenda zuständige Vizepräsi-
dentin der Kommission Neelie
Kroes dazu.

Die Mitteilung legt den
Grundstein für eine gemeinsame
europäische Position in weltwei-
ten Verhandlungen, wie z. B. der
Tagung Netmundial in São Pau-
lo, Brasilien (April 2014), dem
Internet-Governance-Forum
(Ende August) und der hochran-
gigen ICANN-Tagung. Dieses
Verhandlungskonzept wird nun
mit dem Europäischen Parla-
ment und dem Rat weiter ausge-
arbeitet.

„Die kommenden zwei Jahre
sind für die Neuordnung der
weltweiten Internet-Governan-
ce entscheidend. Europa muss
dazu beitragen, dass ein glaub-
würdiger Weg hin zu einer glo-
balen Internet-Governance ge-
funden wird. Europa muss eine
wichtige Rolle spielen, wenn
es darum geht zu bestimmen,
wie das künftige Internet aus-
sehen wird”, machte Kroes ab-
schließend deutlich. 
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Einführung von Dokumentenmanagementsystemen (DMS):

Vorteile und Notwendigkeit der
interkommunalen Zusammenarbeit

Von Felix Hasse und Wigand Grabner (PwC)
Dass die Arbeitsprozesse einer Verwaltung mit einem Doku-
mentenmanagementsystem (DMS) effizienter gestaltet werden
können, ist hinlänglich bekannt. Voraussetzung hierfür ist
natürlich die richtige Form der Einbindung und die Ausrich-
tung der Prozesse hierauf. Bislang war dessen Einführung ins-
besondere hinsichtlich der Verbindlichkeit von elektronischen
Akten mit rechtlichen Fragezeichen versehen.

Durch das am 1. August 2013
in Kraft getretene E-Govern-
ment Gesetz (EGovG) des Bun-
des (sowie die noch folgende
Verkündung des bayerischen E-
Government Gesetzes) wurden
und werden diese rechtlichen
Fragen nun geklärt.

Allerdings gehen damit auch
Pflichten u. a. für die Kommu-
nen einher – so gilt gem. § 1
Abs. 2 das EGovG auch für die
Behörden der Länder und Ge-
meinden, wenn diese Bundes-
recht ausführen (z. B. im Be-
reich des Jobcenters, der KFZ-
Zulassung oder bei der Ausstel-
lung des neuen Personalaus-
weises), so dass die betroffenen
Verwaltungsabläufe dem EGovG
bis zum Jahr 2020 angepasst
werden müssen. Kommunen
müssen dann z. B. einen elek-
tronischen Zugang eröffnen,
Online-Bezahlmöglichkeiten
anbieten, elektronische Doku-
mente anfordern, akzeptieren
und revisionssicher verwahren
können sowie auf Unterschrifts-
erfordernisse verzichten, wenn
sie nicht gesetzlich vorgeschrie-
ben sind. 

In der Vergangenheit hat sich
jedoch gezeigt, dass DMS-Ein-
führungsprojekte sehr komplex

und kostenintensiv sind, häufig
auf halbem Weg scheitern und
der erwartete Nutzen auch nach
deren Einführung häufig nicht
realisiert werden kann*. Gründe
sind das mangelnde Verständnis
dieser Projekte als primär orga-
nisatorische Projekte sowie der
mit der Einführung einhergehen-
de kulturelle Wandel einer Verwal-
tung, der durch intensives Ver-
änderungsmanagement begleitet
werden muss, um die Beschäftig-
ten bei dieser Transformation der
Verwaltung mit zu nehmen. Zu-
dem bestreiten viele Kommunen
diesen Weg nicht im Zusammen-
schluss mit weiteren Kommunen
sondern alleine. Dieses individuel-
le Vorgehen hat wesentliche Nach-
teile: 
 das aufwändige Ausschrei-
bungsverfahren inkl. Anforde-
rungsdefinition zur Beschaf-
fung eines DMS ist selbst
durchzuführen, 
 der Erfahrungsaustausch mit
anderen, in der Nachbarschaft be-
findlichen Kommunen (sowohl zu
organisatorischen als auch fachli-
chen und technischen Fragestel-
lungen), der auch hilft eigene Feh-
ler zu vermeiden, gestaltet sich
schwierig, 
 Dienstleistungen (von der

Einführungsberatung über Schu-
lungen bis zum DMS-System-
betrieb) können nicht interkom-
munal und zentral zur Verfü-
gung gestellt werden sondern
müssen jeweils einzeln – pro
Kommune – erfolgen und ver-
ursachen sowohl in der Ein-
führung als auch im Betrieb
z. T. vermeidbare Kosten sowie
 bei Änderungsanforderungen
oder der Unzufriedenheit mit
der Dienstleistung des Soft-
wareherstellers hat eine Einzel-
kommune eine schlechte Ver-
handlungsposition inne.

Ein westdeutsches Flächen-
land hat einen anderen Weg be-
stritten, der auch für die Kom-
munen in einzelnen Regionen
Bayerns bespielhaft sein sollte:
Nach Durchführung einer 
europaweiten Ausschreibung
durch den kommunalen IT-
Dienstleister des Landes wurde
ein Rahmenvertrag mit einem
Softwarehersteller geschlossen,
den alle Kommunen ohne eige-
ne Ausschreibung nutzen kön-
nen. Zudem wurde eine inter-
kommunale Arbeitsgruppe ge-
gründet, die einen landesweit
kommunalen Einheitsakten-
plan, der aufgaben- und nicht
organisationsbezogen struktu-
riert ist, ebenso wie eine ge-
meinsame Geschäftszeichen-
syntax und einheitliche Schrift-
gutstrukturen definiert hat.

Auf Grundlage dieser einheit-
lichen Definition konnten DMS
und Scan-Software vorkonfigu-

riert allen interessierten Kom-
munen bereits in dieser ange-
passten Konfiguration zur Ver-
fügung gestellt werden. Neben
deutlichen Kosteneinsparungen
bei Beschaffung und Konfigu-
ration der Software werden so-
mit auch grundsätzliche orga-
nisatorische Mängel bei der
DMS-Einführung (z. B. keine

Felix Hasse, Partner bei
PwC im Bereich öffentlicher
Sektor
felix.hasse@de.pwc.com 

Wigand Grabner, Senior Ma-
nager/Prokurist bei PwC im 
Bereich öffentlicher Sektor
wigand.grabner@de.pwc.com

Unsere Autoren

Breitbandausbau:

Gemeinden bekommen
finanzielle Soforthilfe

Den wegen Finanzierungsschwierigkeiten immer wieder verzöger-
ten und nur sehr schleppend laufende Ausbau eines hochleistungs-
fähigen Breitbandnetzes in Bayern will jetzt Finanzminister Mar-
kus Söder (CSU) beschleunigen. Kommunen, die in die Planungen
zum Breitbandausbau eintreten, sollen ab sofort 5.000 Euro Start-
geld erhalten. 

Dadurch würden Kommunen
zum Einstieg in das Verfahren er-
muntert, erklärte der Finanzmi-
nister. Der Freistaat unterstütze mit
der als „Startgeld Netz“ bezeich-
neten Förderung die Gemein-
den bei der verwaltungstechni-
schen Abwicklung des Förder-
programms. 

Unkomplizierte
Ausbezahlung

Das Startgeld könnten alle
Kommunen erhalten, die beim
Breitbandförderprogramm ein-

steigen. Hierfür sei ein einfach
gehaltener Antrag auf diese finan-
zielle Zuwendung bei den Äm-
tern für Digitalisierung, Breitband
und Vermessung einzureichen.
Laut Finanzministerium beraten
und betreuen in den Ämtern täti-
ge Breitbandmanager die Kom-
munen vor und während des ge-
samten Förderverfahrens. Das
Startgeld werde vom Breitband-
zentrum in Amberg „unkompli-
ziert und schnell“ ausbezahlt und
erst im Nachhinein auf die staatli-
che Gesamtfördersumme ange-
rechnet. rm

standardisierte Schriftgutver-
waltung) vermieden. 

Durch einen zentral zur Ver-
fügung gestellten DMS-Ein-
führungsleitfaden wurde den
Kommunen zudem ein Doku-
ment zur Verfügung gestellt, das
diese bei der weiteren Ein-
führung unterstützt. Auch der
DMS-Betrieb, der erhebliche

Anforderungen hinsichtlich Da-
tensicherheit und Datenschutz
nach sich zieht, kann zentral 
erfolgen. Durch gemeinsam
durchgeführte Administrator-
oder Anwenderschulungen wird
ebenso wie durch einen re-
gelmäßigen interkommunalen
Erfahrungsaustausch weiterer
Nutzen realisiert.

Eine Übertragung dieses Mo-
dells auf die Kommunen des
Freistaats Bayern (z. B. durch
Zusammenschluss der Kommu-
nen innerhalb von Regierungs-
bezirken oder von Kommunen
eines Landkreises) wäre sowohl
im Sinne einer erfolgreichen
Projektdurchführung als auch
der Vermeidung unnötiger Ko-
sten erstrebenswert. Schließlich
gilt: DMS werden obligatori-
sches Werkzeug der Verwaltung
und müssen erfolgreich einge-
setzt werden.

*Siehe hierzu auch „Revisi-
onssichere Speicherung von
Dokumenten in der öffentli-
chen Verwaltung: Ergebnisse
und Handlungsempfehlungen
zur Sicherstellung einer revi-
sionssicheren elektronischen
Aktenhaltung“, PwC/IMTB,
2010. 

Kommunales Immobilienportal KIP:

200 Kommunen und Landkreise
betreiben eigene Immobilienbörse

Hanau –  Immer mehr Kommunen und Landkreise erkennen die
Notwendigkeit, den regionalen Immobilienmarkt aktiv im Internet
zu präsentieren. Die Beweggründe sind dabei so unterschiedlich wie
die Städte und Gemeinden, die das kommunale Immobilienportal
der Hanauer wunschgrundstück GmbH im Einsatz haben: In-
nerörtlicher Leerstand, Ansiedlung von Gewerbe, Abvermarktung
von Neubaugebieten, Gewinnung von Neubürgern oderBürgerser-
vice für örtliche Makler und private Immobilienanbieter.

Mit dem Bauland- und Immobi-
lienportal wunschgrundstück.de
betreibt die Hanauer wunsch-
grundstück GmbH bereits seit
2007 eine erfolgreiche Immobili-
enbörse im Internet. Knapp eine
halbe Million Besucher pro Monat
informiert sich dort über verfügba-
res Bauland sowie über Häuser,
Wohnungen und Gewerbeimmo-
bilien zum Kauf und zur Miete.

KIPist kostenfrei

Insbesondere die ganzheitliche
Darstellung von Wohn- und Ge-
werbegebieten zeichnet das Portal
aus. Hier haben die Portalbetreiber
eine enge Beziehung zu Kommu-
nen und regionalen Wirtschaftsför-
derern aufgebaut, woraus im Jahr
2011 auch die Idee des kommuna-
len Immobilienportals (KIP) ent-
standen ist. „Mit KIPbieten wir je-
der Kommune und jedem Land-
kreis in Deutschland die Möglich-
keit, ein eigenes Portal zur Dar-
stellung des regionalen Immobi-
lienmarktes zu betreiben“, erläu-
tert Dipl.-Ing. Bo Nintzel, einer

der beiden Geschäftsführer der
wunschgrundstück GmbH. Der
Clou dabei: KIP ist für Städte, Ge-
meinden und Landkreise kosten-
frei und muss lediglich einmalig
durch die Kommunalverwaltung
eingerichtet und freigeschaltet
werden. Neben kommunalen Im-
mobilienangeboten können in das
jeweilige Portal auch Bürger und
gewerbliche Immobilienanbieter
ihre örtlichen Immobilienange-
bote einstellen. So wird der Im-
mobilienmarkt ganzheitlich abge-
bildet und Suchende können sich
umfassend über das Angebot vor
Ort informieren.

Wenige Schritte

„Gerade hat die Stadt Braun-
fels im Lahn-Dill-Kreis ihr KIP
in wenigen Schritten freige-
schaltet und von der kommuna-
len Homepage verlinkt“, in-
formiert Dipl.-Ing. Ceyhan Bu-
dak, ebenfalls Geschäftsführer
der wunschgrundstück GmbH.
„Damit haben nun 200 Kom-
munal- bzw. Kreisverwaltungen

unser Produkt KIP im Einsatz.“
Zu den Nutzern zählen Städte

wie Darmstadt, Hanau, Viersen
oder Bad Segeberg, aber genau-
so ländlich geprägte Gemeinden
und Kleinstädte, wie etwa das
nordhessische Wanfried, das
rund 30 leerstehende Fach-
werkhäuser in der Kernstadt in
ihrem kommunalen Immobilien-
portal präsentiert und bereits
zahlreiche Gebäude erfolgreich
vermitteln konnte. Auch 14
Landkreise aus Hessen, Rhein-
land-Pfalz und Schleswig-Hol-
stein haben KIP als wichtiges In-
strument der regionalen Wirt-
schaftsförderung im Einsatz. So-
gar überregional wird die Tech-
nologie der wunschgrundstück
GmbH bereits eingesetzt. So be-
treibt die Hessen Trade & Invest
GmbH seit Oktober 2013 das
Standortinformationssystem des
Landes Hessen auf Basis von KIP.

Neue Produktlinie

Budak und Nintzel sind sich
sicher, dass die Verbreitung und
die Bekanntheit von KIP in 
naher Zukunft noch weiter zu-
nehmen wird. Gerade hat die
wunschgrundstück GmbH eine
komplett neue Produktlinie als
Ergänzung zu KIP fertiggestellt.
„Mit unserem Produkt goINSI-
DE geben wir Kommunen wich-
tige Werkzeuge für eine erfolg-
reiche Innenentwicklung an die
Hand“, so Ceyhan Budak. Hin-
tergrund ist die Novellierung des
Baugesetzbuchs im vergangenen
Jahr. Dadurch wird der Fokus in
der Bauleitplanung in Zukunft
auf die Innenstädte gerichtet.
„Bei der Ausweisung neuer Bau-
gebiete im Außenbereich ist es
beispielsweise zwingend erfor-
derlich, dass auch eine Erhebung
von innerörtlichen Potenzial-
flächen durchgeführt wird“, er-
läutert Nintzel. Mit goINSIDE
ermöglichen wir den Kommu-
nen, diese Potenziale zu kata-
logisieren, nachhaltig zu verwal-
ten und aktivierte Areale am
Markt zu platzieren. Neben ei-
ner Online-Datenbank stellt die
wunschgrundstück GmbH dazu
Erfassungswerkzeuge, wie etwa
eine iPad-Anwendung und ein
Bürgermeldetool zur Verfügung.
Gleichzeitig können für die Dia-
logphase mit Investoren und Ei-
gentümern umfangreiche Ex-
posés erstellt und online präsen-
tiert werden. 
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Energiedatenmanagement für Kommunen –  
transparent, effizient, wirtschaftlich

Energie Südbayern GmbH | www.esb.de/kems

Für die Analyse und Optimierung des Energieeinsatzes in kommunalen 
Liegenschaften sind wir Ihr idealer Partner. Mit unseren Dienstleistungen  
rund um das kommunale Energiedaten Monitoring System „KEMS“ bieten 
wir eine ganzheitliche Lösung für mehr Energieeffizienz in Kommunen. 
Vereinbaren Sie jetzt einen persönlichen Beratungstermin unter Telefon 
089 68003-0 oder per E-Mail unter service@esb.de

Kundenorientierung, Servicequalität 
und Flexibilität erfolgreich getestet

Energie Südbayern: TÜV-Zertifikat bestätigt erneut hohe Qualität beim Kundenservice
Als regional verwurzelter Energiedienstlei-
ster steht Energie Südbayern seit jeher aus
Überzeugung für eine hohe Qualität des ei-
genen Kundenservice-Angebots. Der TÜV
SÜD hat die Servicekompetenz des Unter-
nehmens erneut getestet und ein weiteres
Mal mit einem Siegel ausgezeichnet. 

Energie Südbayern hat das eigene Serviceange-
bot jüngst zum wiederholten Male den strengen
Kriterien einer TÜV-Zertifizierung unterzogen,
um die Qualität der Kundenbetreuung auf höch-
stem Niveau zu halten. In Rahmen der Überprü-
fung wurden auch zahlreiche Kunden-Interviews
durchgeführt. Das Ergebnis: Bei allen relevanten
Bereichen liegt Energie Südbayern über den vom
TÜV geforderten Werten – dieses erfolgreiche Er-
gebnis belegt, dass Energie Südbayern auch in
wichtigen Kernbereichen wie Kundenorientie-
rung, dem fairen und respektvollen Kundenum-
gang und der Servicekompetenz ganz weit vorne
liegt. „Seit mehr als 50 Jahren ist Energie Süd-
bayern mit ihrer südbayerischen Versorgungsregi-
on in Sachen Energieversorgung eng verbunden“,
erklärt Helmut Schmidbauer, Fachbereichsleiter
Vertrieb, „nun freuen wir uns über das erneute
TÜV-Siegel für Kundenzufriedenheit, das schon

seit 2012 die Qualität unseres Serviceangebots
und die enge Verbundenheit mit unseren Kunden
beweist.“

Kompetente Antworten auf alle Kundenfragen
Bei Punkten wie Freundlichkeit, Erreichbar-

keit, Servicezeiten des Kundencenters und Ge-
schwindigkeit bei der Beantwortung von Anfra-
gen liegt Energie Südbayern weiter deutlich über
dem Branchendurchschnitt. Im ESB KundenCen-
ter stehen unter der kostenlosen Servicenummer
0800-0372372 allen Kunden persönliche An-
sprechpartner und Spezialisten zu den einzelnen
Themengebieten mit Rat und Tat zur Seite. Im
Online-KundenCenter des regionalen Energiever-
sorgers können sich Kunden darüber hinaus rund
um die Uhr über Ihren Energieverbrauch infor-
mieren, aus attraktiven Erdgas- und Ökostrom-
Produktangeboten wählen, Vertragsänderungen
übermitteln oder Zählerstände einfach online ein-
geben. Schon seit letztem Oktober können sich
Privatkunden von Energie Südbayern zudem für
das neu entwickelte TreuePlus-Programm anmel-
den und ihre Erdgas- und Stromkosten über ein
Rabattsystem senken.
Weitere Informationen:
www.esb.de/kundenservice 

Staatssekretärin Cornelia Rogal-Grothe im Gespräch mit den
Mitgliedern des DATABUND-Vorstands Dr. Günther Metzner
(Geschäftsführer des Standesamtsverlags) und Stephan Hau-
ber (Geschäftsführer der HSH Soft- und Hardware Vertriebs
GmbH) sowie mit dem DATABUND-Vorstandsvorsitzenden
Ulrich Schobinski. 

DATABUND –Gemeinschaftsstand:

Startschuss gefallen
IT-Beauftragte der Bundesregierung informiert sich

über bürgerorientierte digitale Verwaltung

Mit einer Vielzahl von Veran-
staltungen eröffnete der DATA-
BUND den Gemeinschafts-
stand seiner Mitgliedsunterneh-
men fulminant. Bei einem län-
geren Gespräch mit Cornelia
Rogall-Grothe, Staatssekretärin
im Bundesministerium des In-
nern und Beauftragte der Bun-
desregierung für Informations-
technik, erläuterte der DATA-
BUND-Vorstand die wesentli-
chen Eckpunkte einer bürger-
orientierten digitalen Verwal-
tung 2020.

Positionspapier

Der Verband übergab ein Po-
sitionspapier mit der Bitte, die
sehr spezifischen Belange der
kommunalen Verwaltungsebe-
ne bei der Erstellung der Agen-
da vertreten zu dürfen. 

Eine spezielle Veranstaltung
mit Vorträgen und einer Ge-

sprächsrunde in der DATA-
BUND-Lounge beschäftigte
sich am Nachmittag des ersten
Tages mit Möglichkeiten, die
bestehenden XÖV-Standards
noch stabiler und sicherer in die
Fläche zu bringen. 

Testcenter
für XÖV-Standards

Hierfür stellte Frank Steimke,
Leiter der KoSiT das Modell ei-
nes Testcenters für XÖV-Stan-
dards und ihre Umsetzungen vor.
Alle DATABUND-Mitglieder
waren mit den Fachbesucher-
kontakten am ersten Tag zufrie-
den. Der DATABUND-Gemein-
schaftsstand hat sich als erster
Anlaufpunkte für Kommunen
und öffentliche Verwaltungen
etabliert. Nirgendwo sonst ist
das Gespräch mit den Fachver-
fahrensherstellern auf so kom-
primiertem Raum möglich. 

Tag der Archive 2014: 

Das Stadtarchiv Memmingen 
im digitalen Zeitalter

Zahlreiche neue Quellen sind seit dem „Tag der Archive“ im
Memminger Stadtarchiv online zugänglich. Die Auswahl reicht
von den Werken des slowenischen Kirchenreformators Primo
Trubar über Hilfsmittel für Familienforschungen bis hin zu
Erschließungsdaten zu Stadtteilarchiven und Sammlungen. 

Den Abschluss bilden die
Sachregister zu den frühneuzeit-
lichen Ratsprotokollen (1595-
1802), die Verwaltungsberichte
des Stadtmagistrat (1871-1914)
sowie am kommenden Wochen-
ende Informationen über die
Mitglieder politischer Gremien
Memmingens seit 1919. In einer
Beta-Version wurden Mitte März
Daten über die Mitglieder des
Stadtrats 1919-1945 und Tags
darauf ebensolche Daten für den
Zeitraum von 1946 bis 2014 frei-
geschaltet. 

Die Dokumentation der Rats-
mitglieder basiert auf amtlichen
Unterlagen (Archivbestand B
Akten und Wahlbekanntma-
chungen) sowie Unterlagen der
Parteien und Wählergemein-

schaften (Archivbestand E
Wahlprogramme etc.) und ent-
hält Geburts- und Sterbedaten,
Foto, Dauer der Stadtratstätig-
keit sowie Hinweise auf ehren-
amtliches Engagement in Verei-
nen und Verbänden. 

Bürger sollen 
die Daten ergänzen

Zu einem späteren Zeitpunkt
ist vorgesehen, die Dokumentati-
on der Ratsmitglieder um die
Zeitabschnitte 1347-1551, 1551-
1804, 1804-1818 und 1818-1919
sowie um Verzeichnisse der
(Ober-)Bürgermeister zu erwei-
tern. Auch eine Dokumentation
der Gemeinderäte in den 1972-
1978 eingemeindeten Dörfern

Amendingen, Buxach, Dicken-
reishausen, Ferthofen, Steinheim
und Volkratshofen ist vorgese-
hen. Alle Bürgerinnen und Bür-
ger, alle Parteien und Wählerge-
meinschaften sind nun eingela-
den, die Daten zu korrigieren
oder zu ergänzen. 

Memminger Stadtrat 1960-1966: Oberbürgermeister Rudolf Machnig im Kreis der damals 
zwei Stadträtinnen und 24 Stadträten. Foto Kroll, Stadtarchiv Memmingen

Breitbandversorgung im Stadtgebiet Würzburg; 

Stadtrat legt vorläufiges 
Erschließungsgebiet fest

Ein so genanntes vorläufiges Kumulationsgebiet hat der Würz-
burger Stadtrat (geplantes vorläufiges Erschließungsgebiet) für
den Breitbandausbau in Würzburg beschlossen.

Unter diesen Fachbegriff fal-
len alle schlechter versorgten
Bereiche im Stadtgebiet, die
nach den Vorgaben des derzeit
geltenden bayerischen Förder-
programms, der so genannten
„Breitbandrichtlinie“, ausgebaut
werden dürfen. In diesen Berei-
chen dürfen keine Telekommu-
nikationsanbieter vertreten sein,
die eine Bandbreite von minde-
stens 25 Mbit/s im Download
garantieren.

Die Festlegung eines vorläufi-
gen Kumulationsgebietes ist im
Förderverfahren nach der Breit-

bandrichtlinie vorgeschrieben.
Das festgelegte Gebiet umfasst
u. a. Teilbereiche der Stadtteile
Rottenbauer, Steinbachtal, Vers-
bach und Dürrbachau sowie vie-
le Würzburger Gewerbegebiete.

Als nächster Verfahrensschritt
folgt die Ermittlung des Breit-
bandbedarfs im vorläufigen Ku-
mulationsgebiet. Hierbei werden
die in diesem Gebiet ansässigen
Unternehmen und Gewerbetrei-
benden über die Homepage der
Stadt Würzburg befragt. 

Da die Bedarfsermittlung ein
wichtiger Schritt innerhalb des
Förderverfahrens ist, bittet die
Stadt Würzburg alle Unterneh-
men und Gewerbetreibenden,
die ihren Sitz innerhalb des vor-
läufigen Kumulationsgebietes
haben, sich an der Bedarfsermitt-

lung zu beteiligen und der Stadt
Würzburg ihren Breitbandbedarf
mit dem auf der Internetseite der
Stadt Würzburg eingerichteten
Formblatt mitzuteilen.

Nach Ende der Bedarfsermitt-
lung und Auswertung der Ergeb-
nisse schließt sich die so genann-
te Markterkundung an. Hierbei
werden die im vorläufigen Ku-
mulationsgebiet vertretenen Te-
lekommunikationsanbieter zu
ihren Ausbauplänen befragt. Die
Verwaltung strebt an, diese Ver-
fahrensschritte noch vor der
Sommerpause abzuschließen.

Vom Blatt
zum Byte

Modernisierung der
bayerischen Verwaltung

Geht es nach dem Willen von
Finanzminister Markus Söder,
sollen lästige Behördengänge in
Bayern künftig weitestgehend
überflüssig werden. Hierzu will
der Minister ein Bayernportal eta-
blieren, auf dem die Bürger den
Besuch auf der Amtsstube elek-
tronisch erledigen können - egal,
ob es sich um staatliche oder
kommunale Ämter handelt. Ein
entsprechendes einheitliches An-
gebot soll es auch für Unterneh-
men geben. Begleitet wird dies
von einem E-Government-Ge-
setz, das die Rechtsgrundlage für
die elektronische Verwaltung auf
Landesebene schaffen soll. Söder
sprach von einem „neuen Zeital-
ter der Verwaltung - vom Blatt
zum Byte“.

Bisher gibt es keine einheitli-
che Standardseite für die verschie-
denen Angebote der elektroni-
schen Verwaltung. Wer das Bay-
ernportal künftig für seine Behör-
dengänge nutzen will, braucht
dafür den neuen digital lesbaren
Personalausweis und ein Lese-
gerät, das zwischen 10 und 50
Euro kostet. Die Kommunen neh-
men freiwillig teil. 

Gerade einmal 142 bayerische
Gemeinden bieten Söder zufolge
den Bürgern aktuell die Nutzung
des digitalen Ausweises für elek-
tronische Behördengänge an. Al-
lerdings geht der Minister davon
aus, dass auch bisher sich noch
zurückhaltende Gemeinden im
Laufe der nächsten Jahre mitma-
chen werden. DK
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Bilanz der Bayerischen Sparkassen:

Heimische Wirtschaft gestützt –
Vertrauen gestärkt 

Trotz engerem Spielraum gutes Ergebnis für 2013

„Unser Verbund spielt eine entscheidende Rolle, wenn es dar-
um geht, den Menschen bei ihrer Lebensbewältigung zu hel-
fen“, versicherte Theo Zellner, Präsident des Sparkassenver-
bands Bayern, der in diesen Tagen aus seinem Amt scheidet.
Gemeinsam mit den zahlreichen Töchter- und Schwester-Un-
ternehmen würden Bayerns Sparkassen die Finanzdienstlei-
stungen für die Bürger im Freistaat in hervorragender Weise
gewährleisten. 

Vor dem Hintergrund von
Niedrigzinsen und teilweise kos-
tenintensiver Regulierungen konn-
ten die bayerischen Sparkassen
2013 ein in dieser Höhe nicht er-
wartetes gutes Ergebnis erzielen,
so der Präsident. „Sie haben sich
in ihrer Geschäftspolitik auf das
Umfeld eingestellt und die Her-
ausforderungen gut bewältigt.
Das versetzt sie in die Lage, ihre
Aufgabe zur Versorgung der
bayerischen Regionen mit Fi-
nanzdienstleistungen, weiterhin
erfolgreich wahrzunehmen.“ Ein
neuerliches Kreditwachstum um
2,7 Prozent auf 113 Milliarden
Euro und ein Einlagenwachstum
um 2,2 Prozent auf 142 Milliar-
den Euro wertet Zellner als Be-
weis für die herausragende Rolle
der Sparkassen im Wirtschafts-
kreislauf Bayerns und als Vertrau-
enszuwachs bei den Kunden.

Stärkung des Eigenkapitals

Das umfangreiche Zahlenwerk
erläuterte Vizepräsiden Roland
Schmautz im Detail. Danach
steigt die addierte Bilanzsumme
der bayerischen Sparkassen im
Jahr 2013 auf 182 Milliarden Eu-
ro (2012: 179 Milliarden Euro).
Dabei erzielten sie gemeinsam
ein Betriebsergebnis vor Bewer-
tung von rund 1,8 Milliarden Eu-
ro. Dies sind rund 71 Millionen
Euro weniger als 2012. Durch
dieses vor allem infolge der Nied-
rigzinsphase rückläufige operati-
ve Ergebnis und die leicht erhöh-
te Risikovorsorge verringerte sich
das vorläufige Jahresergebnis der

bayerischen Sparkassen auf 348
Millionen Euro (2012: 388 Mil-
lionen Euro). Inklusive zuvor er-
folgter Zuführungen zu den Vor-
sorgereserven war dennoch eine
deutliche Stärkung des Eigenka-
pitals möglich. Die bayerischen
Sparkassen sieht Schmautz jetzt
mit einer Kernkapitalquote von
14,6 Prozent insgesamt gut gerü-
stet für die aufsichtsrechtlichen
Anforderungen.

Deutliche Belastungen
durch Regulierungseifer

Sparkassenpräsident Zellner be-
tonte allerdings, dass das wirt-
schaftliche Umfeld von der Nied-
rigzinsphase bis zur internationa-
len Finanzmarktregulierung deut-
liche Belastungen für die regiona-
len Sparkassen mit sich bringe:
„Im Regulierungseifer der zu-
rückliegenden Jahre wurde oft
nicht ausreichend nach Ge-
schäftsmodellen und Risikoprofi-
len der unterschiedlichen Ban-
kengruppen differenziert. Die
Folge: Die Regulierungsmaßnah-
men sind nicht immer risikoadä-
quat, weil sie am Geschäftsmo-
dell der Großbanken ausgerichtet
sind. Sie führen zu einer Überfor-
derung und Fehlbelastung gerade
kleiner Banken und Sparkassen“,
so Zellner. Er führte dazu den eu-
ropäischen Abwicklungsfonds an,
aber auch neue europäische Vor-
schläge zur verstärkten Förde-
rung der Kapitalmarktfinanzie-
rung von Unternehmen. Denn
Sparkassen bedienten vorrangig
mittelständische Unternehmen,

für die eine Kapitalmarktfinanzie-
rung schon aufgrund der dazu
notwendigen Emissionsvolumina
im zweistelligen Millionenbe-
reich nicht in Frage käme.

Einfluss der Niedrigzinsen

Die Ergebnisse des abgelaufe-
nen Jahres stehen unter dem Ein-
fluss der Niedrigzinsen erläuter-
ten Präsident und Vizepräsident.
Die bayerischen Sparkassen müs-
sen für 2013 eine Einbuße von
rund 54 Millionen Euro aus dem
Rückgang des Zinsüberschusses
feststellen. Dies gibt auch den
Ausschlag für die Entwicklung
der Cost-Income-Ratio: Sie er-
reicht mit 62,1 Prozent immer
noch einen ordentlichen Wert.

Bei der Vorlage der Geschäfts-
zahlen unterstrich Vizepräsident
Schmautz den Zuwachs an Kun-
deneinlagen und das gute Kredit-
neugeschäft. Die Kundeneinla-
gen stiegen 2013 auf 142 Milliar-
den Euro, der Kreditbestand auf
113 Milliarden Euro. Die Kredit-
bestände der bayerischen Spar-
kassen an Unternehmen und
Selbstständige wuchsen dabei
2013 um knapp 2 Prozent auf
57,2 Milliarden an. Bei der Ver-
gabe von Wohnungsbaukrediten
erreichten die bayerischen Spar-
kassen ihr Vorjahresniveau von
10,8 Milliarden Euro und sind mit
einem Marktanteil von über 35
Prozent weiterhin Marktführer im
privaten Wohnungsbaugeschäft.

Finanzdienstleister
für die heimische Region

Schmautz betonte, dass sich die
bayerischen Sparkassen künftig
auf ein verändertes Anspruchs-
und Nutzungsverhalten ihrer
Kunden einstellen müssen. Der
demografische Wandel und die
zunehmende Digitalisierung sei-

en Herausforderungen für die
Sparkassen, die die Regionen
Bayerns durch ihr flächendecken-
des Netz an Geschäftsstellen mit
Finanzdienstleistungen versor-
gen. „Da derzeit aber nur wenige
Kunden ihre Bankgeschäfte aus-
schließlich online abwickeln, ver-
folgen die Sparkassen weiterhin
eine Multikanalstrategie und be-
gleiten ihre Kunden im Netz und
vor Ort“, so Schmautz.

Gerade der ländliche Raum sei
auf die Finanzdienstleistungen

der Sparkassen angewiesen. In
jüngster Zeit hätten sich zudem
vermehrt Jobsharing-Filialen und
gemeinsame Modelle, die genos-
senschaftlich organisierte Institu-
te gemeinsam mit Sparkassen be-
trieben, hervorragend bewährt,
ergänzte Zellner, der in einem
sehr persönlich gehaltenen Resü-
mee eine Bilanz seiner eigenen
Amtszeit als bayerischer Sparkas-
senpräsident zog und dabei die
Bedeutung der Sparkassen für die
heimische Wirtschaft betonte. 

Wichtige Korrektur:

GVB muss
es heißen!
„Wie kann das passieren?“,

wird sich mancher Leser ver-
wundert gefragt haben. In un-
serer GZ-Ausgabe Nr. 6 vom
20. März berichteten wir über
die Bilanzpressekonferenz
des Genossenschaftsverbands
Bayern – der natürlich mit
„GVB“ abgekürzt wird. Wie
das vollkommen falsche
„GKV“ den Weg in unsere
Überschrift fand, ist fast nicht
entschuldbar. Es war der Prä-
sident der bayerischen Volks-
und Raiffeisenbanken, Prof.
Dr. Stephan Götzl, der sich 
namens des GVB über die
Brüsseler Regulierungsflut
beklagte. Wir bitten herzlich
um Verzeihung! 

Präsident Theo Zellner und Vizepräsident Roland Schmautz (v. l.)

Würdigung zum Abschied: Ministerpräsident Horst Seehofer be-
dankte sich während eines Empfangs beim Vorstandsvorsitzen-
den der BayernLB Gerd Häusler, der in schwierigen Zeiten die
Kommandobrücke des Zentralinstituts der bayerischen Sparkas-
sen übernommen hatte. 

BayernLB legt Konzern-Bilanz 2013 vor: 

Kapitalquoten so hoch wie nie,
solides Kerngeschäft 

MKB beeinträchtigt Gesamtergebnis / Fokus auf Bayern und Deutschland /
Randaktivitäten weitgehend abgebaut

Der BayernLB-Konzern hat im Jahr 2013 bei solide laufendem
Kerngeschäft wesentliche Randaktivitäten abgebaut und weitere
Kapitalreserven angelegt. Die nach den Maßgaben der European
Banking Authority (EBA) ermittelte Kernkapitalquote lag zum
Jahresende mit 15,2 Prozent auf einem neuen Höchststand und
stieg damit gegenüber dem Vorjahreswert um 3,6 Prozent an. 

Vor dem Hintergrund der seit
November 2012 erbrachten wirt-
schaftlichen Leistungen von mehr

als 1,6 Mrd. Euro an den Freistaat
Bayern in Folge des EU-Beihilfe-
verfahrens ist das besonders be-

merkenswert. Bei vollständiger
Anwendung der Basel III-Vor-
schriften unter IFRS („fully loa-
ded“) ist die BayernLB mit einer
im Branchenvergleich guten Co-
re-Tier-1-Quote von 12,6 Prozent
zum 31. Januar 2014 ausgestattet.
Gestützt auf diese Kapitalbasis
kann die Bank künftigen ge-
schäftlichen oder auch regulatori-
schen Herausforderungen mit Zu-
versicht entgegen sehen. Diese
Bilanz zog der noch amtierende
Vorstandsvorsitzende der Bayern-
LB Gerd Häusler vor der Presse
in München.

Transformation 
weitgehend abgeschlossen

Die BayernLB verbesserte ihre
Kapitalquoten insbesondere durch
den Eigenkapital freisetzenden
Abbau von Nicht-Kerngeschäft,
der vergangenes Jahr in hohem
Tempo voranging. Die Bank ver-
äußerte beispielsweise ihre Antei-
le an der Lufthansa AG, der GBW
AG und der SaarLB. Außerdem
verkaufte sie im vierten Quartal
wesentliche Anteile an der Fonds-
gesellschaft KGAL und übertrug
das Privatkundengeschäft der Lu-
xemburg-Tochter LBLux an die
Banque de Luxembourg. Nach
den bereits in den Vorjahren er-
folgten Transaktionen trennte

sich die BayernLB allein 2013
von weiteren rund 50 direkten
und indirekten Beteiligungen und
reduzierte ihr Portfolio damit –
die ungarische MKB Bank und
einige kleinere Gesellschaften
ausgenommen – auf einen für das
Geschäftsmodell angemessenen
Umfang. Die Konzern-Bilanz-
summe sank durch diese und wei-
tere Maßnahmen zur Fokussie-
rung der Bank im Jahresverlauf
nochmals deutlich um gut 31
Mrd. Euro auf 255,6 Mrd. Euro
zum 31. Dezember 2013. Die
Zahl der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter verringerte sich um
mehr als 1.300 auf gut 8.500.

Häusler: „Die BayernLB ist
knapp fünf Jahre nach der Krise
eine andere Bank. Wir haben en-
ergisch unsere zweite Chance ge-
nutzt, die wir nach der Beendi-
gung des EU-Beihilfeverfahrens
erhalten hatten. Dazu verknüpft
unsere Bank ihr traditionell star-
kes Kreditgeschäft mit ihrer Ka-
pitalmarktexpertise und verzich-
tet auf Kreditersatzgeschäft. Heu-
te steht der Kunde im Fokus.“

Ungeschminktes Bild

Das Kerngeschäft als tragendes
Fundament des BayernLB-Kon-
zerns entwickelte sich 2013 trotz
des Niedrigzinsumfelds und der
Investitionszurückhaltung der
deutschen Wirtschaft erfreulich
robust. Die Kundenbeziehungen
mit Unternehmen, Immobilien-
wirtschaft, Sparkassen, öffentli-
cher Hand und Privatkunden
brachten Erträge von mehr als
1.900 Mio. Euro ein und übertra-
fen damit die Planungen. Der Ge-
winn der Kernaktivitäten belief
sich vor Steuern und Restruktu-
rierungsaufwand auf 586 Mio.
Euro. 

Der Verlust der hochdefizitären
MKB in Höhe von -409 Mio. Eu-
ro „verhagelte“ leider das Ge-
samtergebnis. Wegen der Belas-
tungen bei der ungarischen Kon-
zerntochter schlagen -475 Mio.
Euro (Vj.: 28 Mio. Euro) zu Bu-
che. Ausschüttungen auf Stille
Einlagen und Genussrechtsver-
bindlichkeiten erfolgen daher
nicht. Für weitere Kapital-Zah-
lungen an den Freistaat Bayern

im Zusammenhang mit dem ab-
geschlossenen Beihilfeverfahren
ist das HGB-Ergebnis derzeit je-
doch von untergeordneter Bedeu-
tung. Entscheidend für die not-
wendige Zustimmung der
Aufsichtsbehörden ist vor allem
die Eigenkapitalausstattung.

Verpflichtungskatalog

Den mit der Europäischen
Kommission im abgeschlossenen
Beihilfeverfahren vereinbarten
Verpflichtungskatalog setzt die
BayernLB weiterhin konsequent
um. Dazu gehört unter anderem
die weit fortgeschrittene Abgabe
von Beteiligungen und der Abbau
der Randaktivitäten, während das
Kerngeschäft auch wachsen darf.
Darüber hinaus schüttete die Bay-
ernLB im Jahr 2013 weiteres als
Beihilfe erhaltenes Eigenkapital
an den Freistaat Bayern aus und
überwies seit dem November
2012 insgesamt 931 Mio. Euro,
die auf das auferlegte Zahlungs-
ziel von fast fünf Milliarden Euro
bis 2019 anrechenbar sind. Unter
Berücksichtigung der Gebühren
für den ABS-Garantieschirm so-
wie der Wiederauffüllung der
Stillen Einlage erbrachte die
Bank mehr als 1,6 Mrd. Euro an
wirtschaftlichen Leistungen an
den Freistaat Bayern. Durch die
zur Jahresmitte 2013 von den
bayerischen Sparkassen vorge-
nommene Kapitalerhöhung er-
höhte sich deren über den Spar-
kassenverband Bayern gehaltener
Anteil an der BayernLB auf rund
25 Prozent, während sich der An-
teil des Freistaats Bayern nun-
mehr auf rund 75 Prozent beläuft.

Verwaltungsaufwand 
gesunken

Der Verwaltungsaufwand sank
um 6,5 Prozent auf 1.533 Mio. Eu-
ro. In diesem Betrag sind vorsorg-
lich Rückstellungen für mögliche
Aufwendungen wegen der Anpas-
sung der betrieblichen Altersvor-
sorge enthalten. Darüber hinaus
sind im Verwaltungsaufwand Ab-
schreibungen im Zusammenhang
mit Investitionen in eine moderne
Systemlandschaft für die verklei-
nerte BayernLB enthalten.

Der Aufwand für Bankenabga-
ben belief sich im Berichtsjahr
auf 51 Mio. Euro (Vj.: 53 Mio.
Euro). Hiervon entfielen auf die
MKB 46 Mio. Euro (Vj.: 47 Mio.
Euro), auf die DKB 3 Mio. Euro
(Vj.: 4 Mio. Euro) und auf die
BayernLB 2 Mio. Euro (Vj.: 3
Mio. Euro).

Das Restrukturierungsergebnis
im BayernLB-Konzern beträgt -
164 Mio. Euro (Vj.: -62 Mio. Eu-
ro). Darin enthalten sind primär
Rückstellungen für den Stellen-
abbau bei der BayernLB im Rah-
men des laufenden Kosten-
senkungsprogramms. 

Ausblick für das Jahr 2014

Die BayernLB wird im ange-
laufenen Geschäftsjahr 2014 ihr
kundenorientiertes Kerngeschäft
weiter vorantreiben und plant ein
Wachstum ihres Geschäftsvolu-
mens. Die Bank dürfte dabei ei-

BayernLB-
Geschäftsbericht

im Internet
Der Geschäftsbericht für

das Jahr 2013 steht ab dem 
15. April auf der Webseite
www.bayernlb.de zum Down-
load bereit. 

nerseits von der sich abzeichnen-
den wirtschaftlichen Belebung im
Kernmarkt Deutschland profitie-
ren. Andererseits werden die Er-
träge auch weiterhin durch das
auf absehbare Zeit niedrige Zin-
sumfeld beeinflusst werden. 

Zudem steht die Finanzbran-
che in Europa vor erheblichen
Herausforderungen in Hinblick
auf den laufenden Asset Quality
Review der Europäischen Zen-
tralbank und den anschließen-
den Stresstest. Die BayernLB
ist aufgrund ihrer komfortablen
Kapitalausstattung und ihres ro-
busten Geschäftsmodells aus-
reichend stabil aufgestellt, um
den genannten Entwicklungen
im Jahr 2014 sowie etwaigen
Belastungen aus Altlasten (un-
ter anderem MKB) erfolgreich
zu begegnen. 
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Bayerischer Qualitätspreis 2014:

Auszeichnung für
wirtschaftsfreundliche Gemeinden
Bei einem Festakt in derMünchnerResidenz wurden die Gewinner
des Bayerischen Qualitätspreises 2014 des bayerischen Wirt-
schaftsministeriums prämiert. Der Bayerische Qualitätspreis
schafft seit 1993 Anreize für Höchstleistungen und wirbt bran-
chenübergreifend für ein konsequentes Qualitätsmanagement.

In den Kategorien Industrie,
Handwerk, Handel und Dienst-
leister wurden neun bayerische
Unternehmen ausgezeichnet,
die mit umfangreichen Qua-
litätssicherungskonzepten und
innovativen Lösungen vorange-
hen. Außerdem prämierte die
Jury, bestehend aus zwei unab-
hängigen Expertengremien un-
ter Vorsitz von Prof. DDr. h.c.
mult. Wildemann vom For-
schungsinstitut für Unterneh-
mensführung, Logistik und Pro-

duktion der Technischen Uni-
versität München, drei bayeri-
sche Gemeinden, die wirt-
schaftsfreundliche Bedingun-
gen schaffen und dabei den
Qualitätsgedanken konsequent
umsetzen. Zur Förderung der
interkommunalen Zusammen-
arbeit wurde in diesem Jahr
zum zweiten Mal auch der Son-
derpreis für innovative Koope-
rationsprojekte mehrerer Kom-
munen mit Modellcharakter
vergeben.

„Produkte und Dienstleistun-
gen ,made in Bavaria` überzeu-
gen durch ihre exzellenten Qua-
litätsstandards“, betonte Bay-
erns Sozialministerin Emilia
Müller in Vertretung von Staats-
ministerin Ilse Aigner. Dieses
Höchstmaß an Qualität sichere
die Attraktivität des bayerischen
Wirtschaftsstandorts. Müller:
„Dazu leisten die Preisträger ei-
nen großen Beitrag.“

Marktheidenfeld

Als eine von drei „wirtschafts-
freundlichen Gemeinden“ erhielt
die Stadt Marktheidenfeld den
Bayerischen Qualitätspreis. Ers-

te Bürgermeisterin Helga Schmidt-
Neder nahm die Auszeichnung
entgegen. Sie zeigte sich stolz auf
und glücklich über diesen Preis.
„Damit hat die jahrzehntelange
Arbeit, hier eine wirtschafts-
freundliche Gemeinde zu gestal-
ten, Anerkennung gefunden“, be-
tonte Schmidt-Neder. „Auf diesen
Lorbeeren dürfen wir uns jetzt
aber nicht ausruhen, sondern die
Rahmenbedingungen für Unter-
nehmen müssen weiterhin ausge-
baut und optimiert werden.“

Breiter Branchenmix

In der Laudatio heißt es:
„Marktheidenfeld - da geht’s dir
gut! - so lautet der Slogan der
Stadt. Und in der Tat bietet
Marktheidenfeld seinen Bürgern
und Unternehmen eine hervorra-
gende Verkehrsinfrastruktur, ein
breites Angebot für Familien und
alle Generationen, kulturelle
Vielfalt und einen nicht weniger
ausgezeichneten Freizeitwert.
Das Ergebnis kann sich heute 
sehen lassen. Marktheidenfeld
zeichnet sich durch einen breiten
Branchenmix aus und auch der
Einzelhandel floriert. Dies be-
eindruckt nicht nur Bürger und
Gäste, sondern auch die Jury des
Bayerischen Qualitätspreises.“

Forchheim

Zum ersten Mal wurde die
Stadt Forchheim mit dem
Bayerischen Qualitätspreis -
Wirtschaftsfreundliche Gemein-
de ausgezeichnet. Insbesondere
wurde die Schaffung von rund
2.000 neuen Arbeitsplätzen seit
2007 in der Großen Kreisstadt
Forchheim als Beleg für die
optimalen wirtschaftsfreundli-
chen Rahmenbedingungen für
ortsansässige Unternehmen im

Handwerk und der Industrie
hervorgehoben. Oberbürger-
meister Franz Stumpf, Bürger-
meister Franz Streit und das
Team der Wirtschaftsförderung
um Birgit Müller und Viktor
Naumann nahmen die Urkunde
entgegen.

Mehrwert für die Stadt

„Wir sind stolz, diesen Preis
gewonnen zu haben und werden
damit in der Zukunft für unse-
ren Wirtschaftsstandort werben!
Die Verleihung des Qualitäts-
preises 2014 an unsere Stadt ist
eine besondere Auszeichnung
und zeigt die positive wirt-
schaftliche Entwicklung - gera-
de in den letzten Jahren - nach
dem massiven Strukturwandel
in der Vergangenheit. Durch un-
seren pro-aktiven Wirtschafts-
kurs und die effektive Zusam-
menarbeit zwischen der Stadt
und den regionalen Unterneh-
men schaffen wir gemeinsam
neue zukunftsorientierte Ar-
beitsplätze und erzielen einen
Mehrwert für die Stadt Forch-
heim“, stellte OB Stumpf fest.

Holzkirchen

Auch die oberbayerische Ge-
meinde Holzkirchen mit Bürger-
meister Josef Höß an der Spitze
durfte sich über den Bayerischen
Qualitätspreis freuen. Alexandra
Killisperger, im Rathaus mit der
Standortförderung befasst, hatte
im Vorfeld eine 70-seitige Bewer-
bungsmappe erstellt. 

Hauptamtliche
Standortförderung

Viele Punkte sammelte Holz-
kirchen allein durch die Tatsache,
dass es eine hauptamtliche Stand-
ortförderung gibt. Höß war an-
fangs skeptisch, ob ein Standort-
förderer sein Geld wert ist. „Aber
Frau Killisperger hat mich eines
Besseren belehrt, es war damals
die richtige Entscheidung des Ge-
meinderats.“ Die Firmen wüssten
sehr zu schätzen, einen direkten
Ansprechpartner im Rathaus zu
haben.

Gewerbegebiet Föching

Killispergers Gesellenstück ist
die Vermarktung des Gewerbe-
gebiets Föching. „Die Gemeinde
achtet hier genau darauf, dass
Flächenverbrauch und Arbeits-
plätze in einem guten Verhältnis
stehen“, bemerkte Höß. Der
Technologie-Riese Bosch wurde
angelockt, zuletzt auch die Josef
Weiß Plastik GmbH aus Brunn-

thal. Schon jetzt sind laut Höß
350 neue Arbeitsplätze abzuse-
hen. „Und dabei sind erst 40 Pro-
zent der Fläche vergeben.“ Ein-
druck machte bei der Jury auch
das Technologie- und Gründer-
zentrum, in dem sich Tüftler und
Start-Ups ihre ersten Sporen ver-
dienen können.

Nicht zuletzt entschloss sich
die Gemeinde vor kurzem, ein
eigenes Glasfasernetz für Hoch-
geschwindigkeits-Internet auf-
zubauen. „Für Unternehmen ist
das einer der wichtigsten Stand-
ortfaktoren“, hob Killisperger
hervor. 

Sonderpreis

Um die interkommunale Zu-
sammenarbeit zu fördern, wur-
de in diesem Jahr zum zweiten
Mal auch der Sonderpreis für
innovative Kooperationsprojek-
te mehrerer Kommunen mit
Modellcharakter vergeben. Hier
ging die Auszeichnung an das
gemeinsame Kommunalunter-
nehmen „Gewerbeflächenpool
Wirtschaftsband A9“ mit den
beteiligten Orten Pegnitz,
Creußen, Gesees, Gräfenberg
und Obertrubach.

Strategien

Die Repräsentanten der beteilig-
ten Kommunen und der Vorsitzen-
de des Kommunalunternehmens,
A 9-Projektmanager Michael
Breitenfelder, zeigten sich bei der
Preisverleihung stolz, auch wenn
die Auszeichnung „nur“ aus einer
Urkunde und einer Glaspyramide
besteht.

Die übergeordnete Entwick-
lungsstrategie für das Wirtschafts-
band A9 Fränkische Schweiz
setzt sich aus drei Strategielinien
zusammen: 1. Anpassung kom-
munaler Aufgaben an zukünftige
Gegebenheiten, 2. Inwertsetzung
von Landschaft und Kultur, 3. In-
novation und Unternehmensent-
wicklung. Die Umsetzung dieser
Strategielinien erfolgt in fünf
Handlungsfeldern: „Landschaft
und Landwirtschaft“, „Dörfliche
und städtebauliche Entwicklung“,
„Tourismus und Naherholung“,
„Wirtschaft“ sowie „Kultur – So-
ziales – Lebensqualität“.

Handlungsfelder

Insgesamt werden in den fünf
Handlungsfeldern mehr als 50
Projektvorschläge sowie viele
weitere Projektideen aufgelistet.
Diese Projektansätze wurden in
den Arbeitskreisen, Regional-
foren und in den Gemeinden er-
arbeitet und diskutiert. DK

200 Jahre Unterfranken in Bayern:

Aushängeschild für den Freistaat
Heuer jährt sich die Eingliederung wesentlicher Teile Unterfran-
kens in den neubaierischen Staat zum 200. Mal. Nach den Aktivitä-
ten zur 150-Jahr-Feier im Jahre 1964 und zur 175-Jahr-Feier im
Jahre 1989 wird auch 2014 diesem bedeutenden historischen Er-
eignis angemessen Rechnung getragen.

So hat der Bezirk Unterfranken
in Zusammenarbeit mit der Julius-
Maximilians-Universität und den
Freunden Mainfränkischer Kunst
und Geschichte Würzburg den Hi-
storischen Atlas „Unterfranken in
Bayern 1814-2014“ herausgege-
ben. Erstmals liegt damit ein histo-
rischer Atlas zur unterfränkischen
Geschichte der vergangenen 200
Jahre vor. Unter der wissenschaft-
lichen Leitung von Dr. Markus
Naser von der Julius-Maximilians-
Universität Würzburg haben sich
fast 30 namhafte Autoren zusam-
mengefunden, Unterfrankens poli-
tische, soziale, wirtschaftliche und
kulturelle Geschichte der vergan-
genen 200 Jahre auf annähernd 60
Karten zu dokumentieren und in
begleitenden Texten zu erläutern.

Begleitend zum Atlas hat der
Bezirk gemeinsam mit dem Amt
für Ländliche Entwicklung eine
Wanderausstellung konzipiert, die
wichtige Stationen der gemeinsa-
men unterfränkisch-bayerischen
Geschichte dokumentiert. Im Rah-
men eines Festakts in der Würz-
burger Neubaukirche übernahm
diesen Part Regierungspräsident
Dr. Paul Beinhofer. Er verwies
darauf, dass „im Zuge des Nieder-
gangs des (alten) Heiligen Römi-
schen Reiches Deutscher Nation,
der umwälzenden Ereignisse und
Umbrüche der napoleonischen
Zeit, damit einhergehend der sich
wiederholt ändernden Allianzen
der früheren Herrschaftshäuser,
das Großherzogtum Würzburg
1814 durch einen Vertrag Bayerns
mit Österreich damals wieder und
damit endgültig zu Bayern kam“. 

Historie

Der Vertrag wurde durch die
Wiener Schlussakte vom 9. Juni
1814 bestätigt. Die Bevölkerung
des seinerzeitigen Großherzog-
tums und früheren Hochstifts
Würzburg zählte nun zu den Un-
tertanen des bayerischen Königs
Max I. Josef und gehörte damit zu
dem bereits 1806 entstandenen
Königreich Bayern. Ebenfalls
bayerisch wurde am 26. Juni 1814
das Fürstentum Aschaffenburg,
das heute dem Gebiet des Bayeri-
schen Untermains entspricht und
bis dato eine eigene historische
Entwicklung aufwies. 

Mit dem Jahr 1814 wurden so-
mit der mainfränkische Raum und
der Untermain Teil der gesamt-
bayerischen Geschichte. Die neu-
gewonnenen Landesteile erhielten
zunächst den Namen „Untermain-
kreis“ und ab 1838 den Namen
„Unterfranken und Aschaffen-
burg“. Die Bezeichnung Unter-
franken wurde damit amtlich. Un-

ter dem Motto „Vom neuen zum
modernen Bayern“ wurden bereits
2006 die 200-Jahr-Feierlichkeiten
anlässlich der Erhebung Bayerns
zum Königreich begangen. Aus
unterfränkischer Sicht im Jahr
2006 etwas zu früh angesetzt war
dagegen laut Beinhofer die Lan-
desausstellung „200 Jahre Fran-
ken in Bayern“ in Nürnberg, nach-
dem sich für Unterfranken der Zu-
sammenschluss erst im Jahr 1814
auf Dauer ergab. „Letztlich wurde
– und dies kann man durchaus mit
Selbstbewusstsein sagen – der
neue, moderne bayerische Staat
erst durch das Hinzukommen des
heutigen Unterfranken geogra-
fisch, wirtschaftlich und politisch
‚vervollständigt’, um nicht zu
sagen ‚vollendet’“, betonte Bein-
hofer. 

Bayerns deutsche Mitte

Erst durch das Hinzukommen
Unterfrankens sei Bayern als ge-
schlossenes Staatsgebiet unmittel-
bar auch geografisch in die deut-
sche Mitte gerückt und habe damit
direkt Anschluss an die dynamisch
sich entwickelnden dortigen Wirt-
schaftsräume über Franken hinaus
erhalten. Beinhofer: „Unterfran-
ken war und ist Bayerns deutsche
Mitte. Und: Seit dem letzten Jahr,
genau genommen seit dem 1. Juli
2013 mit dem Beitritt Kroatiens,
liegt auch der Mittelpunkt der 
EU in Unterfranken - in Western-
grund, Landkreis Aschaffenburg.“ 

Auch Bayerns Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer würdigte die
Bedeutung Unterfrankens für
Bayern: „Seit 200 Jahren berei-
chert Unterfranken Bayern. Unter-
franken ist reich an kulturellen
Schätzen, hat sich zu einem star-
ken Industrie- und Dienstleis-
tungsstandort entwickelt und ver-
fügt über eine ausgezeichnete Bil-
dungs- und Forschungsinfrastruk-
tur als Basis für Innovationen.
Heute ist Unterfranken ein kultu-
relles, wirtschaftliches und techno-
logisches Aushängeschild für den
Freistaat.“

Unterfranken sei eine dynamisch
wachsende High-Tech-Region,
stellte Seehofer fest. Die Region
verfüge mit ihrer Traditionsuniver-
sität in Würzburg, den Hochschu-
len Würzburg-Schweinfurt und
Aschaffenburg sowie einer Viel-
zahl an außeruniversitären For-
schungseinrichtungen über eine
ausgezeichnete Bildungs- und For-
schungslandschaft. Unterfranken
sei mit seinen herausragenden kul-
turellen Schätzen Heimat für alle,
die hier leben und ein beliebter An-
ziehungspunkt für Besucherinnen
und Besucher aus nah und fern.

„Kunst und Kultur in Unterfran-
ken strahlen weit über den Regie-
rungsbezirk hinaus – von der
Würzburger Residenz über die Fe-
stung Marienberg, die wir aufwän-
dig renovieren, bis hin zum Kis-
singer Sommer und dem Würz-
burger Mozartfest. Und als erst-
klassige Unterhaltung schätze ich
das alljährliche Highlight der Fast-
nacht in Franken in Veitshöch-
heim. Alles in allem: Unterfranken
hat vor 200 Jahren das moderne
Bayern erst richtig komplett ge-
macht!“, machte der Ministerprä-
sident abschließend deutlich. DK

Jeweils ein druckfrisches Exemplar des historischen Atlanten
„Unterfranken in Bayern 1814-2014“ überreichten Bezirkstags-
präsident Erwin Dotzel (l.) und Regierungspräsident Dr. Paul 
Beinhofer (r.) an Ministerpräsident Horst Seehofer und Land-
tagspräsidentin Barbara Stamm. Bild: Mauritz
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lich angebotenen Sitzplätze nahm
im Jahr 2013 von 138 auf 144 zu.

Rund 382.000 Starts und Lan-
dungen wurden am Münchner
Flughafen durchgeführt, vier Pro-
zent weniger als im Vorjahr. Die
gestiegene Passagiernachfrage
konnte auch 2013 noch durch den
Einsatz größerer Flugzeuge aufge-
fangen werden. Die Transportlei-
stungen im Bereich der Luftfracht
lagen 2013 am Münchner Flug-
hafen annähernd auf Vorjahres-
niveau. Insgesamt wurden rund
270.000 Tonnen Luftfracht umge-
schlagen.

Als stabilisierender Faktor er-
wies sich im vergangenen Jahr
einmal mehr der Drehkreuzver-
kehr. So blieb der Umsteigeranteil
mit 39 Prozent auf dem Vorjahres-
niveau, das Gleiche gilt für das
Angebot an Destinationen und
Sitzplätzen. Die stärksten Zu-
wächse beim Passagieraufkom-
men wurden mit jeweils rund zwei
Prozent im Europaverkehr und im
Interkontinentalverkehr erzielt.
Dagegen gingen die Fluggastzah-
len im innerdeutschen Verkehr
nicht zuletzt aufgrund der nachfra-
gedämpfenden Wirkung der Luft-
verkehrssteuer um rund drei Pro-
zent zurück.

Mit den Verkehrsergebnissen
des Jahres 2013 konnte der Flug-
hafen München seine Position im
internationalen Wettbewerb festi-
gen. Bezogen auf das Fluggastauf-
kommen rangiert das bayerische
Luftverkehrsdrehkreuz wie im

Bilanzpressekonferenz der Flughafen München GmbH:

Erneute Spitzenwerte 
Höhere Gewerbesteuereinnahmen für die Umlandgemeinden 

Auf ein erfolgreiches Jahr 2013 blickt die Flughafen München
GmbH (FMG) angesichts der Passagierzahlen und Wirtschaftser-
gebnisse zurück. Vor dem Hintergrund der schwierigen wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen in Europa und der Konsolidierungs-
maßnahmen zahlreicher europäischer Airlines zeigte sich der Vor-
sitzende der Geschäftsführung der FMG, Dr. Michael Kerkloh, mit
der stabilen Entwicklung des Münchner Flughafens zufrieden:
„Der anhaltende wirtschaftliche Erfolg stärkt unsere Kapital-
marktfähigkeit ebenso wie die Investitionskraft, die wir insbeson-
dere für unsere strategischen Ausbauvorhaben benötigen.“

Mit rund 38,7 Millionen Flug-
gästen wurde Kerkloh zufolge das
Vorjahresaufkommen um rund
300.000 Reisende bzw. ein Pro-
zent übertroffen. „Die Passagier-
nachfrage nach Flügen von und
zum Münchner Airport steigt also
weiterhin an, wenn auch derzeit
eher moderat.“ Kerkloh wies in

diesem Zusammenhang darauf
hin, „dass wir mit unserem beste-
henden Bahnsystem ungeachtet
der Rückgänge im Bewegungs-
aufkommen auch im Jahr 2013 in
den Verkehrsspitzen regelmäßig
an der Kapazitätsgrenze operier-
ten. Zusätzliche Starts oder Lan-
dungen, die von den Fluggesell-

schaften nachgefragt werden, kön-
nen in diesen Zeiten nicht mehr
realisiert werden. Dieser Sachver-
halt ist übrigens in dem Verfahren
vor dem Bayerischen Verwal-
tungsgerichtshof durch die Aus-
führungen einer Mitarbeiterin
des Flughafenkoordinators der
Bundesrepublik Deutschland
noch einmal ausdrücklich be-
stätigt worden.“ 

Insofern sei es auch irre-
führend, „die reale Entwicklung
der Flugbewegungen immer wie-
der mit vermeintlichen Jahres-
werten aus der Bedarfsprognose
zu vergleichen“. Die Bedarfspro-
gnose unterstelle ein engpassfrei-
es Wachstum, das am Flughafen
München aufgrund der bestehen-
den Unterkapazitäten nicht mehr
möglich ist. Das aktuelle Auf-
kommen bilde also nicht die reale
Nachfrageentwicklung, sondern
vielmehr bereits die Auswirkun-
gen der Kapazitätsdefizite ab. 

Wie der FMG-Geschäftsführer
weiter feststellte, stieg die Ausla-
stung der Flugzeuge um 0,7 Pro-
zentpunkte auf 75,2 Prozent, den
bisher höchsten Wert seit der Inbe-
triebnahme des Airports im Jahre
1992. Die Anzahl der im Passa-
gierverkehr pro Flug durchschnitt-

Flughafen München:

Nummer eins in Europa
Jedes Jahr kürt das britische Consulting-Unternehmen Skytrax

im Rahmen der „World Airport Awards“ die besten Flughäfen des
Planeten. Grundlage hierfür bildet eine Umfrage zur Zufriedenheit
von Passagieren in aller Welt. Fast 13 Millionen Kunden aus 110
Ländern nahmen an der Befragung teil. Einen Satz nach vorne
machte im Vergleich zum Vorjahr der Flughafen München. Er ver-
besserte sich um drei Plätze und landete 2014 auf dem dritten Rang.
Damit ist der Münchner Flughafen der Beste in Europa. DK

Regionaler Planungsverband München:

Handwerk als feste Größe
Ein Vortrag des Präsidenten der Handwerkskammer für München
und Oberbayern, Heinrich Traublinger, MdL a. D., stand im Zen-
trum der jüngsten Sitzung des Planungsausschusses des Regiona-
len Planungsverbandes München unterdem Vorsitz von Neufahrns
Erstem BürgermeisterRainerSchneider. Traublingergab einen de-
zidierten Überblick über die aktuellen politischen Herausforderun-
gen auf Bundes-, Landes- und insbesondere Kommunalebene.

„In der Planungsregion Mün-
chen ist das Handwerk eine feste
Größe“, stellte Traublinger fest.
Zum 31. Dezember 2013 waren
knapp 47.000 Handwerksbetriebe
in der Planungsregion registriert,
die einen Umsatz von 18,6 Mrd.
Euro erwirtschafteten. Damit
konnte der Umsatz im Vergleich
zum Vorjahr um 0,2 % nominal
gesteigert werden. Auch bei der
Zahl der tätigen Personen sei ein
leichtes Plus von 0,4 % zu ver-
zeichnen. Im Jahresdurchschnitt
lag deren Zahl bei 163.000. Das
Handwerk habe damit in der Re-
gion einen Anteil von 11,5 % an
den Unternehmen, 10,1 % an den
sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigten und von 4,2 % an
allen Umsätzen. „Es ist ein wichti-
ger Teil der sogenannten Münch-
ner Mischung aus international 
erfolgreichen Großunternehmen
und kleinen und mittleren Unter-
nehmen“, betonte der Präsident. 

Eine besonders wichtige Funk-
tion erfülle das Handwerk traditio-
nell bei der Ausbildung des Be-
rufsnachwuchses. Insgesamt wer-
den in der Planungsregion Mün-
chen derzeit 11.800 Lehrlinge im
Handwerk ausgebildet. Damit hat
jeder vierte Auszubildende eine
Lehrstelle im Handwerk. Im Jahr
2013 wurden 4.136 Lehrverträge
neu abgeschlossen. Dabei sei zu
berücksichtigen, dass rund jeder
siebte vom Handwerk angebotene
Ausbildungsplatz nicht besetzt
werden konnte. 

„Diese Zahlen untermauern den
Stellenwert des Handwerks als
Wirtschaftskraft, als Arbeitgeber
und als Ausbilder. Die Bedeutung
des Handwerks für die Lebens-
qualität in der Region geht aber
weit darüber hinaus. Schließlich
steht unser Wirtschaftsbereich
auch für Wohnortnähe, für indivi-
duelle Produkte, fachmännische
Dienstleistungen und umfassen-
den Service“, so Traublinger.

Mit Blick auf einige Trends, de-
nen sich das Handwerk stellen
muss und die in der nahen Zukunft
die wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Entwicklung prägen
werden, nannte Traublinger die
gewaltigen Veränderungen im 
Energiebereich. Im Handwerk
selbst sei umfangreiches Know-
how vorhanden, um die Energie-
wende den Zielen ein Stück näher
zu bringen und zukunftsfähige und
vor allem auch wirtschaftliche Lö-
sungen zu verwirklichen. Etwa 30
Berufe im Handwerk böten Leis-
tungen in energierelevanten Sekto-
ren an. Handwerksbetriebe seien
Problemlöser bei Gebäudesanie-
rung, erneuerbaren Energien, aber
auch effizienten konventionellen
Energiekonzepten. Dieses Po-

tenzial müsse zur Entfaltung ge-
bracht werden. 

Die Handwerkskammer für
München und Oberbayern unter-
stützt die Unternehmen durch die
Entwicklung eines entsprechen-
den Weiterbildungsangebots, da-
mit diese die Potenziale auch nut-
zen können. „Wir sind zusammen
mit vier weiteren Handwerkskam-
mern und sechs Innungen aus dem
Kfz- und Elektrobereich beteiligt
am Verbundprojekt Smart Advi-
sor, das im Rahmen des Schaufen-
sters Bayern-Sachsen ‚ELEK-
TRO-MOBILITÄT VERBIN-
DET‘ durchgeführt wird. Im Mit-
telpunkt des Projekts steht die
Entwicklung eines Weiterbil-
dungslehrgangs Elektromobilität
Erfahrung Smart Advisor zum
Berater beziehungsweise zur 
Beraterin für Elektromobilität
(HWK). Damit stellen wir sicher,
dass interessierte Handwerker für
diese Herausforderung von An-
fang an bestens gerüstet sind“, er-
läuterte Traublinger. 

Da für die kleinen und mittleren
Unternehmen aber vor allem die
Verhältnisse vor Ort entscheidend
seien, diene das Handwerk als ei-
ne Art Eckpfeiler für die Nähe von
Wohnen, Arbeiten und Versor-
gung. Das Handwerk sei immer
Teil einer lebendigen Ortsmitte ge-
wesen und habe damit auch die
Kommunen historisch geprägt.
Leider würden diese erfolgreichen
und die Lebensqualität maßgeb-
lich fördernden Strukturen immer
mehr gefährdet. Einzelhandels-
großprojekte auf der grünen Wiese
bedrohten die mittelständischen
Unternehmen und förderten eine
Verödung der Innenstädte und ein
weiteres Anwachsen der Verkehrs-
ströme. „Hier müsste die Raumpla-
nung einen Riegel vorschieben“,
forderte Traublinger. Stattdessen sei
aber durch die vor kurzem erfolgte
Überarbeitung des Systems der
Zentralen Orte die Zahl der Kom-
munen, die für Einzelhandels-
großprojekte in Frage kommen, so-
gar verdoppelt worden. 

Mit Blick auf den Öffentlichen
Personennahverkehr plädierte der
Handwerkskammerchef dafür,
insbesondere das S-Bahn-Ange-
bot in der Region zu verbessern.
Die Stammstrecke zwischen Laim
und Ostbahnhof werde in Stoßzei-
ten mehr und mehr zum Nadelöhr
und sei daher anfällig für Störun-
gen. Deshalb erachte er die 2.
Stammstrecke als unverzichtbar.
Nicht zuletzt sei für eine schnelle-
re Erschließung des Flughafens
München und einen Ausbau der
S-Bahn-Außenäste bzw. eine Ver-
kürzung der Taktzeiten die voll-
ständige Realisierung des Bahn-
knotens München erforderlich. 

Vorjahr innerhalb Europas wieder
auf Platz 7 und im weltweiten Ver-
gleich auf Platz 30.

Der wirtschaftliche Erfolg des
Flughafenkonzerns manifestiert
sich nach Kerklohs Worten in ei-
nem Gesamtergebnis nach Steu-
ern, das nach den noch vorläufigen
Berechnungen bei 95 Millionen
Euro und damit auf Vorjahresni-
veau liegt. Auch der Konzernum-
satz bewege sich mit knapp 1,2
Milliarden Euro wieder in der
Größenordnung des Vorjahreswer-
tes. Vom guten Wirtschaftsergeb-
nis des Münchner Flughafens pro-
fitierten nicht zuletzt die Nachbar-
gemeinden, die mit höheren Ge-
werbesteuereinnahmen rechnen
dürfen: „Für 2013 werden wir
demnach insgesamt knapp 30 Mil-
lionen Euro an Gewerbesteuern an
die Umlandgemeinden auszahlen,
über fünf Millionen mehr als im
vergangenen Jahr.“

Dass der Flughafen München

im Jahr 2014 gute Vorausset-
zungen hat, seine erfolgreiche
Entwicklung fortzuschreiben,
macht laut Kerkloh ein Blick
auf den neuen Sommerflugplan
deutlich. Gerade im Interkonti-
nentalverkehr stünden den Rei-
senden nunmehr äußerst attrak-
tive neue Verbindungen zur Ver-
fügung. 

Rund 220.000 Starts und Lan-
dungen haben die Fluggesell-
schaften für die 30 Wochen dau-
ernde Flugplanperiode angemel-
det. Den Reisenden stehen am
Flughafen München während der
Sommersaison 229 Ziele in welt-
weit 63 Ländern zur Auswahl.
Neben 17 innerdeutschen Zielen
und 167 Destinationen auf der
Mittelstrecke werden auch 45
Langstreckenziele regelmäßig an-
geflogen. DK

Im Zeitalter des Internet, in dem
elektronische Medien und soziale
Netzwerke für die meisten Men-
schen nicht mehr wegzudenken
sind, stelle vor allem auch die
flächendeckende Breitbandversor-
gung einen entscheidenden Stan-
dortfaktor dar. Besonders für Be-
triebe im Zulieferbereich ist es
nach Traublingers Auffassung
wichtig, „dass die weißen Flecken
bei der Breitbandversorgung ge-
schlossen werden, damit diese den
Anschluss an die vernetzte Wirt-
schaft halten können“. 

Darüber hinaus benötigten die
Handwerksbetriebe an ihren Er-
fordernissen orientierte, mittel-
standsgerecht parzellierte und be-
zahlbare Gewerbeflächen. Vor al-
lem aber dürften bestehende Be-
triebsstandorte nicht gefährdet
werden. Insbesondere heranna-
hende Wohnbebauung führe im-
mer wieder zu Problemen. „Auch
hier sehe ich eine große Verant-
wortung der Gemeinden“, so
Traublinger abschließend. DK

„Schläft ein Lied 
in allen Dingen“

1. Internationales Festival des Liedes „Dein LIED“ feiert im Mai in Rothenburg Premiere

Rothenburg (oh) Das Kunst- und Volkslied hat gerade im deut-
schen Sprachraum eine sehr hohe Qualität entwickelt. Zudem
böten die alten Lieder den Menschen Wurzeln und Orientierung
in einer immer unübersichtlicheren Welt, sagt der Opernsänger
Christoph von Weitzel. Deshalb lädt er vom 22. bis 25. Mai zum
1. Internationalen Festival „Dein Lied“ nach Rothenburg ob der
Tauber ein.

In Workshops und Konzerten
können Teilnehmer und Gäste
Liedgut aus aller Welt entdecken.
Der Veranstaltungsort im Mittel-
fränkischen ist dabei kein Zufall:
Rothenburg selbst gilt mit seiner
herrlichen Lage an der „Romanti-
schen Straße“, seiner Architektur
und der langen Geschichte als In-
begriff der Deutschen Romantik.
In derselben Zeit erlebte das ro-
mantische Kunstlied im deutschen
Bildungsbürgertum seine Hoch-
blüte. Als Inspiration dienten die
alte Weisen und Volkslieder.

Wie aber kam Opernsänger
Christoph von Weitzel auf das
Volkslied? Schon in seiner Familie
habe man die Tradition des ge-
meinsamen Singens gepflegt, erin-
nert sich der Bariton. Und auch
seine Klassenlehrerin habe zu
Schulzeiten ein Lied nach dem an-
deren mit der Klasse einstudiert.
Von Weitzel studierte Gesang bei
Barry Mora an der Oper Frankfurt

und Professor John Lester (USA).
Der Meisterkurs bei Elisabeth
Schwarzkopf, besonders jedoch
die Arbeit mit Walter Berry, präg-
ten seinen künstlerischen Werde-
gang. Es folgten Engagements an
zahlreichen Opernhäusern. Doch
obwohl der charismatische Sänger
an vielen großen Opernproduktio-
nen mitwirkte - das Lied in seiner
enormen Vielfalt und seine Ent-
wicklungspotentiale bilden den
Mittelpunkt seines künstlerischen
Schaffens.

wie Sinn gebende Welt versetzt. 
Doch zurück zum Volkslied.

Was genau darunter zu verstehen
ist, hat die Wissenschaft bis heute
nicht beantwortet, sagt Weitzel.
Deshalb wagt er sich selbst an eine
Definition: Ein Volkslied sei ein
Lied, das im Volk bekannt sei,
vom Volk gesungen werde und im
entsprechenden Sprachraum ver-
wurzelt sei. Die ältesten bekannten
Volkslieder im deutschen Sprach-
raum reichen zurück bis ins späte
Mittelalter. Bis heute entsteht stän-
dig neues Liedgut. 

Nichts zu tun hat das Volkslied
laut Weitzel mit volkstümlicher
Musik. Anders indes sieht es mit
Blick auf das Kunstlied aus, das
seine Hochblüte im 19. Jahrhun-
dert erfuhr und sich erst auf Basis
der Volkslied-Tradition entwickeln
konnte. „Die Qualität des deut-
schen Volksliedes ist zum Teil der-
art hoch, dass es nahezu ebenbür-
tig neben dem Kunstlied steht“,
sagt von Weitzel. Da verwundert
es nicht, dass selbst große Kom-
ponisten wie Johannes Brahms
Volkspoesie vertonten und eige-
ne Volkslieder schufen. „Guten
Abend, gut‘ Nacht“ wurde in der
Brahmschen Vertonung unter dem
Titel „Wiegenlied“ zu einem der
bekanntesten Schlaflieder der
Welt.

Christoph von Weitzel liegt bei
seiner Arbeit auch daran, über das
Volkslied die Freude der Men-
schen am Kunstlied zu wecken.
Selbiges bezeichnet er als „eines
der wertvollsten Kulturgüter, um
das uns die ganze Welt beneidet“. 

Das Internationale Festival
„Dein Lied“ hat von Weitzel auch
als ein Forum internationaler Be-
gegnungen konzipiert und ins
Leben gerufen. Ein besonderer
Leckerbissen dürfte das große Ga-
lakonzert „Europa im Lied“ am
Freitag, 23. Mai, mit Gesangs-
stars aus Spanien, Schweden und
Deutschland sein. „Das Medium
Lied ist ein sehr schöner Weg, um
andere Menschen und Kulturen
kennenzulernen, aber auch, um
uns unserer gemeinsamen Wur-
zeln bewusst zu werden“, sagt
Weitzel. Nicht nur das Liedgut
selbst, sondern auch Rothenburgs
historische Kulisse kann dazu ei-
nen Beitrag leisten. 

Christoph von Weitzel. 

2009 sollte er als erster Sänger
überhaupt das Volkslied im Kon-
zertsaal etablieren. Sein Pro-
gramm „Schläft ein Lied in allen
Dingen“ mit den schönsten deut-
schen Volksliedern erwies sich
nicht nur hierzulande, sondern vor
allem auch im Ausland als Publi-
kumsrenner.

Dass sich immer mehr Men-
schen auf das alte Liedgut rückbe-
sinnen, erklärt sich Weitzel auch
damit, dass die alten, im Volk ver-
wurzelten Weisen ein Stück weit
Orientierung bieten in einer im-
mer unübersichtlicheren Welt.
Vielleicht passt das Festival „Dein
Lied“ gerade deshalb so gut in die
Tauberstadt: Hier fühlt man sich
auf Anhieb in eine andere,
ja behütete und Orientierung so-
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„Zwischen der Gemeinde-
ordnung und dem imperativen
Mandat muss doch Platz für so
etwas wie Verantwortungsbe-
wusstsein und Loyalität sein.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
las kopfschüttelnd über einige
Fälle in Bayern, in denen ge-
wählte Mandatsträger ihr Amt
nicht angetreten haben oder
schon vor dem Zusammentritt
der neuen Ratsversammlung
ihrer politischen Formation
von der Fahne gegangen sind.

Natürlich kann kein Stadt-, Gemeinde- oder
Kreisrat gezwungen werden, auf ewig und un-
bestimmt in der Fraktion, Partei oder Wähler-
gruppe zu bleiben, die ihn für Wahlen aufge-
stellt hat. Tatsächlich geht das Kommunalrecht
vom Idealbild des engagierten Bürgers aus, der
sich für das Gemeinwohl in einer Ratsversamm-
lung einsetzen will und dafür von den Bürgerin-
nen und Bürgern das Vertrauen bekommt. Die

Parteien und Wählergruppen sind dabei nolens
volens notwendige Mittel zum Zweck, die politi-
sche Willensbildung in geordnete und struktu-
rierte Bahnen zu lenken. Dass es auch anders
geht, zeigen einige kleinere Gemeinden, in der
manchmal nur eine oder zwei Bürgerlisten auf-
gestellt werden, in die sich alle einreihen, die
glauben, etwas zur Entwicklung des Dorfes bei-
tragen zu können. Gewählt wird querbeet ohne
groß auf die Listennummer oder die interne Rei-
hung der Liste zu achten.

Bayern hat ja das demokratischste Kommu-
nalwahlrecht überhaupt mit dem Grundsatz,
dass jeder Wähler so viele Stimmen hat wie es
Ratssitze gibt, der Möglichkeit, einem Kandida-
ten mehrere Stimmen zu geben oder quer durch
die Listen tüchtige Leute mit den Geschicken
des Gemeinwesens zu betrauen. Das stärkt die
Bedeutung der einzelnen Gewählten im Verhält-
nis zu ihrer Wählergruppierung ungemein und
krönt immer mal wieder „Häufelkönige“, die
sich in dem Bewusstsein sonnen können, dass
besonders viele Leute bewusst ihren Namen mit
einer schmucken „3“ bedacht haben.

Dennoch sollten auch diese zu Recht selbst-
bewussten und stolzen Matadore in stillen Stun-
den etwas Demut und Respekt vor der Rolle von

politischen Gruppen bei der
Gestaltung des Gemeinwesens
zeigen. Sich um alles zu küm-
mern und von allem etwas zu
verstehen, das mag in sehr
kleinen Orten noch möglich
sein. Aber in einer Stadt wie
unserer ist arbeitsteiliges Ar-
beiten unabdingbar. Hier setzt
die andere Seite eines großen
persönliches Erfolges bei einer
Wahl an: Die Verantwortung
den Wählerinnen und Wählern

gegenüber. Ein überzeugender Vertrauensbe-
weis an der Wahlurne sagt doch nur aus, dass
einem zugetraut wird, mit Engagement, Biss
und einem offenen Ohr für die Leute Politik zu
machen. Keiner erwartet einen fachlichen Tau-
sendsassa, der die Feinheiten der Abfallbeseiti-
gung und des Kanalbaus ebenso aus dem Eff Eff
beherrscht, wie die Schulbauverordnung, die
Immissionsschutzanforderungen oder die kom-
munale Verantwortlichkeiten regelnden Teile
des Sozialgesetzbuchs.

So werden aus einstmals hochgeachteten
Ratsherren (hier versagt meine Freude am gen-
dergerechten Formulieren, weil es doch Hand
aufs Herz meistens Männer sind) oftmals
belächelte Narren, wenn sie als Einzelkämpfer
oder in einer kleinen Absplitterung, die nichts
anderes als der Streit mit den ehemaligen Par-
teikollegen zusammenhält, meinen, ihre wahren
Talente besser ausleben zu können und beim
Abstieg von den lichten Höhen eines überra-
genden Wahlergebnisses in die Niederungen der
Ebene, also der täglichen Arbeit, immer wieder
in den Abgrund der eigenen Inkompetenz
blicken.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist ja auch
Vorsitzender des städtischen Verbandes seiner
Partei. Auch er hatte es natürlich in seiner lan-
gen Laufbahn schon mit Diven zu tun, die –
bildlich gesprochen – den Ratssaal mit der
Arena von DSDS verwechselt haben und sich
auf der schiefen Bahn zum Egotrip bewegten.
Aber mit seiner ausgleichenden Art, seiner
kühlen Rationalität und auch mit Machtwillen
hat er solche Situationen immer noch bereini-
gen können. Zur Aufmunterung poste ich einen
Spott von G. B. Shaw: „Die Demokratie ist ein
Verfahren, das garantiert, dass wir nicht besser
regiert werden, als wir es verdienen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Kein Platz 
für Egotrips

Ergebnisse des IW-Regionalrankings 2014:

Der Süden bleibt Spitze
Landkreis München mit Abstand erfolgreichste Region in Deutschland

Regionen stehen miteinander im Wettbewerb. Vor allem die Re-
gionen im Süden Deutschlands haben sich eine starke Position er-
arbeitet. Wie das Regionalranking der IW Consult (Institut der
deutschen Wirtschaft Köln) ausweist, liegen 88 der erfolgreichsten
100 Regionen in Baden-Württemberg und Bayern. Der Aufhol-
prozess Ostdeutschlands scheint dagegen ins Stocken geraten zu
sein. Unter den 50 dynamischsten Regionen finden sich lediglich
zehn aus Ostdeutschland. Sieger des Niveauvergleichs ist der
Landkreis München.

Anhand einer Reihe von Indika-
toren hat die IW Consult im Re-
gionalranking 2014 das Niveau
und die Entwicklung der sozio-
ökonomischen Lage in 402 Städ-
ten und Kreisen in Deutschland
seit 2007 untersucht. Die Indikato-
ren aus den Bereichen Wirtschafts-
struktur, Arbeitsmarkt und Lebens-
qualität wurden dabei unterschied-
lich nach ihrem Einfluss auf den re-
gionalen Erfolg gewichtet.

Aktiv und innovativ

Auf Basis des IW-Regionalran-
kings 2014 ist der Landkreis Mün-
chen die mit Abstand erfolgreich-
ste Region in Deutschland. Der
Sieger vereint die innovativste und
aktivste Wirtschaftsstruktur, den
zweitattraktivsten Arbeitsmarkt
(hinter der bayerischen Stadt Er-
langen) und die dritthöchste Le-
bensqualität (hinter dem bayeri-
schen Landkreis Starnberg und
dem hessischen Darmstadt). 

Das Ranking zeigt generell,
dass Regionen mit einer über-
durchschnittlich hohen Industrie-
dichte erfolgreicher sind als ande-
re. Industrieunternehmen können
im Durchschnitt aufgrund ihrer
größeren Produktivität höhere
Löhne als Dienstleistungsunter-
nehmen zahlen. Dies erhöht wie-
derum den Wohlstand der Region.
Während die nominale Brutto-
wertschöpfung je Stunde in der In-
dustrie 51 Euro im Jahr 2013 be-

trug, lag sie in der Gesamtwirt-
schaft bei nur 42 Euro. Das führte
dazu, dass auch die Arbeitneh-
merentgelte mit 36 Euro je Stunde
in der Industrie rund 25 Prozent
höher lagen als in der Gesamtwirt-
schaft mit 29 Euro (Statistisches
Bundesamt, 2014). 

In direktem Zusammenhang mit
einem hohen Anteil von Industrie-
unternehmen steht auch die Patent-
intensität einer Region: Im Jahr
2012 bestritten Industrieunterneh-
men gut 87 Prozent aller Ausgaben
für Forschung und Entwicklung
(Stifterverband, 2013) und 74 Pro-
zent aller Innovationsaufwendun-
gen (ZEW, 2012). Dies erhöht die
internationale Wettbewerbsfähig-
keit des Industriesektors, so dass in
den vergangenen Jahren die starke
Stellung im Markt gefestigt und
weiter ausgebaut werden konnte. 

Größerer Spielraum

Darüber hinaus verzeichnen
Standorte mit den Hauptsitzen von
Konzernen überdurchschnittliche
Steuereinnahmen. Zum Beispiel
erzielen Autoproduktionsstandorte
eine um über 50 Prozent höhere
Steuerkraft je Einwohner. Dies
führt zu einem höheren finanziel-
len Gestaltungsspielraum, der wie-
derum durch eine höhere Investi-
tionsneigung die Attraktivität der
Regionen steigern kann. 

Das Regionalranking zeigt
auch: Ländliche Räume müssen

sich nicht hinter städtischen Wirt-
schaftszentren verstecken. Land-
kreise wie Erlangen-Höchstadt in
Franken und Kelheim in Nieder-
bayern schneiden besonders gut ab,
weil sie wirtschaftlich bereits auf ei-
nem hohen Niveau waren und die-
ses sogar noch steigern konnten.
Beide Kreise profitieren von ihrer
Nähe zu Wirtschaftszentren, also zu
Erlangen und Ingolstadt bzw. Re-
gensburg. Den ansässigen Unter-
nehmen kommen zudem die gute
Verkehrsanbindung und nahe gele-
gene Hochschulen zugute.

Viele Regionen in Ostdeutsch-
land kämpfen dagegen mit wirt-
schaftlichen Problemen. Von den
schwächsten 40 Regionen des Dy-
namikvergleichs liegt rund die
Hälfte im Osten. Besonders in den
Bereichen Bildung und Innovation
besteht Handlungsbedarf, denn die
Schulabbrecherquote ist relativ
hoch und es gibt zu wenige Pa-
tentanmeldungen im Vergleich
zum Westen.

Kreative Strategien

Der Erfolg von Regionen hängt
laut IW Consult vor allem davon
ab, dass sie in folgenden Berei-
chen aktiv werden:
 Demografischer Wandel:
Deutschland wird in Zukunft mas-
siv Einwohner verlieren und
braucht qualifizierte Fachkräfte –
auch durch Zuwanderung 
 Industrie: Industriestarke Re-
gionen sollten die Rahmenbedin-
gungen weiter verbessern – etwa
durch wirtschaftsfreundliche Ver-
waltungen und Firmennetzwerke.
 Attraktivität: Ländliche Regio-
nen können vor allem durch krea-
tive Marketingstrategien und
Gründungswettbewerbe Anreize
für Unternehmensansiedlungen
setzen. 
 Investitionen in die Infrastruk-
tur: Ein attraktiver Lebens- und
Arbeitsraum sowie eine gute An-
bindung an wirtschaftlich starke
Zentren sind im Wettbewerb der
Regionen entscheidende Faktoren.

Das Niveauranking zeigt eben-
falls, dass Automobilstandorte er-
folgreicher abschneiden. Auf den
vorderen Plätzen des Rankings po-
sitionieren sich neben Wolfsburg
auch Ingolstadt (Audi), Regens-
burg und Dingolfing-Landau
(BMW). Die Automobilbranche
weist einige Erfolgsfaktoren auf,
so dass sie grundsätzlich auch in
Krisenzeiten vergleichsweise gute
Voraussetzungen hat.

Auf Rang eins des Dynamikver-
gleichs und mit einem deutlichen
Vorsprung ausgestattet befindet
sich die Stadt Wolfsburg. Dahinter
folgt mit dem bayerischen Ingol-
stadt ein Standort, der ähnliche
Strukturen aufweist. Bemerkens-
wert ist, dass die Regionen Bay-
erns trotz ihres schon erreichten
hohen Wohlstandsniveaus in den
vergangenen Jahren an die erfolg-
reiche Entwicklung anknüpfen
konnten. In Baden-Württemberg
ist dies nicht zu beobachten. DK

Ein Blick
in Dalís Hirn 

Salvador Dalís grafische Meisterwerke
in Bayerisch Eisenstein

Er war eine schrille Persönlichkeit, provozierte gerne und war im-
mer gut für einen öffentlichkeitswirksamen Skandal. Noch heute
wird Salvador Dalí (1904–1989) vielfach als Exzentriker und Ta-
bubrecher wahrgenommen, doch zählt er auch zu den weltweit
bekanntesten Künstlerpersönlichkeiten des 20. Jahrhunderts. Die
Welt des Unbewussten und die Welt der Träume standen im Mit-
telpunkt seines künstlerischen Schaffens. 

Es gibt wohl kaum jemanden,
dem Dalís zerfließende Uhren
oder die Elefanten mit Spinnen-
beinen nicht schon vor Augen ge-
kommen sind. Seine Ölbilder
hängen in den bedeutendsten Mu-
seen der Welt. Die erst Ende Juli
2013 eröffneten Kuns(t)räume
grenzenlos in Bayerisch Eisen-
stein widmen sich einem anderen
Aspekt von Dalís umfangreichem
Werk. In fast 300 originalen, sig-
nierten Arbeiten wird ein tiefer
Einblick in das grafische Schaf-
fen des populären Surrealisten ge-
geben. 

Imposante Werkschau

Die Besucher erwartet eine im-
posante Werkschau des Ausnah-
mekünstlers Salvador Dalí. Die
Ausstellung ermöglicht einen ein-
zigartigen Blick in sein eigenwil-
liges Universum und seinen
künstlerischen Gestaltungswillen.
Dalí kehrt hier seine tiefsten See-
lenzustände nach außen und zeigt
die Beweggründe für seinen ex-
traordinären Lebensstil, der ge-
prägt war von der Suche nach
sich selbst. 

Die Gemeinde Bayerisch Ei-
senstein zeigte sich offen und un-
terstützte die Kuns(t)räume und
die Dalí-Ausstellung nach allen
Möglichkeiten. Die Anfrage, im
Ortsgebiet, Werbeschilder für die
Sonderschau aufzustellen wurde

vom Gemeinderat sogar begrüßt
und fand einstimmige Befürwor-
tung. Man sei stolz, dass so eine
Attraktion im kleinen Bayerisch
Eisenstein gezeigt werden könne,
war die einhellige Meinung.
Auch von Seiten der Eisensteiner
Touristinfo war die Bereitschaft
zur Mithilfe groß. 

Werbemaßnahmen

Vor Ausstellungsbeginn wurde
mit den Verantwortlichen der
Kuns(t)räume am runden Tisch
besprochen, welche Werbemaß-
nahmen sinnvoll seien und was
man gemeinsam auf die Beine
stellen könne. So wurde die Tou-
ristinfo selbst aktiv in Sachen
Werbung. Gemeinsam mit Bür-
germeister Thomas Müller wurde
zum Beispiel der Kontakt zur Ar-
ber-Bergbahn hergestellt und die
Möglichkeiten einer Kooperation
ausgelotet. Bergbahn-Betriebslei-
ter Thomas Liebl zeigte sich auf-
geschlossen, so dass neben ande-
ren Aktionen die von Bürgermei-
ster Müller ins Spiel gebrachte
„Dalí-Gondel“, eine mit Dalí-
Motiven gestaltete Gondel, ver-
wirklicht werden konnte. 

Dass sich die Zusammenarbeit
mit der Gemeinde auch weiterhin
positiv gestalten wird, zeigt sich
schon beim nächsten Projekt der
Kuns(t)räume. Mitte Juni wird
ein internationales Bildhauersym-

posium mit Künstlern aus
Deutschland, Tschechien und der
Ukraine stattfinden. Die Gemein-
de hat sogleich einen Zuschuss
für die Durchführung gewährt. 

Fruchtbare Kooperation

Die Kooperation zwischen der
Gemeinde und den Kuns(t)räu-
men kann, obwohl es das Ausstel-
lungshaus erst seit einem drei-
viertel Jahr gibt, schon als sehr
fruchtbar bezeichnet werden.
Und mit der Dalí-Ausstellung
können beide Seiten zufrieden
sein. Der Zuspruch der Besucher
war so groß, dass die Ausstel-
lung bis Anfang April verlän-
gert wurde.
Info unter: www.kunstraeume-
grenzenlos.de 

„Ausgezeichneter“
Dorfladen Niederrieden

Weiterbildung zahlt sich aus! Alle Dorfläden, die im Netzwerk der
Schule der Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten (SDL), an
Veranstaltungen teilnehmen, verzeichnen Umsatzsteigerungen bis
zu 16 %. Darüber freut  sich Geschäftsführerin der SDL Gerlinde
Augustin. Dorfläden dienen nicht nur als Einkaufsstätten, sondern
sind ein sozialer Mittelpunkt des Dorfes, oft der Einzige. Die Kop-
pelung von ehrenamtlicher und hauptamtlicher Tätigkeit sind Mo-
delle der Zukunft. Diese Modelle werden in unseren Dorfläden ge-
lebt und sind immer Ausdruck einer funktionierenden Dorfge-
meinschaft. Auch in Niederrieden haben viele Freiwillige ange-
packt, um die ortsbildprägende „Alte Schule“ in einen Dorfladen
umzubauen.

„Nachbarschaftsläden erfolg-
reich führen“ lautete das Seminar
der Schule der Dorf- und Landent-
wicklung (SDL), das speziell für
aktive Geschäftsführer und leiten-
de Angestellte der Dorfläden in
Niederrieden, Landkreis Unterall-
gäu, durchgeführt wurde.

Kreativität
und Engagement

Der Höhepunkt des Seminars
war der Store-Check im Dorfla-
den in den verschiedensten Kate-
gorien: Von Obst-Auslage, Sau-
berkeit, Beleuchtung, Freundlich-
keit und Fachkompetenz des Per-
sonals bis Barrierefreiheit, wurde
der Dorfladen von den anderen
Teilnehmern genau unter die Lu-
pe genommen. „In Niederrieden
spürt man Kreativität und Enga-
gement“, sagte begeistert eine
Teilnehmerin. Gelobt wurden die
kompetente und freundliche Be-
dienung an der Verkaufstheke so-
wie die schöne Obst- und Gemü-
setheke und die Kaffeeecke. Der
Dorfladen wurde von der SDL
Thierhaupten und von den Teil-

nehmern mit dem Prädikant
„Hervorragend“, ausgezeichnet.

Neue Ideen sammeln

Wie kann mein Dorfladen lang-
fristig attraktiv bleiben? Wie muss
er organisiert werden, um seine
Existenz zu festigen und dadurch
die Versorgung der Bürger zu ge-
währleisten? Über Fragen der Wa-
renlieferung, Preisgestaltung Di-
rektvermarktung sowie über die
Produktpalette wurde ausgiebig
diskutiert. Jeder Laden stellte sein
eigenes Profil und besondere Mar-
ketingaktivitäten vor. 

Sowohl „Neulinge“, deren Eröff-
nung noch bevorsteht, als auch er-
fahrene Dorfladenleiter profitieren
vom „Kreativitäts- und Erfahrungs-
pool“ der anderen Teilnehmer.  Des
Weiteren wurde über die bessere
Vermarktung regionaler Produkte,
Verbesserung der Marktabschöp-
fung pro Einwohner diskutiert.
Hierzu gab es viele nützliche In-
formationen und Tipps. Empfoh-
len wird „Aktivverkauf und Aktio-
nen“  von hochwertigen Produk-
ten. Das steigert den Erlebniswert

und der Dorfladen bleibt attraktiv,
so Berater Wolfgang Gröll.

Eine Exkursion in die Allgäu-
Brennerei führte die Teilnehmer in
die faszinierende Welt der Edelde-
stillate ein. Intensiv wurde auch
über die Vor- und Nachteile der
Genossenschaft und der Unterneh-
mensgesellschaft (still) diskutiert.

Umsatzsteigerung bis zu 
16 % in allen Dorfläden

„Die Vermarktung regionaler
Produkte wird immer wichtiger“,
meint Seminarleiter Wolfgang
Gröll. Dienten früher die Dorflä-
den besonders der Nahversorgung,
so sind die neueren Dorfläden vor
allem auch auf Regionalisierung
polarisiert. Denn diese Angebote
stellen einzigartige Verkaufsargu-
mente gegenüber den großen Su-
permärkten dar. Wichtig sei auch
die Warenpräsentation, so Semi-
narleiter Wolfgang Gröll. In unse-
ren Dorfläden verkaufen wir nicht
nur Lebensmittel, sondern auch
Emotionen wie Freundlichkeit und
Gemeinschaftserlebnisse. Die Kun-
den werden mit Namen angespro-
chen, oft ergibt sich ein spontanes
Gespräch. Dies bestätigte auch be-
geistert eine Kundin im Dorfladen
Niederrieden, die besonders die
gemütliche Kaffeeecke schätzt. 

Ein gutes Dorfladenteam ist das
„A und O“ und ein Erfolgsgarant.
Der Kunde spürt das verbindende
Engagement. Personalführung,
Teamentwicklung und Umgang
mit Problemen waren auch Inhalt
der Veranstaltung. 
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Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort:
86356 Neusäß 90427 Nürnberg

www.pp-service.com

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken
LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen:
Constanze von Hassel

Telefon 08171.9307-13
hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:
Theresa von Hassel

Telefon 08171.9307-10
hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell
www.facebook.com/GZaktuell

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de
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Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Bänke

Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Gebäudedienstleistungen

Kommunale Energieberatung
7. BAYERISCHES
ENERGIEFORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
Bürgerhaus Garching bei München
www.bayerisches-energieforum.de

26. Juni 2014

2. BAYERISCHES
WASSERKRAFT
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-wasserkraftforum.de

15. Mai 2014

2. BAYERISCHES
BREITBAND
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-breitbandforum.de

November 2014

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume
Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 08724 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

Holzpellets

Wir liefern Industriepellets
Tel (0)941 696 69-82 Fax -60
industriepellets@schmidmeier.com sc
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Vorschau auf GZ 8
In unserer Ausgabe Nr. 8, die am 17. April 2014
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
 Kommunale Bibliotheken

„Ich fühle mich hier
behütet und geschützt“

Clearingstelle im Kinderzentrum St. Vincent vor zehn Jahren eröffnet

Regensburg. (osr) „Verletzte Seelen“, die intensive Hilfen und Be-
gleitung brauchen – so sieht Gesamtleiter Wolfgang Berg die Kin-
der und Jugendlichen, die in der Clearingstelle im Kinderzentrum
St. Vincent leben. Eine von ihnen schildert: „Ich war abhängig, bin
nicht zur Schule gegangen, bin bei Erziehern handgreiflich gewor-
den, habe Sachen beschädigt.“ Über ihren Aufenthalt in St. Vincent
sagt sie: „Ich fühle mich hier behütet und geschützt und habe ge-
lernt, dass ich ohne Gewalt und ohne Abhauen weiterkomme.“

Entstanden ist die Einrichtung
der Katholischen Jugendfürsorge
zur Bekämpfung der Kinder- und
Jugendkriminalität für so genann-
te „hoffnungslose Fälle“. Zum
zehnjährigen Bestehen der über
Bayern hinaus tätigen Einrichtung
machte die bayerische Sozialmini-
sterin Emilia Müller am Dienstag
deutlich, welche schweren Trau-
matisierungen bei jungen Men-
schen vorliegen und wo die Hin-
tergründe für ihr delinquentes Ver-
halten liegen.

Erfolgsgeschichte

„Die jungen Menschen brau-
chen eine ernst gemeinte Chance
und einen besonderen Rahmen,
um für sich konstruktive Lebens-
perspektiven entwickeln zu kön-
nen.“ Die Ministerin weiter: „Es
erfordert einen sehr hohen Auf-
wand und große Anstrengungen,
die zum Teil schwer kriminell ge-
wordenen Kinder, die häufig auch
durch ihr Verhalten auffällig sind,
auf diesem Weg zu begleiten und
zu unterstützen. Aber das müssen
uns die Kinder wert sein.“ Nach
zehn Jahren sei klar: Die Arbeit
und Mühen haben sich gelohnt.
Wolfgang Berg: „Es ist eine wah-
re Erfolgsgeschichte.“

KJF-Direktor Michael Eibl zog
zum Zehnjährigen das Fazit: „Die
intensiv-therapeutische geschlos-
sene Gruppe hat sich bewährt. Die
Kinder und Jugendlichen finden in
der Clearingstelle wieder Halt und
Sicherheit.“ In Bayern gibt es drei
Clearingstellen, in Regensburg, in
Würzburg und in Hallbergmoos bei
München, die jeweils sieben Kin-
der und Jugendliche im Alter von
zehn bis 14 Jahren betreuen, um ih-
rer Kriminalität wirksam zu begeg-
nen. In offenen Formen der Jugend-
hilfe könnten sie nicht betreut wer-
den und mit ihrem Verhalten gefähr-
deten sie sich selbst und andere.

Die familiären Umstände der
Kinder sind meist hoch belastet.
Oft spielt Gewalt, auch sexuelle,
in den Familien eine tragische
Rolle. Deshalb sollen sie so
rasch wie möglich aus ihrer Si-
tuation herausgelöst werden und
in den schützenden Rahmen der
Clearingstelle kommen. Hier ar-
beiten Kinder- und Jugendpsy-
chiater, Pädagogen, Psychologen
und Lehrer eng zusammen, um
den jungen Menschen einen Weg
in die Zukunft zu eröffnen, in
den nächsten Lebensabschnitt.
Alles in allem ein hoch qualifi-
ziertes Fachpersonal, „das täg-
lich Schwerstarbeit leistet“, wie

es die Ministerin formulierte.
Bei den Clearingstellen handelt

es sich um eine der intensivsten
Formen der Jugendhilfe. Manche
sehen darin einen „Kinderknast“.
Aber es geht vielmehr darum, den
Betroffenen Schritt für Schritt im-
mer mehr Freiheiten und damit
auch Eigenverantwortung zurück-
zugeben. Das oben zitierte Mäd-
chen: „Das ist im Prinzip mein
zweites Zuhause.“ Nach einer
durchschnittlichen Verweildauer
von acht Monaten verlassen die
jungen Menschen die Clearingstel-
le wieder.

Akute Krisenintervention

„Geschlossen untergebracht“ be-
deutet laut Berg nicht, dass man
hier eingesperrt sei. Es gebe be-
gleitete Ausgänge, Beurlaubung
am Wochenende, Stadtausgänge,
Kinobesuche oder Schwimmbad-
besuche. Alles unter der Devise,
„Schritte in eine positive Zukunft“
zu ermöglichen.

„Mit unserer Clearingstelle bie-
ten wir eine akute Kriseninterven-
tion, greifen gezielt ein und schüt-
zen die jungen Menschen“, sagt
KJF-Direktor Eibl, denn die fami-
liären Umstände der Kinder seien
extrem problematisch und gefähr-
dend. Oberstes Ziel sei es, Nega-
tivkarrieren zu unterbrechen und
einen positiven Entwicklungsver-
lauf anzustoßen.

Wie das in der Praxis aussieht,
schildert Wolfgang Berg: Massiv
dissoziales Verhalten, wiederholte
Verstöße gegen Strafgesetze, Ei-
gentumsdelikte, Köperverletzun-
gen, Verstöße gegen das Betäu-
bungsmittelgesetz, Schulabsen-
tismus – „die Aufzählung ist scho-
ckierend“. In der Clearingstelle
gehen die jungen Menschen zur
Schule, sie erhalten pädagogisch-
therapeutische Einzelmaßnahmen
und sie arbeiten in Gruppen zu-

sammen. Die bisherige Statistik
besagt, dass 84 Prozent der jungen
Menschen anschließend in offene
Jugendhilfemaßnahmen integriert
werden können.

Im Regensburger Kinderzen-
trum St. Vincent werden derzeit
180 Kinder im Wohn-und Schul-
bereich betreut, gefördert und er-
zogen. Integriert ist die intensiv-
therapeutische Gruppe mit Clea-
ringstelle als eine Einrichtung der
Akutintervention mit sieben Plät-
zen für Mädchen und Buben ab
zehn Jahren. Für diese Anlaufstel-
le, die Unterkunft und den Schutz
in Regensburg stellt der Freistaat
jährlich eine Dreiviertelmillion
Euro bereit. Und auch das sei ge-
sagt: Die Plätze waren immer voll
belegt. 

Glückwünsche zum 10-jährigen Bestehen überbrachten zahl-
reiche Gäste, darunter auch Sozialministerin Emilia Müller
(3. v. l.). Bild: osr

dynAlp-nature: 

Gemeinden für den Naturschutz 
Natur und Artenvielfalt in den Alpen schützen, das wollen 25 Ge-
meinden und Regionen aus sieben Alpenländern. Sie arbeiten seit
Anfang des Jahres über die Grenzen hinweg zusammen und brin-
gen BürgermeisterInnen, GemeindemitarbeiterInnen und vor al-
lem die Menschen in den Alpengemeinden an einen Tisch – mit
dem Ziel, in Einklang mit der Natur zu leben. Handfeste Aktionen
veranschaulichen deren Engagement. 

Chambéry métropole/F setzt ei-
nen Aktionsplan zum Schutz und
zur Renaturierung seiner Feucht-
gebiete um und holt sich Expertise
aus dem österreichischen Krum-
bach. Kranjska Gora und Kam-
nik/SI legen in ihrem Gemeinde-
gebiet Obstgärten mit alten Sorten
an und teilen damit die Sorge um
ökologisch wertvolles Siedlungs-
grün mit Gemeinden aus Frank-
reich, Österreich, Liechtenstein
und der Schweiz. Das Besondere
an diesen Projekten: Die Gemein-
den arbeiten länderübergreifend
zusammen, finden gemeinsam
Lösungen. Insgesamt nehmen 25
Gemeinden und Regionen aus den
sieben Alpenländern teil. 

Die Natur beachtet keine Ge-
meinde- oder Staatsgrenzen. Man
muss sie gemeinsam schützen. In
vier Kooperationsprojekten tau-
schen sich die AidA-Gemeinden
zu den Themen Besucherlenkung,
ökologisch wertvolles Siedlungs-
grün, Feuchtgebiete und Vermark-

tung regionaler Produkte aus. „Die
Projekte geben den Gemeinden
die Gelegenheit, über den Teller-
rand hinauszuschauen und etwas
anzuschieben, wozu ihnen sonst
die Mittel fehlen würden“, so
Marc Nitschke, Bürgermeister von
Übersee/D und Vorsitzender von
„Allianz in den Alpen“. 

Internationale
Unterstützung

So sehen das auch die Gemein-
den. Kamnik/SI hat bereits in ei-
nem DYNALP-Projekt mitge-
wirkt. In dynAlp-nature sind sie
Teil der Kooperation zum Thema
Siedlungsgrün. Die Programm-
schiene DYNALP gibt es nun be-
reits seit zehn Jahren. Barbara
Strajnar aus Kamnik schätzt die
Internationalität der Programme:
„Kamnik hat mit Dynalp wichtige
Erfahrungen gesammelt, einen
breiteren Blickwinkel und interna-
tionale Unterstützung erfahren. Wir

haben die Bestätigung bekommen,
dass wir gut arbeiten und die Arbeit
nützlich und notwendig ist.“ 

Der respektvolle Umgang mit
der Natur verbindet und schafft
Identität. Die Beteiligung enga-
gierter Bürger ist deshalb ein Kern-
element des Programms. Nachhal-
tigkeit heißt auch, dass vor allem
die junge Generation eingebunden
wird. dynAlp-nature will den jun-
gen Menschen eine Stimme geben
und sie in die laufenden Projekte
einbinden und begeistern. 

An den Jahrestagungen des Ge-
meindenetzwerks „Allianz in den
Alpen“ nimmt dynAlp-nature ei-
nen wichtigen Platz ein. Dort tref-
fen sich die Projektgemeinden,
dort können sich weitere Interes-
sierte informieren und mitdiskutie-
ren. Das nächste Treffen der Pro-
jektteilnehmer und der AidA-
Mitglieder generell findet am 27.
und 28. Juni 2014 in Tux im Zil-
lertal/AT statt. Zum Projektschluss
halten die Gemeinden ihre Ergeb-
nisse schriftlich fest und erarbeiten
Empfehlungen für künftige Hand-
lungen zu diesen Themenberei-
chen. So entstehen Grundlagen für
die Weiterführung der Projekte, so
kann das gesamte Netzwerk von
dynAlp-nature profitieren. 


